VERFASSUNGSENTWURF 
DER MILITÄRJUNTA 
IN DER TÜRKEI 


N | DOKUMENTE: 
ENTWURFSTEXTE 
IM WORTLAUT 


MEINUNGEN 
ANALYSEN 


Inhalt 


Militärdiktatur mit parlamentarischer Fassade 
Chronik einer Verfassung 

Türk-Is: Der Entwurf ist ein- Arbeitgeberprogramm 
Bekannte Persönlichkeiten üben scharfe Kritik 
am Entwurf 

Verfassungsentwurf im Spiegel der Presse 
Dokument: Wortlaut des Verfassungsentwurfs 
Verfassungsentwurf im Spiegel der Presse 
(Fortsetzung von Seite 10) 

Nur die Arbeitgeber preisen den Entwurf 
Mitglieder der Beratenden Versammlung 
über die Verfassung 

Juntachef Evren ruft zur Denunziation 

von Verfassungsgegnern auf 


Verfassungsentwurf der Junta: 
Militärdiktatur mit 
parlamentarischer Fassade 


Unter dem wachsenden Druck 
der aufkeimenden Opposition 
im Lande und der demokrati- 
schen Öffentlichkeit im Aus- 
land versuchten die Junta-Ge- 
neräle kurz vor dem 2. Jahres- 
tag ihrer Machtübernahme den 
Anschein einer relativ offenen 
Meinungsbildung zu erwek- 
ken: Als einen wichtigen 
Schritt zur Rückkehr zur De- 
mokratie ließen sie die öffent- 
liche Diskussion über einen 
„Verfassungsentwurf“ für 
breite Teile der Öffentlichkeit 
zu. Ausgeschlossen von dieser 
„freien“ Meinungsäußerung 
blieben neben Zehntausenden 
von eingekerkerten und mund- 
tot gemachten Demokraten 
profilierte Politiker und Wis- 
senschaftler der Vor-Junta- 
Ära, die öffentliche Ämter be- 
kleidet hatten. 

Der Entwurf, von einer von der 


. „Beratenden Versammlung“ 


eingesetzten 
„Verfassungskommission‘“ 


notdürftig zusammengestellt, l 


erwies sich jedoch alsbald als 
ein Eigentor für die Junta: 
Während mehrere Kritiker ihn 
allein unter formell-juristi- 
schen und sprachlich-termino- 
logischen Gesichtspunkten zu 
einem „Armutszeugnis“ für 
die Verfasser erklärten, stieß 
der eindeutig antidemokrati- 
sche Inhalt auf einhellige Ab- 
lehnung der Arbeiterbewe- 
gung und aller Linkskräfte bis 
hin zum bürgerlichen Block 
und einzelnen Vertretern der 
Monopolbourgeoisie. 


Die demokratischen Kräfte leh- 
nen den Entwurf als die künftige 
Verfassung einer Diktatur mit 
parlamentarischer Fassade ent- 
schieden ab. Die Militärjunta dik- 
tiert mit dem Entwurf eine Reihe 
von Mechanismen, mit deren 
Hilfe der Prozeß der freien Mei- 
nungsäußerung und der Willens- 
bildung der Bevölkerung für 


Jahrzehnte verhindert werden 
soll. Mit dem vorgelegten Ent- 
wurf werden die Grundrechte und 
Freiheiten faktisch aufgehoben; 
gewerkschaftliche Rechte im be- 
sonderen werden auf ein Mini- 
mum reduziert. Die Pressefreiheit 
existiert praktisch nicht mehr. 


Der künftige Staatspräsident, 
ausgestattet mit diktatorischen 
Vollmachten, soll dem Regime 
zwar einen „zivilen‘‘ Anstrich 
verschaffen, in Wahrheit wird er 
jedoch lediglich die Rolle eines 
Strohmannes der Junta über- 
nehmen: So wird bereits heute of- 
fen darüber verhandelt, zu wel- 
chem Zeitpunkt der jetzige Junta- 
chef Evren mit einer Abstim- 
mungsfarce zum künftigen Staats- 
präsidenten bestimmt werden 
soll. 


Aufhebung der Grundrechte 
und Freiheiten 


Im Artikel, 12 des vorgelegten 
Verfassungsentwurfes wird eine 
Reihe von Fällen aufgezählt, in 
denen die Grundrechte einge- 
schränkt werden können. Dem- 
nach können die Grundrechte 
u.a. zum Schutze der Einheit des 
Staates, des Staatsgebietes und 
der Nation, zum Schutze der Re- 
publik, zum Schutze der nationa- 
len Sicherheit, zum Schutze der 
öffentlichen Ordnung, zum 
Schutze der allgemeinen Ruhe 
und Ordnung, zum Schutze der 
öffentlichen Interessen und zum 
Schutze der allgemeinen Moral 
eingeschränkt bzw. aufgehoben 
werden, wobei diese Begriffe nir- 
gendwo konkret definiert werden. 
So könnten allein Meinungsäuße- 
rungen wie z.B. die Feststellung, 
daß es in der Türkei soziale Klas- 
sen gibt oder aber, daß in der 
Türkei neben den Türken auch 
Menschen anderer ethnischer 
oder nationaler Herkunft wie 
Kurden leben, als Gefährdung 
der nationalen Einheit geahndet 


werden. 

In einer allgemeinen Klausel des 
Artikels 13 wird der ,,MiB- 
brauch‘ der Grundrechte grund- 
sätzlich untersagt. Dort wird aus- 
drücklich festgestellt, daß keine 
der Grundrechte und Freiheiten 
u.a. 

— zur Untergrabung der Einheit 
des Staates, des Staatsgebietes 
und der Nation; 

— zur Errichtung der Herrschaft 
einer sozialen Klasse über die an- 
deren; 

- zur Unterscheidung nach 
sprachlichen, rassischen oder re- 
ligiösen Merkmalen; 

— zur Errichtung einer staatli- 
chen Ordnung auf der Grundlage 
des Kommunismus, des Faschis- 
mus oder der Religion benutzt 
werden dürfen. 

Es liegt auf der Hand, daß auf- 
grund dieser Bestimmungen nicht 
nur die Werke von Marx und En- 
gels, aber auch eine Reihe von 
Klassikern und die Gedichte von 
Nazım Hikmet kurzerhand als 
„verfassungswidrig‘‘ eingestuft 
werden können. 

Artikel 14 des Entwurfs räumt 
dem Staatspräsidenten das Recht 
ein, ohne Zustimmung des Par- 
laments oder eines anderen Gre- 
miums gemeinsam mit der von 
ihm ernannten Regierung den 
Ausnahmezustand auszurufen 
und alle Grundrechte und Frei- 
heiten außer Kraft zu setzen. 
Darüber hinaus beschränken in 
jedem einzelnen auf die Grund- 
rechte bezogenen Verfassungs- 
artikel besondere Klausel die 
Ausübung dieses Rechtes. Im Ar- 
tikel 16, der das Recht auf persön- 
liche Unversehrtheit betrifft, 
werden zusätzlich zur Möglich- 
keit der Hinrichtung fünf weitere 
Fälle aufgezählt, in denen die Tö- 
tung zugelassen wird: So wird Tö- 
tung bei Notwehr, bei Ergreifung 
und Festnahme von gesuchten 
Personen, bei Verhinderung der 
Flucht eines Gefangenen, bei 
Niederschlagung eines Aufruhrs 


oder eines Aufstandes und beim 
Vollzug der Befehle von zuständi- 
gen Behörden im Falle des Aus- 
nahmezustandes oder des Kriegs- 
rechts ausdrücklich erlaubt. 


Keine Überlebenschance für 
demokratische Gewerkschaf- 
ten und Organisationen 


Die Bestimmungen über die Ko- 
alitionsfreiheit und Streik- und 
Tarifrecht des Verfasšungsent- 
wurfes werfen ein bezeichnendes 
Licht auf die Vorstellungen der 
Junta-Generäle bezüglich der 
Friedhofsruhe, die sie sich und 
den reaktionärsten Kreisen in- 
nerhalb der türkischen Monopol- 
bourgeoisie für die nächsten Jahre 
gönnen wollen. Mit Artikel 55 
wird das Recht, Gewerkschaften 
zu gründen, nur den Arbeitern 
und Unternehmern vorbehalten. 
Damit wird den Beamten und 
Angestellten das Recht auf ge- 
werkschaftliche Betätigung un- 
tersagt. Darüber hinaus dürfen 
sich Gewerkschaften nur in der 
Weise betätigen, daß sie allein 
„die wirtschaftlichen und sozialen 
Rechte und Interessen ihrer Mit- 
glieder im Arbeitsverhältnis‘ 
schützen und entwickeln. 


Ferner wird sowohl den Gewerk- ' 


schaften als auch anderen Ver- 
bänden und Berufsorganisationen 
mit öffentlichem Charakter (wie 
Anwalts- und Ärztekammern) 
eine gegenseitige Unterstützung 
und eine Zusammenarbeit (vor 
allem mit den Parteien) ausdrück- 
lich untersagt. 

Mit einer weiteren Klausel wird 
die gleichzeitige Mitgliedschaft in 
mehreren Gewerkschaften verbo- 
ten. Damit soll angeblich der 
Übertritt der Arbeiter von einer 
Gewerkschaft zu einer anderen 
erschwert werden. 


Mit einer Anzahl von Regelungen 
werden die Gewerkschaften künf- 
tig sowohl in finanzieller Hinsicht 
als auch bezüglich ihrer Leistun- 
gen einer ständigen staatlichen 
Kontrolle unterworfen. Verboten 
wird z.B. die Freistellung von ge- 
werkschaftlichen Vertrauensleu- 
ten und Betriebsräten. Die ge- 
werkschaftlichen Guthaben jegli- 


cher Art, also auch die Streik- 


fonds, müssen bei staatlichen 


4 Banken deponiert werden. Auch 


die Abführung von Mitgliedsbei- 
trägen an die Gewerkschaften 
wird reglementiert: Diese Bei- 
träge dürfen laut Artikel 56 zu- 
künftig nur noch direkt von den 
Mitgliedern an die Gewerkschaft 
ausgezahlt werden. 


Streiks sind nur noch im Falle der 
Uneinigkeit bei Tarifverhandlun- 
gen erlaubt und dürfen 60 Tage 
nicht überschreiten. Verboten 


sind jegliche politisch motivierte - 


Streiks sowie Solidaritätsstreiks, 
Betriebsbesetzungen und Bum- 
melstreiks. Auch der General- 
streik wird verboten, während 
Aussperrung als verfassungsmä- 
Biges Recht garantiert wird. 
Streiks dürfen durch Kabinettbe- 
schluß aufgeschoben bzw. verbo- 
ten werden. In diesen Fällen er- 
setzt eine staatlich eingesetzte 
Oberste Schiedsinstanz den Ta- 
rifvertrag. Streiks und Tarifver- 
träge sind in Betrieben mit nur 
zehn oder weniger Arbeitern ge- 
nerell verboten. Allein durch 
diese Klausel werden Hundert- 
tausenden von Arbeitern jegliche 
Möglichkeit zur Ausübung ihrer 
ohnehin stark eingeschränkten 
gewerkschaftlichen Rechte vor- 
enthalten. 


Als die Junta-Generäle merkten, 
daß eine wenn auch geringfügige 
Lockerung ihrer Unterdrük- 
kungsmechanismen zu einer er- 
heblichen Stärkung der Opposi- 
fion führt, änderten sie ihre Tak- 
tik und gingen zu massiven Ein- 
schüchterungsversuchen über. 


Aufgaben der demokratischen 
Bewegung 


Das gemeinsame Vorgehen aller 
demokratischen Kräfte in der Ab- 
lehnung der Junta-Verfassung, 
von der Kommunistischen Partei 
der Türkei und anderen Links- 
parteien ausdrücklich befürwor- 
tet und unterstützt, verleitete 
kürzlich den Juntachef Evren in 
einer öffentlichen Ansprache zu 
der Erklärung, daß die Kommu- 
nistische Partei der Türkei eine 
„Kampagne gegen den -Verfas- 
sungsentwurf“ gestartet habe. Er 
rief die „loyalen Bürger“ auf, je- 
den zu denunzieren, der dem Ver- 
fassungsentwurf ablehnend ge- 
genübersteht. Dies verdeutlicht 
zur Genüge, inwiefern unter die- 


sen Umständen von einer halb- 
wegs demokratischen Meinungs- 
bildung gesprochen werden kann, 
wobei die Junta-Generäle den 
Entwurf im November mit einer 
Abstimmung legalisieren wollen. 
Die demokratischen Kräfte in der 
Türkei sind weiterhin entschlos- 
sen, trotzdem alle Möglichkeiten 
auszunutzen, um den antidemo- 
kratischen Charakter der Junta- 
Verfassung zu enthüllen. Dies 
könnte bei der für November an- 
gekündigten Abstimmung über 
den Verfassungsentwurf den Jun- 
ta-Generälen eine empfindliche 
Niederlage bereiten. Es ist daher 
das Gebot der Stunde, im In- und 
Ausland möglichst breite Kreise 
über die Diskussion über die Jun- 
ta-Verfassung einzubeziehen. 


Diese Diskussionen könnten, 
auch wenn sie innerhalb der Tür- 
kei mit äußerster Vorsicht durch- 
geführt werden müssen, die brei- 
ten Teile der Bevölkerung von ih- 
rer schweigenden Ablehnung zu 
einem aktiveren Widerstand er- 
mutigen, zumal die gegenwärtig 
äußerst heftig durchgeführten 
Auseinandersetzungen mit wach- 
senden wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten der Junta zusammen- 
treffen. Nicht nur die rapide zu- 
nehmende Arbeitslosigkeit von 
einem noch nicht dagewesenen 
Ausmaß, aber auch die ständig 
sinkenden Realeinkommen der 
Arbeiter und Angestellten, der 
Bauern, aber auch nicht unerheb- 
licher Teile des mittleren Bürger- 
tums tragen zur wachsenden Un- 
ruhe innerhalb ‚der Bevölkerung 
bei. Der Rücktritt des stellvertre- 
tenden Ministerpräsidenten Tur- 
gut Özal im Sommer dieses Jahres 
unmittelbar nach dem Bankrott 
des von ihm ausgetüftelten Zins- 
und Kreditsystems mit Hundert- 
tausenden von geschädigten 
Kleinsparern hat auch Wider- 
sprüche innerhalb der herrschen- 
den Monopolbourgeoisie erneut 
verdeutlicht. 


Diese Dokumentation soll dazu 
beitragen, die demokratische Öf- 
fentlichkeit in der Bundesrepublik 
über den wahren Hintergrund der 
vielgepriesenen „Rückkehr zur 
Demokratie‘ von Militärs Gna- 
den in der Türkei zu informieren 
und die Diskussion über die außer 
Kraft gesetzten Menschenrechte 
in diesem NATO-Land voranzu- 
treiben. 


ee a re a en 


Chronik 


einer Verfassung 


24. November 1981 

Die Verfassungskommission der 
Beratenden Versammlung tritt 
zum ersten Mal unter Vorsitz des 
Prof. Orhan Aldikacti zusammen. 


12. Juni 1982 

Das Staatliche Institut für Stati- 
stik gibt bekannt, daß die neue 
Verfassung spätestens am 14. No- 
vember 1982 zur Volksabstim- 
mung vorgelegt wird. 


23. Juni 1982 

General Ersin, Mitgl. d. Nationa- 
len Sicherheitsrates: „Jeder türki- 
sche Bürger, der das 21. Lebens- 
jahr vollendet hat, wird am Refe- 
rendum teilnehmen.‘ 


1. Juli 1982 

Die Beratende Versammlung gibt 
bekannt, daß über den Verfas- 
sungsentwurf ab 2. August bera- 
ten wird. 


4. Juli 1982 

Prof. Aldikacti: „Wir geben spä- 
testens am 7. oder 8. Juli den Ver- 
fassungsentwurf in einer Pres- 
seerklärung bekannt.“ 


5. Juli 1982 

Prof. Kemal Dal, Mitgl. d. Ver- 
fassungskommission: ,,Wir arbei- 
ten sehr intensiv an der Fertigstel- 
lung der neuen Verfassung. 


8. Juli 1982 

Prof. Aldikacti: „Wann der Ent- 
wurf soweit ist, weiß nur Gott.“ 
Sadi Irmak, Vorsitzender der Be- 
ratenden Versammlung: „Der 
Entwurf wird laut Prof. Aldikacti 
am 10. Juli bekanntgegeben.“ 


9. Juli 1982 

Prof. Aldikacti: „Es kann sein, 
daß der Entwurfam Sonntag oder 
Montag bekanntgegeben wird. 
Am Dienstag hundertprozentig.‘ 


10. Juli 1982 

Prof. -Aldikacti: „Wir geben ihn 
am Dienstag mit Sicherheit be- 
kannt.‘ 


13. Juli 1982 
Prof. Aldikacti: ,, Wir werden die 


Verfassung mit Sicherheit der Be- 
ratenden Versammlung überge- 
ben.“ 


11. Juli 1982 

Prof. Aldikacti: ,,Der Entwurf 
wird am Mittwochabend bei der 
Beratenden Versammlung einge- 
reicht.“ 


15. Juli 1982 

Sadi Irmak, Vors. d. Ber. Vers.: 
„Wir warten auf den Verfas- 
sungsentwurf.“ 


17. Juli 1982 
Prof. Aldikacti: ,,Heute geben wir 
den Entwurf bekannt.“ 


18. Juli 1982 

Der Verfassungsentwurf wird 
nach einer achtmonatigen Bear- 
beitungszeit bekanntgegeben. 
Prof. Aldikacti: „Wir sind heute 
morgen um 3.00 Uhr fertig ge- 
worden.“ 


21. Juli 1982 

Die Mitglieder der Verfassungs- 
kommission beginnen mit der 
Kritik ihres eigenen Entwurfes. 


29. Juli 1982 

Die Verfassungskommission be- 
ginnt mit der Vorbereitung der 
Begründung des Entwurfes, ob- 
wohl diese gemäß der inneren 
Satzung vor der Übergabe des 
Entwurfes hätte eingereicht wer- 
den müssen, 


2. August 1982 

Die Begründung des Verfas- 
sungsentwurfes wird fertigge- 
stellt. 

Die diesbezügliche Beratung der 
Beratenden Versammlung be- 
ginnt mit heftigen Diskussionen, 
wird aber auf Antrag der 17 Mit- 
glieder — weil die Begründung des 
Entwurfes fehlt — 48 Stunden ver- 
schoben. 


3. August 1982 

Prof. Aldikacti erklärt gegenüber 
dem Fernsehen, daß der Begrün- 
dungstext bei den Arbeiten verlo- 
rengegangen sei und seit langem 
gesucht werde. 


5. August 1982 


Prof. Aldikacti: „Wir sind auch 
Menschen und können Fehler 
machen.“ 


6. August 1982 

Der Erlaß Nr. 70 wird bekanntge- 
geben, mit dem die Generale den 
ehemaligen Funktionären der 
verbotenen Parteien, deren Mit- 
gliedern, die unter Anklage stehen 
oder strafrechtlich verfolgt wer- 
den, jegliche Meinungsäußerung 
zu dem Verfassungsentwurf ver- 
bieten, 


16. August 1982 

Die Verfassungskommission be- 
antwortet die Fragen und entgeg- 
net den Kritiken der Mitglieder 
der Beratenden Versammlung. 
Einige Mitglieder: „Eventuelle 
Änderungen der einzelnen Para- 
graphen des Verfassungsentwur- 
fes sind kaum möglich. 


17. August 1982 
Die Beratende Versammlung be- 
ginnt mit den Beratungen einzel- 
ner Paragraphen. 


28. August 1982 

Die Beratende Versammlung 
lehnt die Herabsetzung des 
Wahlalters auf das 18. Lebensjahr 
ab. Jugendliche: ,, Wir dürfen hei- 
raten, aber nicht wählen.‘ 


30. August 1982 

General Evren in Afyon: ,,Dieje- 
nigen, die mit Kräften aus dem 
Ausland zusammenarbeiten, ha- 
ben eine Ablehnungskampagne 
gegen die neue Verfassung gestar- 
tet” 


5. September 1982 

Unter starker Kontrolle der Mili- 
tärs findet eine Volkszählung in 
bezug auf das sich nähernde Refe- 
rendum statt. 


12. September 1982 
General Evren in Beypazari über 
die Kritiker des Verfassungsent- 
wurfes: „Denjenigen, die von ih- 
ren (bequemen) Plätzen in Istan- 
bul und Ankara aus sich anmaßen 
zu urteilen, gilt mein Rat. Sie soll- 
ten zuerst Schritt für Schritt das 
Land besichtigen und erst dann 
(von mir aus) reden oder schrei- 
ben.“ 
(Bei RedaktionsschluB führt die 
eratende Versammlung ihre Be- 
ratungen über die einzelnen Pa- 
ragraphen des Entwurfes fort.) e 5 


Gewerkschaft Türk-Is: 


Der Entwurf ist ein 


Arbeitgeberprogramm 


Seit der Bekanntgabe des Ver- 
fassungsentwurfs am 17. Juli 
dieses Jahres gehört auch der 
rechte Gewerkschaftsbund 
Türk-Is, der offiziell die Junta 
unterstützt, zu jenen, die gegen 
diesen Entwurf protestieren. 
Mehrere Broschüren, die die 
temperierte Kritik, die Ansich- 
ten und die Vorschläge des 
Türk-Is zu diesem Thema 
beinhalten, sind bereits vor der 
Diskussion des Entwurfs in der 
Beratenden Versammlung er- 
schienen, führten aber zu kei- 
nem Ergebnis. Trotz der Erklä- 
rung des Junta-Chefs Evren in 
Konya, daß die Kampagne ge- 
gen den Verfassungsentwurf 
von der Kommunistischen Par- 
tei der Türkei geführt werde, 
organisierte Türk-Is eine Kon- 
ferenz zu diesem Thema, bei 
der die Kritik schärfere For- 
men annahm. Aber Türk-Is 
kann sich trotz all seiner Kritik 
nicht dazu entschließen, sei- 
nen Generalsekretär Sadik 
Side, der als Minister in der 
Junta-Regierung sitzt, zurück- 
zubeordern. 


Sevket Yilmaz (Vorsitzender 
des Türk-Is): 


Wir können die Krawatten able- 
gen und, bekleidet mit Arbeitsho- 
sen, in allen Bezirken des Landes 
nur Politik betreiben. Die Demo- 
kratie ist eine Regierungsform der 
Mehrheit. Dann wird jeder sehen, 
ob in der Türkei ein paar Kapita- 
listen oder die Mehrheit des Vol- 


„Wenn uns gewerkschaftliche Tätigkeit untersagt wird, machen wir in Arbeitshosen allerorts Poli- 
uk.“ (Konferenz zur Väljast V von TUREI IS in Ankara) 


kes regiert... Mit diesem Verfas- 
sungsentwurf wird weder die Zu- 
kunft sicher noch die Demokratie 
gesund sein... Dieser Verfas- 
sungsentwurf hat das Ziel, einer 
Handvoll Kapitalisten nicht nur 
zu der wirtschaftlichen, sondern 
auch zu der politischen Macht zu 
verhelfen.. 


Kaya Ozdemir (Generalsekre- 
tär für Bildung in Türk-Is) 


Es ist ein warnendes Beispiel, daß 
die Konföderation der Arbeitge- 
berverbände der Türkei ihre For- 
derungen, die sie in der Amtszeit 
der zivilen Regierungen nicht 
durchsetzen konnte, jetzt durch 
die Beratende Versammlung 
durchsetzt. Sie verhalten sich so, 
als ob Politik ein angeborenes 
Recht nur der Geschäftsmänner 
wäre. 


. Resolution vom 9. 9. 1982 


Der Verfassungsentwurf, derdem 
türkischen Volk vorgelegt worden 
ist, und die Entwicklungen iri der 
Diskussionsphase in der Beraten- 
den Versammlung sind sicherlich 
weit davon entfernt, die von dem 
türkischen Volk als Regierungs- 
form bevorzugte pluralistische, 
freiheitliche Demokratie zu er- 
möglichen. Der Verfassungsent- 
wurf beinhaltet, sowohl politisch 
als auch wirtschaftlich, Elemente, 
die die Rechte und die Freiheiten 
von allen Arbeitenden und Arbei- 
tern vernichten und einem Sy- 
stem, das ein paar Kapitalisten 
sowohl zur wirtschaftlichen als 
auch zur politischen Macht ver- 


helfen wird, Gültigkeit verschaf- 
fen. 

Es ist die unvermeidbare Aufgabe 
jedes Bürgers, sich dagegen zu 
wehren, daß unser Land und un- 
ser Volk zu solchen Unruhen, sol- 
chem Mißtrauen und Chaos ver- 
leitet wird, wie sie die Industrie- 
länder schon mehr als hundert 
Jahre hinter sich gelassen haben. 


Aus den Broschüren: 


Wenn dieser Verfassungsent- 
wurf in dieser Form ange- 
nommen wird, 

— kann die Gedankenfreiheit, das 
Grundprinzip der Demokratie, 
nicht mehr bestehen; 

— wird der soziale Staat nur auf 
dem Papier existieren; 


— werden die Gewerkschaften in 
einen Teufelskreis geschlossen, in 
dem sie bei jeder ihrer Aktivitäten 
beschuldigt werden können, Poli- 
tik zu treiben; 

— werden den Gewerkschaften 
ihre finanziellen Einzugsmöglich- 
keiten entzogen, und sie werden 
dadurch zu ineffektiven Organi- 
sationen gemacht; 

— werden die Arbeiter ständig 
mittels Aussperrung, die in den 
westlichen Demokratien als 
„Sünde gegen die Menschheit“ 
angesehen wird, mit Rausschmiß 
bedroht, die Arbeitgeber dagegen 
werden mit einer Aggressions- 
waffe ausgerüstet, die in der Ver- 
fassung institutionalisiert wird; 

— werden alle Aktivitäten der 
Gewerkschaften ständig kontrol- 
liert, infolge einer Einstellung, die 
Verwaltungskontrolle heißt und 
die gegen die internationalen 
Prinzipien verstößt; 

— öffnet sich der Weg nicht dem 
sozialen Frieden, sondern der so- 
zialen Krise. 


— werden Freiheiten zu Ausnah- 
men und Beschränkungen zur 
Regel gemacht und die Möglich- 
keiten, das Wesen der Rechte und 
der Freiheiten zu verteidigen, 
zum größten Teil zerstört; 

— werden einem bedeutenden 
Teil der Arbeiterschaft die Mög- 
lichkeit, Gewerkschaften zu 
gründen, Tarifverträge zu schlie- 
Ben, und wenn die Bedingungen 
für deren Durchsetzung es erfor- 
dern, Streiks durchzuführen, ent- 
zogen; 


En ra ae ee i a | 


Bekannte Persönlichkeiten 
üben scharfe Kritik am Entwurf 


Der Verfassungsentwurf wurde 
von einer Beratenden Versamm- 
lung verfaßt, deren Mitglieder 
von der Junta, das heißt, von fünf 
Generalen ernannt worden sind. 
Diese Auswahlprozedur hat sich 
auch in dem Endprodukt nieder- 
geschlagen. Der Verfassungsent- 
wurf widerspiegelt in keiner 
Weise die Vorstellungen der Üf- 
fentlichkeit, sondern nur die der 
fünf Generale und des großen 
Geldes. Persönlichkeiten des öf- 
fentlichen Lebens und Vertreter 
der Berufsorganisationen äußern 
sich fast ohne Ausnahme gegen 
den Verfassungsentwurf. 


Zwei Mitglieder 
des Verfassungs- 
gerichts 


Während Mehmet Cinarli die 
Nichtdefinition der provisori- 
schen Paragraphen im neuen 
Verfassungsentwurf als sehr 
lückenhaft bezeichnete, äu- 
Berte sich Yilmaz Aliefendio- 
glu gegenüber Cumhuriyet wie 
folgt: 

„Die Vielzahl der Details in die- 
sem Entwurf können eine Rei- 
bung und natürlicherweise eine 
anarchistische Atmosphäre her- 
vorbringen, ein Land aufgeregter 
und nervöser Menschen entste- 
hen lassen. 


Suphi Gürsoytrak 
(ehem. Senator 
und Mitglied des 
Komitees für 
nationale Einheit) 


Die Struktur, die durch die Un- 
tersuchung der Grundinstitutio- 
nen der Republik, der Legislative, 
der Exekutive, die Gründung, 
Aufgaben und Kompetenzen der 
Justiz-Organe entsteht, macht 
deutlich, daß eine Staatsstruktur 


beabsichtigt worden ist, die an 
Nationalsozialismus erinnert. 
Bekanntlich verfolgte der Natio- 
nalsozialismus eine Innenpolitik, 
die die Bevölkerung unterdrückt, 
sie zum Schweigen bringt und 
sich mit der Gruppe des Kapitals 
verkettet, und eine aggressive und 
militaristische Außenpolitik 
macht. Richtiger gesagt: Er ist ge- 
zwungen, eine solche Politik zu 
verfolgen. 


Ismal Cosan 
(Föderation der 
Religions- 
beauftragten) 


Der neue Entwurf schränkt den 
freien Gottesdienst ein. Der Para- 
graph 61 der Verfassung des Jah- 
res 1961 „Gottesdienste, religiöse 
Anbetungen oder Veranstaltun- 
gen, die nicht gegen die gesell- 
schaftliche Ordnung und die all- 
gemeine Moral oder die diesbe- 
züglich erlassenen Gesetze ver- 
stoßen, sind frei“ ist in dem Ent- 
wurf nicht aufgenommen. 


Prof. Tuncer 
Karamustafaoglu 
(Verfassungs- 
rechtler, Univer- 
sität Ankara) 

Die Verfassungskommission der 
Beratenden Versammlung über- 
gab der Beratenden Versamm- 
lung und der türkischen Öffent- 
lichkeit den von ihm vorbereiteten 
Verfassungsentwurf ohne einen 
Begründungstext. Weder die Be- 
ratende Versammlung noch die 
Öffentlichkeit sind über die Be- 
gründung der 200 Paragraphen 


des vorbereiteten Entwurfes in- 
formiert. 


Daß Einschränkungen zur Regel 
und Freiheit und Menschenrechte 
zur Ausnahme geworden sind, ist 
der Esprit dieses Entwurfes. 


Atilla Sav 
(Präsident der 
Anwaltskammer 
der Türkei) 


Es kann gesagt werden, daß der 
Entwurf in dieser Form nicht die 
Eigenschaft besitzt, einen dem 
pluralistischen, demokratischen 
Regime aufgestützten „Sozialen 
Rechtsstaat“ mit allen seinen In- 
stitutionen und Regeln herzustel- 
len und aufrechtzuerhalten; er 
bleibt weit hinter der von unserem 
Volk erreichten Reife zurück. 


Er reflektiert den Gedanken der 
Nichtbeachtung der juristischen 
Sicherstellung, weil er der Justiz 
mißtraut, dagegen gewährt er 
eine extreme Freiheit für die Le- 
gislative und Exekutive. 

Es ist beängstigend, daß dieser 
Entwurf, der die juristische Si- 
cherstellung als Notwendigkeit 
der freiheitlichen Demokratie und 
die Unabhängigkeit der Justiz, 
die eine solche Sicherstellung ge- 
währleisten soll, zurückdrängt 
und eine Struktur aufweist, die 
somit in Zukunft den totalitär 
tendierten politischen Parteien 
ermöglicht, eine autoritäre Regie- 
rung zu bilden. 
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Sav über Todesstrafe in der 
Verfassung: i 


Diese unzeitgemäße Strafe ist in 
europäischen, Ländern aufgeho- 
ben. Aber in den Ländern, in de- 
nen sie noch existent ist, ist sie. si- 
cherlich nicht in den Verfassun- 
gen, sondern im Strafgesetzbuch 
vorhanden. Der letzte Abschnitt 
des Paragraphen 16 gibt eine Art 
Recht zum Töten. Die Frage, ob 
dies als zeitgemäß angesehen 
werden kann, erübrigt Diskussio- 
nen. 


Nail Güreli 
(Vorsitzender der 
Journalisten- 
gewerkschaft) 


In meinem offenen Brief an den 
Ministerpräsidenten B. Ulusu: 


„Kein Verfassungsentwurf, 
sondern ein Regierungspro- 


gramm der Arbeitgeber.‘ 


„Wir sehen keine Möglichkeit, 
daß dieser Verfassungsentwurf 
von der türkischen Gesellschaft 
und von den türkischen Arbeitern 
angenommen werden kann, da 
dieser Verfassungsentwurf in er- 
ster Linie bei den Grundrechten 
und Freiheiten, in vielen Berei- 
chen reaktionär, zurückführend 
und sogar unzeitgemäß ist. 


Dieser Verfassungsentwurf be- 
grenzt in enormer Weise das Prin- 
zip des sozialen Staates, die Pres- 
sefreiheit, die Grundrechte und 
Freiheiten und die gewerkschaft- 
lichen Rechte und Freiheiten. Mit 
seinem Inhalt erweckt der Ent- 
wurf den Eindruck, daß er kein 
Verfassungsentwurf ist, sondern 
ein Regierungsprogramm der Ar- 
beitgeber... 


Die unbegrenzte und elastische 
Bestimmung, die den Gewerk- 
schaften, die die Aufgabe haben, 
die ökonomischen und sozialen 
Interessen ihrer Mitglieder zu 
verteidigen und zu entwickeln, die 
politische Tätigkeit verbietet, 
hebt die freigewerkschaftliche Tä- 
tigkeit auf.“ 


Server Tanilli 
(Verfassungs- 
rechtler) 


Der zur Zeit in der Straßburger 
Universität als Hochschuldo- 
zent tätige Dozent Server Ta- 
nilli hat gegenüber der Zeitung 
„Cumhuriyet“ seine Meinung 
über den neuen Verfassungs- 
entwurf mitgeteilt. 


„Diese Verfassung ist gegen zwei 
Sachen, auf die ich hdhen Wert 
lege, die Gedankenfreiheit und die 
Rechte und Freiheiten der Werk- 
tätigen. Mein erstes Gefühl ge- 
genüber diesem Entwurf, der ab- 
gesehen davon, die Freiheiten zu 
sichern, sogar gegen das Recht auf 
Leben ist, war Ekel. 


Er ist ein vollkommenes Beispiel 
der Primitivität und Reaktion. 
Mit diesem kann keine Demokra- 
tie errichtet werden. Es kann 
höchstens Faschismus errichtet 
werden. Ich weiß nicht, was man 
sein muß, um unter diesen Text 
seine Unterschrift zu setzen.“ 
Tanilli am 9. August in „Cumhu- 
riyet“: 


»Es ist jetzt genau verstanden 


worden, daB der neue Verfas- 
sungsentwurf ein Dokument ist, 
das offen freiheitsfeindlich, 

ist, da er die Inhalte der Freihei- 
ten aufhebt. Fern davon, den so- 
zialen Frieden zu.bewahren, be- 
günstigt er die Einzelpersonen- 
macht durch den Leistungsme- 
chanismus, den sie errichten will. 
Kurz gefaßt, er ist gegen die Vor- 
aussetzungen der Gegenwart, 
nicht beachtend die Errungen- 
schaften des Kampfes für die De- 
mokratie der Türkei bis heute und 
nicht antwortend auf die gegen- 
wärtigen und zukünftigen Erwar- 
tungen. 


Er ist verachtend gegenüber unse- 
rem politischen und sozialen Er- 
ben, sein Gedankenmechanismus 
ist verkehrt, sein System ist ver- 
kehrt, seine Sprache ist verkehrt, 
sogar seine Ausdrucksweise ist 
verkehrt. Mit diesem kann man 
nirgendwohin gehen, er kann 
auch nicht verbessert werden. 


“Die Beratende Versammlung 


kann nur eins machen: diesen, 
ohne die Punkte besprochen zu 
haben, in den Mülleimer schmei- 
Ben und einen neuen Entwurf ma- 
chen. 


Dies ist nicht schwierig und 
nimmt auch nicht viel Zeit. Au- 
Berdem liegt auch eine Vorberei- 
tung in unserem Land vor, die 
diese Arbeiten in dieser Hinsicht 
vereinfacht und beschleunigt. Zur 
Zeit liegt uns ein ‚Begründeter 
Verfassungsentwurf‘ von der Fa- 
kultät für politische Wissenschaf- 
ten und der Fakultät für Rechts- 


wissenschaften von Ankara, ver- 


öffentlicht vor. Dies ist eine Ar- 
beit, die uns ehrt, da sie von intel- 
ligenten und kompetenten Wis- 
senschaftlern, die die Realitäten 
ihrer Gegenwart und ihres Lan- 
des kennen, vorbereitet wurde. 


Ausgehend von diesem würdigen 
Vorschlag und ihm folgend, kann 
man vieles schaffen. 


Es muß nur der Wille da sein! 
Die Beratende Versammlung 
steht zur Zeit unter einer großen 
Verantwortung. Das ganze Volk 
und die ganze Welt schaut aufsie. 
Seien wir vorsichtig; wir machen 
keinen Spaß, sondern Verfas- 
sung...“ 


E OOO CI 


Dr. Ertugtul 


Ozkök (Dozent an 


der Universität 
Hacettepe) 


Dieser Entwurf erweckt den Ein- 
druck, als wäre von einem den 
Grundprinzipien völlig entgegen- 
gesetzten Verständnis bezüglich 
der Pressefreiheit ausgegangen, 
die der Westen schon im 17. Jahr- 
hundert Vorbereitungen zu tref- 
fen begann. š 


Gegenüber der Verfassung des 
Jahres 1961 werden in höherem 
Maße Einschränkungen einge- 
setzt. Es sieht so aus, daß das 
Ende des Weges, der in bezug auf 
die „Einschränkung mancher 
Freiheiten seit dem 12. März 
(1971, Red.) beschritten wird, 
somit erreicht wird. 


So entsteht eine erschrek- 


` kende Gesamtheit der Einschrän- 


kungen, wenn sie die Begründun- 
gen mit dem unschuldigen Anse- 
hen einreichen. Mit einer solchen 


Verfassung können die Regierun- 
gen jede oppositionelle Stimme 
verbieten. Ohnehin verfaßt keine 
politische Kraft in diesem Zeital- 
ter Einschränkungen in einem 
„groben Sprachgebrauch‘. 

Denn die demokratische Öffent- 
lichkeit auf internationaler Ebene 
ist sehr sensibel. In keinem Gesetz 
existiert eine Phrase wie „Presse 
ist nicht frei“. Aber es ist für unser 
Zeitalter üblich, zu antidemokra- 
tischen Praxen, sich an solchen 
Paragraphen anlehnend, überzu- 
gehen. Doch niemand fühlt sich 
veranlaßt, diese Länder ,,demo- 
kratisch‘‘ zu nennen. 


In diesem Umfang widersprechen 
sich diese, die Pressefreiheit be- 
treffenden Einschränkungen mit 
den international anerkannten 
Prinzipien. Zum Beispiel ernennt 
einim Jahre 1946 von den Verein- 
ten Nationen verfaßter Beschluß 
Nr. 59 die Pressefreiheit zum 
„wichtigsten Grundrecht“. Auch 
der Geist des Paragraphen 19 der 
1948 verfaßten Erklärung der 
Menschenrechtskonvention deu- 
tet auf diese Richtung. Inzwi- 
schen beinhaltet die seitens der 
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KENDI HALINDE BIR MiZAH DERGISIDIR 


20. Generalversammlung der der 
UNESCO im Jahre 1978 in Paris 
angenommene internationale Er- 
klärung der Massenmedien auch 
Paragraphen, die die Internatio- 
nalität der Pressefreiheit wieder- 
holen. Zu den Ländern, die dieser 
Erklärung ihr Einverständnis ga- 
ben, gehört auch die Türkei. 

Ein interessanter Punkt ist, daß 
man auch sagen kann, daß es ei- 
nen Widerspruch dieses Verfas- 
sungsentwurfes zu den, im Zu- 
sammenhang mit Kommunika- 
tionsmedien, verfaßten Prinzipien 
der KSZE-Konferenz in Madrid 
gibt. In der Gruppe der westli- 


chen Länder, die gegenüber den ` 


sozialistischen Ländern wegen 
der MiBachturg der Helsinki-Be- 
schlüsse Kritik ausübte, befand 
sich auch die Türkei. 


Dr. Cem Eroglu 
(Universität 
Ankara FB 
Politische 
Wissenschaften) 


Dieser mit einer Auffassung eines 
Klassenprogramms verfaBter Teil 
des Entwurfes verschafft ihm 
seine wichtigste Eigenschaft. 
Nicht nur in diesem Teil, auch bei 
den die Grundrechte und -freihei- 
ten betreffenden Bestimmungen 
ist die Klassenauffassung deutlich 
zu erkennen. Wenn die Aufgaben 
des Staates, mit denen Menschen- 
rechte verwirklicht werden sollen, 
gezählt werden, wird nicht mehr 
von der Beseitigung ,,der Hinder- 
nisse, die sich mit sozialer Gerech- 
tigkeit nicht vereinbaren‘, son- 
dern nur von der Aufhebung der 
„Hindernisse, die sich mit Ge- 
rechtigkeit nicht vereinbaren“, 
gesprochen. Das heißt, daß die 
Besorgnis um die soziale Gerech- 
tigkeit von den Bestimmungen 
entfernt wurde, die mit Grun- 
drechten zusammenhängen. 

Der Grund für solche Praktiken‘ 
auf der Welt und so bei uns, ist 
der, daß eine Schicht sich im ge- 
sellschaftlichen Leben gegen eine 
andere als schwach erweist, um 
dadurch die Ungleichheit im 
praktischen Leben mit ungleich- 
heitlichen Gesetzesbestimmun- 
gen etwas 'abzuschwächen. 
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Verfassungsentwurf im Spiegel der Presse: 


Daß unter dem Juntaregime die 
legale Arbeiterpresse nicht exi- 
'stieren kann, bedarf keiner weite- 
ren Erklärung. Doch auch die 
bürgerliche Presse ist einer 
strengen Zensur unterworfen. In- 


EYLEME HAZIRLANAN 2 ERMENI * 
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Teoman Erel, „Befehlshaber 
und Philosophen“ 

Es ist nicht so, daß die türkischen 
Streitkräfte durch freie Wahlen 
eine Konstituierende Versamm- 
lung zustande brächten und daß 
sie sie zur Vorbereitung der Ver- 
fassung ermächtigten. 
Infolgedessen liegt die Verant- 
wortung, das Versprechen zu hal- 
ten, eine „dem türkischen Volk 
würdige Verfassung‘‘ zu entwer- 
fen, bei den türkischen Streitkräf- 
ten, unabhängig von der Stim- 
mung und dem Entwurf, die von 
den selbsternannten Sprechern 
geschaffen werden. Der Mißerfolg 
wird aufdas Konto der türkischen 
Streitkräfte gehen. 

Wir schreiben dies nicht als eine 
Ermahnung. Der Staatspräsident 
Evren hat in seiner Ansprache in 
Erdek noch einmal und ganz klar 
in Erinnerung gerufen, daß die 
endgültige Verantwortung bei ih- 
nen liege. 


Nach den Informationen, die der 
Staatspräsident in Erdek gab, 
wird die Türkei sich durch die 
neue Verfassung, wenn es Gott so 
will, nicht nur im Geh- sondern 


im Laufschritt entwickeln. 
un 


Um das zu erreichen, wird der 
Staat gestärkt, die Freiheiten 
werden im Verhältnis zu früheren 
Zeiten etwas mehr beschränkt 
und die Vollmachten des Staats- 
präsidenten, wenn auch nicht 
grenzenlos, doch ziemlich erwei- 
tert. Die Möglichkeiten der Ver- 
eine und ähnlicher Organisatio- . 
nen, den Staat zu beeinflussen, 
10 werden begrenzt. 


zwischen haben auch große Blät- 
ter zeitlich begrenzte Erschei- 
nungsverbote hinter sich. Aber 
die Ablehnung der Juntaverfas- 
sung ist so breit, daß die Journali- 
sten, gestützt auf diese populäre 


Zu entnehmen ist auch, daß die 
neue Verfassung nicht so freiheit- 
lich und pluralistisch sein wird 
wie die Verfassung von 1961. Der 
Staatspräsident deutete auf die 
Verfassung von 1961 als haupt- 
verantwortlichem Faktor hin, 
durch den es in der Türkei zum 
12. September kam. 

WÈ wollen mit Herren Evren 
nicht über diese Themen diskutie- 
ren. Es ist sowieso nicht möglich, 
gemäß den noch gültigen, be- 
schränkenden Regelungen, zu 
diskutieren, wie und warum der 
12. September zustande kam. 
Wir können nur das sagen: Herr 
Evren hat jene schreckliche Krise, 
die am 12. September endete, als 
Inhaber des verantwortungsvoll- 
sten Amtes einer nationalen Insti- 
tution erlebt, deren Hauptanlie- 
gen darin besteht, die Sicherheit 
und die Unabhängigkeit des Lan- 
des zu verteidigen. Wir können 
vermuten, wie sehr.er leiden muß- 
te. Sogar die einfachen Bürger, die 
diese gespannte Periode ohne jeg- 
liche Verluste durchlebt haben, 
können nicht kaltes Blut bewah- 
ren, wenn es um eine so abstrakte 
Sache wie das Gewichten der 
Freiheiten geht. 

Die Befehlshaber aber betonen 
mit all ihren Gefühlen, ihren Ge- 
danken und ihrer Energie diese 
schreckliche Drohung, zu einer 
Zeit, in der ihr Land zu einem 
Bürgerkrieg getrieben .wird. Ihre 
Hauptaufgabe ist dann die rasche 
Beseitigung dieser Gefahr. 
Heute denkt Herr Kenan Evren, 
daß die Krise vor dem 12. Sep- 
tember, die er an der kritischen 
Stelle erlebt hat, wegen des MiB- 
brauchs der in der Verfassung von 
1961 gewährten Freiheiten zu- 
stande kam. 


KHK 


Vor 23 Jahren machte ein anderer 
Befehlshaber, kurz bevor er das 
Schicksal des Landes in seine 
Hände nehmen sollte, für eine 


Strömung, mehr oder weniger 
deutliche Ausfälle riskieren kön- 
nen. Im folgenden einige Beispie- 
le: | 


ähnliche Krise die Beschränkung 
der Freiheiten und der demokrati- 
schen Rechte verantwortlich. Der 
Befehlshaber der Landstreitkräfte 
General Cemal Gürsel, der sich 
tauf dem Wege in seinen Ruhe- 
stand in Izmir befand, schrieb in 
einem Brief an den Verteidi- 
gungsminister Etem Menderes, 
daß die eingekerkerten Journali- 
sten und Studenten freigelassen, 
daß die antidemokratischen Ge- 
setze außer Kraft gesetzt und daß 
die Rechte des Bürgers auf Frei- 
heit und Gleichberechtigung an- 
erkannt werden sollten. Er sagte 
ferner: „Gewiß werden sie in die- 
sem Land vieles unternehmen. 
Die kolonialistischen Verwaltun- 
gen haben das, was sie getan ha- 
ben, auch getan und tun esimmer 
noch. Wichtig sind das Entstehen 
der Lebensfreude und des Le- 
benswillens unter dem Volk, die 
Verwurzelung der Leidenschaft 
für Recht und Freiheit und das 
Bereichern des Bewußtseins des 
Bürgers mit hohen und edlen Ge- 
fühlen. 

Sollten wir uns nicht darüber 
freuen, daß sich unter unserer Ju- 
gend der Sinn für Gerechtigkeit 
und Freiheit entwickelt und seine 
Vollendung findet? Wollen sie die 
Zukunft gefühllosen, vom Kolo- 
nialismus geprägten, materialisti- 
schen, unglücklichen Menschen 
überlassen?“ 


Die Gedanken von Gürsel wurden 


damals von den Offizieren geteilt. 
Diese Auffassung brachte die Ver- 
fassung von 1961 hervor. 

Hier müssen wir einen Punkt un- 
terstreichen: Sowohl General Ev- 
ren, der sagt, daß durch die neue 


‘Verfassung solange gelaufen 


wird, bis das Niveau der uns ge- 
ringschätzenden Länder erreicht 
wird, als auch Gürsel, der darüber 
sehr besorgt war, daß unter den 
jüngeren Generationen der Geist 
des Kolonialismus sproß, sind 
sich über das Endziel einig: Ent- 
wicklung, Stärkung und Unab- 


Entwurf 
der Verfassung 
der Militärjunta 

in der Türkei 
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Die vorliegende Übersetzung wurde Mitte September abge- 
schlossen; sie enthält daher bereits mehrere Änderungen, 
die von der Beratenden Versammlung in der Ersten Lesung 
beschlossen wurden. Nach der Zweiten Lesung soll der Ent- 
wurfstext an den ,,Nationalen Sicherheitsrat“ (die fünfköp- 
fige Militärjunta) weitergeleitet werden, der dann die end- 
gültige Fassung verkünden wird. 

Am 7. November soll ein Referendum durchgeführt wer- 
den. s E 


Trotz aller Sorgfalt, mit der ein kleines Übersetzerteam eine 
möglichst ,,wortgetreue““ Übersetzung des Entwurfes anzu- 
fertigen versuchte, erhebt die vorliegende Fassung keinen 
Anspruch auf wissenschaftliche Exaktheit im engeren Sinne. 
Die Übersetzer bedauern insbesondere, daß es ihnen leider 
nicht möglich war, die zahllosen Sprach-, Grammatik- und 
Stilfehler, die für das intellektuelle Niveau der Verfasser be- 
zeichnend sind, in eine andere Sprache zu übertragen. 

In einigen Paragraphen, dieim wesentlichen von der Verfas- 
sung 1961 übernommen worden sind, ist der Text eng an den 
Wortlaut der in „...... “enthaltenen Übersetzung ange- 
lehnt. 


Den deutschen Kollegen, darunter mehreren ASJ- und 
VDJ-Mitgliedern, die uns bei der redaktionellen Überarbei- 
tung tatkräftig unterstützt haben, sind wir zu besonderem 
Dank verpflichtet. 


Erster Teil 
Allgemeine Grundsätze 


1. Staatsform und Unveränderbarkeit der Staatsform 
Art. 1: Der Staat der Türkei ist eine Republik. 


Il. Die Grundprinzipien der Republik 

Art. 2: Die Republik Türkei ist ein die Menschenrechte ach- 

tender, dem Nationalismus Atatürks verbundener, sich auf 

diein der Präambel ausgeführten Grundprinzipien stützender 

demokratischer, laizistischer und sozialer Rechtsstaat, der im 

Sinne des sozialen Friedens, der nationalen Solidarität und 

der Gerechtigkeit handelt. 

Ill. Ganzheit des Staates; Amtssprache; Fahne; Natio- 
nalhymne; Hauptstadt 

Art. 3: Der Staat der Türkei bildet mit seinem Gebiet und sei- 

nem Volk ein unteilbares Ganzes. 

Die Amtssprache ist Türkisch. 

Die Fahne, deren Gestaltung durch ein entsprechendes Ge- 

setz festgelegt ist, ist rot mit einem weißen Halbmond und 

Stern: 

Die Nationalhymneiist „Istikial Marsi“ een Die 

Hauptstadt ist Anakara. 


IV. Grundziele und -aufgaben des Staates 

Art. 4: Grundziele und -aufgaben des Staates sind die Wah- 
rung der Unabhängigkeit und Einheit der türkischen Nation, 
der UnteilbarkeitdesLandes, der Republik und der Demokra- 
tie, die Gewährleistung des Wohistands, des Wohlergehens 


12 unddes Glücks des einzelnen und der Allgemeinheit, das Er- 


streben der Beseitigung der politischen, wirschäftlichen und 
sozialen Hindernisse, ‘welche mit den Grundsätzen des 
Rechtsstaates und der Gerechtigkeit in nicht zu vereinbaren- 
der Weise die Grundrechte und -freiheiten der Person ein- 
schränken sowie das Erstreben zur Schaffung der notwendi- 
gen Voraussetzungen für die Aal und geistige Entfal- 
tung des Menschen. 


V. Staatsgewalt 

Art: 5: Die Staatsgewaltsteht uneingeschränkt und unbedingt 
der türkischen Nation zu. Die Nation übt ihre Staatsgewalt 
nach Maßgabe der in der Verfassung festgelegten Grund- 
sätze mittels der zuständigen Organe aus. 

Die Ausübung der Staatsgewalt darf in keiner Weise einer 
bestimmten Einzelperson, Grüppe oder Klasse überlassen 
werden. Keine Person undkein Organ darf eine Funktion des 
Staates wahrnehmen, die nicht auf der Grundlage der Ver- 
fassung beruht. 


‚Bestimmungen aus Vereinbarungen, die.die Mitgliedschaft in 


einer Organisation mit internationalen Befugnissen vorse- 
hen, bleiben hiervon unberührt. 


Vi. ‚Gleichheit vor dem Gesetz 
Art. 6: Jeder ist ohne Unterschied aufgrund seiner Sprache: 
seiner Rasse, Seiner Hautfarbe, seines Geschlechts, seiner 
politischen Meinung, seiner philosophischen Überzeugung, 
seiner Religion, seiner Konfession und aufgrund ähnlicher 
Gegebenheit vor dem Gesetz gleich. f 
Keine Einzelperson, Familie, Gruppe oder Klasse darf bevor- 
zugt werden. 

Die staatlichen Organe und Verwaltungen müssen bei der Er- 
füllung allerihrer Aufgaben dem Grundsatz der Gleichheitvor 
dem Gesetz entsprechend handeln.. 


VIL Recht der Gesetzgebung 
Art. 7: Das Recht der Gesetzgebung steht im Namen dertür- 
kischen Nation der Großen Nationalversammiüng der Türkei 
zu. 

Dieses Recht ist unübertragbar. 

Das durch die Verfassung dem Ministerrat eingeräumte 
Recht, Verordnungen mit der Rechtswirkung von 1Geselzen 
zu erlassen, bleibt vorbehalten: 


VIII. Exekutive und ihre Aufgaben 

Art. 8: Die Aufgaben der Exekutive werden vom Präsidenten 
der Republik und vom Ministerrat im Rahmen der Verfassung ` 
und der Gesetze wahrgenommen und durchgeführt. 


IX. Rechtssprechungsfunktion : 
Art. 9: Die Rechtssprechungsfunktion wird im Namen der tür- 
kischen Nation von unabhängigen Gerichten wahrgenom- 
men. i 

X. Überordnung und Verbindlichkeit der Verfassung 
Art. 10:Die Bestimmung der Verfassung ‘sind rechtliche 
Grundnormen mit Verbindlichkeit für die Organe der Gesetz- 
gebung, der Exekutive und der Rechtssprechung, für die 
Verwaltungsbehörden und den einzelnen. Gesetze dürfen 
nicht gegen die Verfassung verstoßen. 

Art. 11: (In der Beratenden Versammlung neu in den Entwurf 
aufgenommen, die Red.) Die Verfassungsbestimmung dat- 
über, daß.die Staatsform eine Republik ist, ist ünveränderbar, 
selbst der Vorschlag zur Änderung ist nicht gestattet. 


Zweiter Teil, 
Grundrechte und -pflichten 
Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 


I. Wesen der Grundrechte und -freiheiten 
Art, 11: Jeder besitzt höchstpersönliche, unantastbare, un- 


M 


übertragbare, unverzichtbare Grundrechte und -freiheiten. 
Die Grundrechte und -freiheiten beinhalten auch die Pflichten 
ünd'die Verantwortung des einzelnen gegenüber der Gesell- 
schaft, seiner Familie und anderen Personen. 

Grundrechte können nur in Verbindung mit diesen Pflichten 
und dieser Verantwortung ausgeübt werden. 


li: Einschränkung der Grundrechte und -freiheiten 

Art. 12: Die Grundrechte und -freiheiten können zum Schutz 
des unteilbaren Bestandes von Staatsgebiet und Staatsvolk, 
der nationalen Souveränität, der Republik, der nationalen Si- 
cherheit; der öffentlichen Ordnung, der allgemeinen Sicher- 
heit, des öffentlichen Wohls, der allgemeinen Sitten, derall- 
gemeinen Gesundheit und ferner aus besonderen Gründen, 
die in den betreffenden Artikeln der Verfassung beschrieben 
werden, in Übereinstimmung mitdem Wortlautund dem Geist 
der Verfassung nur durch Gesetz eingeschränkt werden. 
Diese Einschränkung darf nicht gegen die Belange der sich 
‚auf. die Freiheit stützenden Demokratie verstoßen und darf 
nicht anderen ’als den genannten Zwecken dienen. 

Die in dieser Verfassung beschriebenen allgemeinen Ein- 
schränkungsgründe gelten für alle Grundrechte und -freihei- 
ten. E 


ill. Mißbrauch der Grundrechte und -freiheiten 

‘Art. 13: Alle in dieser Verfassung verankerten Rechte und 
Freiheiten dürfen nicht mit der Absicht ausgeübt werden, den 
unteilbaren Bestand von Staatsgebiet und Staatsvolk zu be- 
seitigen, die Existenz des türkischen Staates und der Repu- 
blik zu gefährden, Grundrechte und -freiheiten aufzuheben, 
die Beherrschung des Staates durch eine Person oder eine 
Gruppe zu verwirklichen, die Herrschaft einer sozialen Klasse 
über eine andere soziale Klasse zu gründen, sich auf die Ver- 
schiedenheit von Sprache, Rasse, Religion’oder Konfession 
zu berufen, oder eine Staatsordnung auf irgendeinem Wege 
zu errichten, die sich auf diesen Begriffen und Anschauungen 
stützt, Diejenigen, die die Grundrechte und -freiheiten mit 
dieser Absicht ausüben, verlieren ihre Rechte und Freiheiten: 
Das Urteil über die Entrechtung fällen die Gerichte. 

Die Sanktionen gegen diejenigen natürlichen und juristischen 
Personen und Gruppen, welche diesen Verboten zuwider- 
handeln oder andere auf diesen Weg orientieren oder her- 
ausfordern, werden durch Gesetz geregelt. 

Keine Verfassungsbestimmung darf auf die Weise interpre- 
tiert, werden, daß das Recht eingeräumt wird, die in dieser 
Verfassung vorgesehenen Grundrechte und -freiheiten zu 
beseitigen. ; 


IV. Aufhebung der Grundrechte und -freiheiten 

Art. 14: Die Ausübung der Grundrechte und -freiheiten kann 
im Falle des Krieges, des Kriegsrechts oder Notstands unter 
der Bedingung der Nichtverletzung der Verpflichtungen aus 
dem internationalen Recht und nach Maßgabe der Lage teil- 
weise oder ganz verwehrt werden oder es können dahinge- 
hende Maßnahmen eingeleitet werden, die gegen die in der 
Verfassung verankerten Zusicherungen verstoßen. Jedoch 
dürfen auch in den im ersten Absatz aufgeführten Fällen das 
Recht auf Leben und körperliche und geistige Unversehrtheit 
der Person — mit Ausnahme der im Zusammenhang mit dem 
Kriegsrecht und.der Vollstreckung von Todesstrafen — nicht 
ausgesetzt werden, ebenfalls nicht die Vorschriften darüber, 
daß niemand gezwungen werden kann, seine Religion, sein 
Gewissen, seine Meinung und Auffassung zu offenbaren so- 
wie darüber; daß er auch deshalb nicht’ beschuldigt werden 
kann, darüber daß Straftatbestände und Strafen nicht rück- 
wirkend gegen den Betreffenden verwendet werden dürfen 
und darüber, daß die Angeklagten solange nicht als schuldig 
‚gelten, bis ihre Schuld bewiesen ist. 


V. Die Stellung der: Ausländer 
Ärt. 15: Die Grundrechte und -freiheiten können für Ausländer 


nach Maßgabe des internationalen Rechts durch Gesetz ein- 
geschränkt werden. 


Zweiter Abschnitt 
Rechte und Pflichten der Person 


1. Unverletzlichkeit der Person, materielle und geistige 
Existenz 
Art. 16: Jeder hat das Recht auf Leben, den Schutz und die 
Entfaltung seiner materiellen. und geistigen Existenz. Abge- 
sehen von medizinischen Zwängen und den im Gesetz be- ` 
schriebenen Fällen ist die körperliche Unversehrtheit der 
Person unantastbar. Ohne Einwilligung der Betroffenen dür- 
fen keine wissenschaftlichen und medizinischen Versuche 
am Körper vorgenommen, sein Gewebe oder seine Organe 
nicht entferntwerden. Niemand darf gefoltert oder mißhandelt 
werden. Niemand darf einer menschenunwürdigen Strafe 
oderH andlung ausgesetzt werden. 
Töten gilt nicht als Bestandteil.der Bestimmung des 1. Absat- 
zes, wenn es während der Vollstreckung von Todesstrafen, 
die von Gerichten ausgesprochen wurden, bei Notwehr, wäh- 
rend der Vollstreckung der Festnahme- und Haftbeschlüsse, 
bei der Verhinderung der Flucht eines Inhaftierten oder eines 
Verurteilten, bei der Niederschlagung eines Aufstandes oder 
einer Rebellion oder bei der Ausführung der Befehle, die 
durch die zuständigen Stellen im Notstand, Kriegsrecht oder 
Kriegsfall erteilt wurden, erfolgt, und das Gesetz die Anwen- 
dung von Waffen in notwendigen Fällen erlaubt, 


ll. Verbot der Zwangsarbeit 

Art, 17: Niemand darf zur Arbeit gezwungen werden. 
Zwangsarbeit ist verboten. Folgende Tätigkeiten, deren Aus- 
gestaltung und Grundlagen durch Gesetz geregelt werden, 
gelten nicht als Zwangsarbeit: Beschäftigung in der Zeit der 
Inhaftierung, im militärischen oder in den die Militärpflicht.er- 
setzenden Diensten, die in außerordentlichen- Situationen 
von.den Bürgern als körperliche und geistige Tätigkeiten in 
Form von Bürgerdiensten in den Bereichen gefordert werden, 
in denen die Belange des Landes dies notwendig machen. 


ill. Freiheit und Sicherheit der Person 

Ar. 18: Jeder besitzt persönliche ‚Freiheit und ‚Sicherheit. 
Ausgenommen dort, wo Art und Bedingungen durch Gesetz 
geregelt werden, darf niemandem die Freiheit entzogen wer- 
gen: Vollzug freiheitsbeschränkender Strafen und Sicher- 
heitsmaßnahmen, die von Gerichten ausgesprochen wurden; 
Festnahme oder Verhaftung der Betroffenen aufgrund von 
Gerichtsurteilen oder gesetzlicher Verpflichtung; Vollzug ei- 
nes Beschlusses zur Erziehung eines Minderjährigen unter 
Aufsicht oder zu dessen Vorladung bei einer zuständigen 
Stelle; Vollzug von MaBnahmenin Anstalten und Heimen zur 
Behandlung und Erziehung von: Geisteskranken, von Dro- 
gen- und Alkoholabhängigen, von Vagabunden oder einer 
Person, die eine Krankheit verbreiten kann, welche eine Ge- 
fahr tür die Gesellschaft darstellt, Festnahme oder Verhaf- 
tung einer Person, die unvorschriftsmäßig in das Land einrei- 
sen will oder eingereist ist, oder gegen die ein Ausweisungs- 
und Auslieferungsbeschluß gefällt wurde. 

Personen, die einer strafbaren Handlung dringend verdächtig 
sind, dürfen nür zur Verhütung ihres Entweichens oder der 
Vernichtung oder Veränderung von Beweismitteln oder. in 
ähnlichen ihre Festnahme erfordernden und im Gesetz auf- 
gezeigten Fällen aufgrund eines Gerichtsbeschlusses ver- 
haftet werden: Ein Beschluß über die Fortdauer derHaftistan- 
die gleichen Bedingungen gebunden. 

Eine Festnahme ohne richterliche Anordnung ist nur bei ke 
scher Tatoderin den Fällen zulässig, wo Gefahrin Verzugist. 
Die näheren Voraussetzungen bestimmt das Gesetz. 

Den festgenommenen oder verhafteten Personen müssen 
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Last gelegte Tat nach Möglichkeit schriftlich, aber auf jeden 
Fall mündlich, sofort mitgeteilt 'werden. 


Der Festgenommene oder Verhaftete ist innerhalb von 48. 


Stunden, bei kollektiv begangenen strafbaren Handlungen 
spätestens innerhalb von 15 Tagen dem Richter vorzuführen, 
zuzüglich der erforderlichen Zeit zur Überbringung vom Fest- 
nahmeort zum nächstgelegenen Gerichtsort. 

Nach Ablauf dieser Fristen darf niemand ohne richterlichen 
Beschluß seiner Freiheit'beraubt werden. Die Angehörigen 
werden über den Zustand des Festgenommenen oder Ver- 
hafteten benachrichtigt. Die den Notstand, das Kriegsrecht 
und Kriegsfall regelnde Bestimmungen bleiben unberührt. 
Verhaftete Personen haben das Recht zu beantragen, inner- 
halb einer angemessenen Zeit vor Gericht gestellt und wäh- 
rend der Ermittlungs- und Vernehmungsphase freigelassen 
zu werden. Die Freilassung Kann mit einer Bürgschaft ver- 
bunden werden, um die Anwesenheit der Betroffenen wäh- 
rend des Verfahrens und den Vollzug des Urteils zu gewähr- 
leisten. 

Jede, aus welchem Grund auch immer in ihrer Freiheit einge- 
schränkte Person hat das Recht auf Widerspruch bei der zu- 
ständigen gerichtlichen Instanz, mit dem Ziel, eine zügige Ur- 
teilssprechung zu erwirken. 

Niemand darf wegen Schulden aus privatrechtlichen Bezie- 
hungen, die er nicht begleichen kann, in seinen Freiheiten 
eingeschränkt werden. Alle Schäden an Personen, die in ei- 
ner diese Grundsätze verletzenden Weise behandelt worden 
sind, sind.nach Maßgabe des Gesetzes vom Staat zu erset- 
zen, 

Art. 19: (Dieser Artikel wurde in der Beratenden Versamm- 
lung mik Art. 18 zusammengefaßt — d. Red.) 


IV. Reisefreiheit und Niederlassungsfreiheit 

Art. 20; Jeder besitzt das Recht auf Reisefreiheit. Diese Frei- 
heit kann im Falle eines Ermittlungsverfahrens oder zur Ver- 
hinderung einer Straftat durch Gesetz eingeschränkt werden, 
Jeder hat die Freiheit, sich an dem von ihm gewünschten Ort 
niederzulassen. Diese Freiheit kann zur Verhinderung einer 
Straftat, zur Verwirklichung der sozialen und wirtschaftlichen 
Entwicklung oder einer geregelten und gesunden Stadtpla- 
nung oder zum Schutze öffentlichen Eigentums durch Gesetz 
einschränkt werden. 


Ein Staatsbürger darf nicht ausgewiesen und an der Einreise, 


in das Land gehindert werden. Alle Staatsbürger haben das 
Recht, ins Ausland auszureisen. Diese Freiheit kann nur auf- 
grund staatsbürgerlicher Pflichten oder zur Strafverfolgung 
oder zu Ermittlungszwecken eingeschränkt werden. 


V. Schutz des Privatlebens 


A. Intimsphäre 

Art. 21: Jeder hat das Recht, die Respektierung der Geheim- 
Sphäre des Privat- und Familienlebens zu fordern. Die Ge- 
heimsphäre des Privat- und Familienlebens darf nicht ange- 
tastet werden. Ausnahmen, die gerichtliche Ermittlungen er- 
fordern, sind vorbehalten. 

Ohne einen nur in den ausdrücklich im Gesetz vorgesehenen 
Fällen zulässig oder ordnungsmäßig erlassenen Gerichtsbe- 
schluB, ohne eine Anordnung der durch Gesetz für zuständig 
erklärten Behörden ist die Durchsuchung einer Person, ihrer 
Privatpapiere und persönlichen Sachen und deren Be- 
schlagnahme unzulässig. 


B. Unverletzlichkeit der Wohnung 

Art. 22: Die Wohnung ist unverletzlich. 

Das Betreten der Wohnung, die Vornahme einer Durchsu- 
chung und die Beschlagnahmung der dort befindlichen Ge- 
genstände sind in den im Gesetz ausdrücklich’ vorgesehenen 
Fällen ohne ordnungsgemäß: erlassenen Gerichtsbeschluß 
oder Gefahr im Verzugist, ohne Anordnung der durch Gesetz 
für zuständig erklärten Behörden unzulässig. 


14 C. Korrespondenzfreiheit ' 


Art. 23: Jeder besitzt Korrespondenzfreiheit. 

Das Korrespondenzgeheimnis ist die Regel. 

Die Korrespondenz und ihre Geheimsphäre darf im Gesetz 
ausdrücklich vorgesehenen Fällen ohne ordnungsgemäßer- 
lassenen Gerichtsbeschluß oder Gefahr im Verzug ist, ohne 
Anordnung der durch Gesetz für zuständig erklärten Behör- 
den nicht verhindert werden. 


Vi. Religions- und Gewissensfreihält 

Art, 24: Jeder besitzt die Freiheit des Gewissens, des religiö- 
sen Glaubens und der religiösen Überzeugung. Andachts- 
übungen, religiöse Zeremonien und Feiern sind frei. Sie dür- 
fen nicht gegen die öffentliche Ordnung, die allgemeinen Sit- 
ten oder gegen die zu deren Aufrechterhaltung erlassenen 
Gesetze verstoßen. > 

Niemand darf zur Teilnahme an Andachtsübungen, religiö- 
sen Zeremonien und Feiern, zur Offenbarung seines religiö- 
sen Glaubens und seiner religiösen Überzeugung gezwun- 
gen werden. Niemandem darf sein religiöser Glaube und 
seine religiöse Überzeugung sowie die Erfüllung oder Nicht- 
erfüllung der Erfordernisse seines religiösen Glaubens zum 
Vorwurf gemacht werden. 

Religions- und Sittenerziehung und -unterrichtin ‚den Grund- 
schul- und mittleren Schuleinrichtungen ist Pflicht und erfolgt 
unter Aufsicht und Kontrolle des Staates. Die Teilnahme am 
Religionsunterricht ist für Personen, die nicht dem islami- 
schen Glauben angehören, freiwillig. 

Niemand darf in der Absicht, im Widerspruch zu den Grund- 
sätzen der nationalen Souveränität und der Republik, die so- 
ziale, wirtschaftliche und politische oder rechtliche Grund- 
ordnung des Staates, sei es auch nur teilweise, auf religiöse 
Normen zu stützen oder sich einen politischen oder persönli- 
chen Vorteil oder Einfluß zu sichem, ‚auf welche Weise es 
auch immer sei, die Religion oder die religiösen Gefühle oder 
religiös für heilig gehaltene Dinge ausbeuten oder mißbrau- 
chen. 

Gegen die natürlichen und juristischen Personen, die diesen: 
Verboten zuwiderhandeln oder andere dazu aufhetzen, wer- 
den die diesbezüglichen gesetzlichen Vorschriften ange- 
wandt, 


Vv 
VII. Gedanken- und Überzeugungsfreiheit 
Art. 25: Jeder besitzt Gedanken- und'Überzeugungsfreiheit. 
Niemand darf, aus welchem Grund und mit welcher Absicht 
auch immer, gezwungen werden, seine Gedanken und Über- 
zeugungen zu äußern. Niemandem dürfen seine Gedanken 
und Überzeugungen zum Vorwurf gemacht werden. 


Vill. Freiheit der Meinungsäußerung und -verbreitung . 

Art. 26: Jeder kann allein oder in Gemeinschaft mit anderen 
seine Gedanken und seine Überzeugung durch Wort, Schrift, 
Bild oder auf jedem anderen Wege öffentlich äußern und ver- 
breiten. 

Dieses Recht beinhaltet auch die Freiheit der Beziehung von 
Informationen und der Meinungsbildung ohne Eingriff der 
Behörden. Diese Absatzbestimmung ist kein Hindemis, die 
Veröffentlichungen durch Rundfunk, Femsehen'oder Film ei- 
nem Genehmigungsverfahren zu unterziehen, 

Diese Rechte können mit dem Ziel eingeschränkt werden, 
Straftaten vorzubeugen, Straftäter zu bestrafen, den Ruf und 
die Rechte anderer, deren Privat- und Familienleben, die Ge- 
heimhaltung von geheimen Staatsangelegenheiten und Be- 
rufsgeheimnisse zu schützen, eine falsche oder vorzeitige 
Berichterstattung, die das Wirtschaftsieben beeinflussen 
kann, zu unterbinden, den Auftrag der Rechtsprechung 
zweckmäßig zu erfüllen und die Jugend vor schädlichen 
Strömungen und Verhaltensweisen zu schützen. 

Die Bestimmungen über den: Gebrauch von Kommunika- 
tionsmittel' zur Verbreitung von Nachrichten und Meinungen, 

gelten nicht als Einschränkung der Meinung und der Mei- 
nungsäüBerüng, sofern sie ihre Verbreitung nicht verhindern. 


V. Freiheit der Wissenschaft und der Kunst 

Art. 27: Jeder besitzt das Recht, Wissenschaft und Kunst frei 
zu-erlemen, zu lehren, öffentlich mitzuteilen, zu verbreiten 
und auf diesem Gebiet Forschungen jeglicher Art anzustel- 
len. 

Diese Bestimmung ist kein Hindernis dafür, die Einführung 
und Verbreitung ausländischer Publikationen ‘durch Gesetz 
gesondert zu regeln. 


VI. Bestimmungen über Presse und Publikationen 


A. Pressefreiheit 

Art. 28: Die Presse ist frei, sie darf nicht zensiert werden; die 
Gründung einer Druckerei kann nicht: von einer Genehmi- 
gung. oder Hinterlegung einer. Sicherheit abhängig gemacnt 
werden. 

Bei der Einschränkung der Pressefreiheit gelten die Bestim- 
mungen des Art. 26 über die Freiheit der Meinungsäußerung 
und -verbreitung. 

Diejenigen, die alle Arten von Nachrichten oder Schriften, 
welche die innere und äußere Sicherheit'des Staates, den 
Bestand von Staatsgebiet und Staatsvolk bedrohen, zu kri- 
minellen Handlungen oder zur Aufruhr aufhetzen, in welcher 
Eigenschaft auch immer, mit der Absicht der Veröffentlichung 
weitergeben oder diese mit gleichen Zielen drucken oder 
drucken lassen, auch wenn eine Verteilung nicht zustande 
kommt, sind entsprechend den diesbezüglichen Gesetzes- 
bestimmungen verantwortlich. In diesen Fällen kann die Ver- 
teilung vorbeugend verhindert werden. 

Über Geschehnisse darf mit Ausnahme des richterlichen Be- 
schlusses zur Sicherung der unbeeinflußten Erfüllung der 
Rechtsprechungsaufgabe, kein Publikationsverbot verhängt 
werden. 

Periodische und nichtperiodische Publikationen können, falls 
in die Ermittlung und die Strafverfolgung eingegriffen wurde, 
zum Schutz des Bestandes des Staatsgebietes und Staats- 
volkes, der nationalen Sicherheit, der. öffentlichen Ordnung, 
der Prinzipien und Reformen Atatürks, der allgemeinen Sit- 
ten, des guten Rufes und der Rechte anderer, der Intim- 
sphäre des Privat- und Familienlebens sowie in den Fällen, 
bei denen zur Verhinderung von Straftaten Gefahr im Verzug 
besteht, durch richterlichen Beschluß oder auf Anordnung der 
durch Gesetz für zuständig “erklärten Behörde beschlag- 
nahmt werden. 

Die zuständige Behörde, welche die Beschlagnahme anord- 


net, teilt diese Entscheidung spätestens binnen 24 Stunden ` 


dem zuständigen Richter mit. Wenn der Richter diese Ent- 
scheidung nicht spätestens binnen drei Tagen bestätigt, wird 
die Beschlagnahmeanordnung als nichtig angesehen. 

Bei der Beschlagnahme und Einziehung der periodischen 
Publikationen gelten anläßlich eines Ermittlungs- oder Straf- 
| verfolgungsverfahrens die allgemeinen Bestimmungen. Die 
in der Türkei erscheinenden penodischen und nichtpenodi- 
schen Publikationen können im Falle der Verurteilung vom 
Richter bis zu einem Jahr vorübergehend verboten werden, 
wenn sie wegen Veröffentlichungen verurteilt worden sind, 
die gegen den Bestand des Staatsgebiets und Staatsvolks, 
die Grundprinzipien der Republik, die nationale Sicherheit 
und allgemeine Sitten verstoßen; im Falle einer mehrmaligen 
Verurteilung kann: der Richter ein vorübergehendes oder 
‚endgültiges Verbot beschließen. Jegliche Publikationen, die 
als Nachfolge der verbotenen oder eingestellten periodi- 
schen Publikationen gelten, sind verboten; sie werden durch 
richterliches Urteil eingezogen. 


B. Recht auf Herausgabe von periodischen und nichtperio- 
 dischen Publikationen 

Art. 29; Die Herausgabe von periodischen und nichtperiodi- 
schen Publikationen darf weder von einer vorherigen Ge- 
nehmigung noch von der Hinterlegung einer Sicherheit ab- 
hängig gemacht werden. 

Die Bedingungen für die Herausgabe von periodischen Pu- 
blikationen, für ihren Vertrieb, für ihre'Finanzquellen und für 


den Journalistenberuf werden gesetzlich geregelt. Das Ge- 
setz darf keine politischen, wirtschaftlichen, finanziellen oder 
technischen Bedingungen auflegen, welche die freie Verbrei- 
tung von Nachrichten, Meinungen und Überzeugungen be- 
hindern oder erschweren, 

Die periodischen Publikationen können gleichberechtigt von 
den Mitteln und Möglichkeiten des Staates und anderer juri- 
stischen Personen des öffentlichen Rechts sowie der ihnen 
angeschlossenen Anstalten Gebrauch machen. 


C. Schutz der Presseeinrichtungen 

Art. 30: Die im Einklang mit dem Gesetz als Druckereibetrieb 
gegründeten Druckereien und ihre Nebeneinrichtungen dür- 
fen unter Vorbehalt der Verurteilung wegen einer Straftat 
nach dem letzten Absatz des Art. 28, nicht mit der Begrün- 
dung, daß sie als Verbrechenswerkzeug gedient haben, be- 


` schlagnahmt, eingezogen oder im Betrieb behindert werden. 


D. Recht auf Benutzung nichtpressemäßiger Nachrichten- 
mittel 

Art. 31: Einzelpersonen und politische Parteien besitzen das 
Recht, die in der Hand der juristischen Personen des öffentli- 
chen Rechts befindlichen nichtpressemäßigen Kommunikar 
tions- und Veröffentlichungsmittel zu benutzen. Die Bedin- 
gungen und das Verfahren für die Benutzung sind nach de- 
mokratischen Grundsätzen und nach Maßstäben der Billig- 
keit durch Gesetz zu regeln. 

Das Gesetz darf mit Ausnahme.der in Art. 12 beschriebenen 
Gründe für eine allgemeine Einschränkung keine Bedingun- 
gen aufstellen, welche den Nachrichtenempfang der Bevöl- 
kerung durch diese Mittel, die Information der Bevölkerung 
über Meinungen und Überzeugungen und die freie Bildung 
einer öffentlichen Meinung verhindern. 


E: Recht auf Richtigstellung und Gegendarstellung 

Art. 32: Das Recht auf Richtigstellung und Gegendarstellung 
Wird nurin den Fällen der Verletzung der Würde und Ehre von 
Personen oder bei wahrheitswidrigen Veröffentlichungen 
über diese zuerkannt und gesetzlich geregelt. 

Wird die Richtigstellung oder Gegendarstellung nicht veröf- 
fentlicht, so.bestimmt der Richter, ob'die Veröffentlichung er- 
folgen muß oder nicht. 


Versammiungsrecht und -freiheit 


A. Vereinsgründungsrecht 
Art. 33: Jeder besitzt das Recht, ohne vorherige Genehmi- ` 
gung Vereine zu gründen. | 

Niemand darf zur Mitgliedschaft in einem Verein, oder darin 
Mitglied zu bleiben, gezwungen werden. 

Die bei der Ausübung dieses Rechts anzuwendenden Förm- 
lichkeiten und Verfahren werden durch Gesetz bestimmt. 
Vereine dürfen nicht gegen die in Art. 12 aufgeführten allge- 
meinen Einschränkungsgründe verstoßen und dürfen keine 
politischen Ziele verfolgen, keine politischen Aktivitäten 
durchführen, von politischen Parteien keine Unterstützung 
erhalten und ihnen keine Unterstützung gewähren. Sie dürfen 
zu diesem Zweck nicht mit Berufsverbänden und Stiftungen, 
welche die Eigenschaft einer öffentlich-rechtlichen Institution 
haben, zusammenarbeiten. 

Vereine, die sich von diesen Gründungsbedingungen ent- 
fernt' haben oder die gesetzlichen Verpflichtungen nicht erfül- 
ten, werden als selbst aufgelöst betrachtet. 

Vereine könnenin den vom Gesetz bestimmten Fällen durch 
richterlichen Beschluß verboten werden. 

Auchkann'inden Fällen, wo Gefahrin Verzug ist, zum Schutz 
des Bestandes von Staatsgebiet und Staatsvolk, der nationa- 
len Sicherheit, der öffentlichen Ordnung und der Rechteund | 
Freiheiten anderer, die Tätigkeit der Vereine bis zur richterli- 
chen Entscheidung Anordnung der durch Gesetze ausdrück- 
lich.für zuständig erklärten Behörde unterbunden werden. . 
Für den Schutz des Bestandes von Staatsgebiet und Staats- 
volk, der nationalen Sicherheit, der nationalen Souveränität 
und:der allgemeinen Ordnung können die Vereine auch sei- 


tens des Innenministeriums aufgelöst werden. 

Die Bestimmungen des ersten Absatzes bedeutet kein Hin- 
dernis für andere Beschränkungen des Rechtes auf Vereins- 
gründung oder Verbot der Ausübung dieser Freiheit für die 


“ Streitkräfte, Sicherheitskräfte und die Bediensteten des öf- 


fentlichen Dienstes. 

Die Bestimmung dieses Artikels gilt auch für Stiftungen und 
Institutionen dieser Art. 

Art. 34: Jeder besitzt das Recht, ohne vorherige Genehmi- 
gung unbewaffnet und friedlich Versammlungen abzuhalten 
oder Demonstrationen zu veranstalten. 


Verfahren, Bedingungen und Normen der Ausübung der Ver- 


sammlungsfreiheit werden durch Gesetz geregelt. 

Vereine, gewerkschaftliche und Berufsorganisationen des öf- 
fentlichen Rechts dürfen außerhalb ihrer Aufgaben und Ziele 
keine Versammiúngen und Demonstrationen veranstalten, 
auch nicht an solchen Versammlungen und Demonstrationen 
teilnehmen: 


XII. Bestimmungen über den Rechtsschutz 


A. Freiheit des Rechtswegs 
Art. 35: Jeder besitzt das Recht, alle erlaubten Mittel und 
Wege zu benutzen, um vor Gericht als Kläger oder Beklagte 


Ansprüche zu erheben und Sich zu verteidigen. 


Kein Gericht darf innerhalb seiner sachlichen und örtlichen 
Zuständigkeit den Rechtsschutz verweigern. 


B. Natürlicher und gesetzlicher Rechtsschutz 

Art. 36: Niemand darf vor eine andere Stelle als dasjenige 
Gericht gestellt werden, dem er gesetzlich untersteht. 

Mit richterlicher Gewalt versehene Ausnahmebehörden, die 
dazu führen, jemanden vor eine andere Behörde als dasje- 
nige Gericht zu stellen, dem.er gesetzlich untersteht, dürfen 
nicht geschaffen werden. 


C. Bestimmungen über Straftaten und Strafen 

Art. 37: Straftaten, Strafen und Strafmaßregeln können nur 
durch Gesetz bestimmt werden. 

Die- Einziehung des gesamten Vermögens darf nicht als 
Strafe bestimmt'werden. 

Iim Zusammenhang mit Ausbürgerungen und Drogenverge- 
hen vorgesehene im Gesetz geregelte Ausnahmen bleiben 
vorbehalten. ; 
Die Verwaltung kann keine die persönliche Freiheit ein- 
schränkenden Sanktionen verhängen. In bezug auf die in- 
nere Ordnung der Streitkräfte können bei dieser Bestimmung 
durch Gesetz Ausnahmen gemacht werden. 

Die strafrechtliche Verfolgung ist höchstpersönlich. Solange 
eine Schuld nicht erwiesen ist, gilt niemand als schuldig. 
Niemand darf zu solchen Aussagen oder zur Vorlegung sol- 
cher Beweise gezwungen werden, durch die er sich selbst 
oder seine im Gesetz aufgeführten Angehörigen mit einer 
strafbaren Handlung belasten würde. 


XIII. Rückwirkende Gesetze 

Art. 38: Niemand darf wegen einer Tat:bestraft werden, die 
von dem zur Zeit der Begehung geltenden Gesetz nicht als 
strafbare Handlung betrachtet wird. Niemand darf mit einer 
höheren als derjenigen Strafe bestraft werden, dieindemzur 
Zeit der Tat geltenden Gesetz für diese strafbare Handlung 
bestimmt war. 

Bei Verjährungen für Vergehen und Strafen und Folgen eines 
Strafvollzugs:gilt der obige Absatz. 

Auferlegte und gezahlte Steuerveranlagungen können durch 
später erlassene Gesetze nicht erhöht werden. 


XIV. Recht auf Wahrheitsbeweis 

Art. 39: In Beleidigungsprozessen wegen solcher Anschuldi- 
gungen, die sich auf die Wahrnehmung der Aufgaben und 
Dienste derjenigen Personen beziehen, die mit öffentlichen 
Aufgaben und Dienste betraut sind, besitzt der Angeklagte 


16. das Recht, den Wahrheitsbeweis für seine Behauptung anzu- 


treten. In anderen Fällen ist der Wahrheitsbeweis nur zuläs- 
sig, wenn ein öffentliches Interesse daran besteht, ob.die be- 


° hauptete Tatsache wahr oder unwahr ist, oder wenn der Klä- 


ger mit dem Beweisantritt einverstanden ist.. 


XV. Schutz der Grundrechte und -freiheiten 

Art. 40: Jeder, dessen in dieser Verfassung zügesicherten 
Rechte und Freiheiten verletzt werden, auch wenn diese Ver- 
letzung durch zuständige Bedienstete in Ausübung ihrer Auf- 
gaben geschehen ist, ist berechtigt zu verlangen, daß die 
Möglichkeit der Anrufung der zuständigen Instanz ohne Ver- 
zug gegeben wird. 

Personen, die aufgrund möglicher ungerechter Behandlung 
durch die amtlichen Personen Schäden erlitten haben, sind 
nach Maßgabe des Gesetzes vom Staat zu entschädigen. 
Der Staat'behält sich das Regreßrecht gegenüber verant- 


.. wortlichen Bediensteten vor. 


Dritter Abschnitt 
Soziale und wirtschaftliche Rechte und 
Pflichten i 


1. Schutz der Familie 

Art. 41: Die Familie ist das Fundament der türkischen Gesell- 
schaft. Der Staat hat die zum Schutz der Familie, Mutter und 
Kind erforderlichen Maßnahmen zu treffen und die notwendi- 
gen Organisationen zu schaffen. 


il. Recht und Pfiicht'auf Bildung 

Art. 42: Niemandem darf das Recht auf Erziehung'ünd Bil- 
dungentzogen werden. Erziehung und Bildung gehören zu 
den elementarsten Aufgaben des Staates. Erziehung und 
Bildung werden entsprechend den Prinzipien Atatürks, ge- 
mäß dem gegenwärtigen Stand der Wissenschaft und der 
Bildungsgrundlagen unter Aufsicht und Kontrolle des Staates 
praktiziert. 

Die Erziehungs- und Bildungsfreiheit entbinden nicht von der 
Treue zur Verfassung. 

Der Staattrifft die notwendigen Maßnahmen für die Durchfüh- 
rung der Alphabetisierung. 2; 

Die Grundschulbildung istfür alle Staatsbürger—0b Mädchen 
oder Junge - verpflichtend undin staatlichen Schulen kosten- 
los. Die Richtlinien für die Privatschulen werden durch Gesetz 
geregelt und müssen dem angestrebten Niveau der staatli- 
chen Schulen entsprechen. Den erfolgreichen Schülern ohne 
materielle Möglichkeiten leistet der Staat die notwendige Hilfe 
auch durch Stipendien, damit sie die höchste Bildungsebene 
erreichen können. Der Staat organisiert und beaufsichtigt die 
Berufsausbildung nach dem Bedürfnis der Volkswirtschaft, 
der Industrie, der Landwirtschaft und der Dienstleistung. 


Ill. Recht auf Eigentum und Erbe 


A. Allgemeine Bestimmungen \ 
Art. 43: Jeder hat Recht auf Eigentum und Erbe. Diese 
Rechte stehen ebenfalls wie alle Grundrechte unter dem 
Schutz: der Verfassung. Das Eigentumsrecht und das Erb- 
recht können nur zum Schutz des Allgemeinwohls durch Ge- 
setz beschränkt werden. ` 

Die Ausübung des Eigentumsrechts darf nicht gegen Allge- 
meinwohl verstoßen. Die anfallenden Anteile der Erbberech- 
tigten dürfen auch nicht zum Vorteil der Öffentlichkeit vermin- 


dert werden. 


B. Eigentumsrecht an.Boden 

Art. 44: Der Staat trifft die notwendigen Maßnahmen für die 
Bearbeitung des Bodens. die zur Entwicklung der nationalen . 
Ökonomie, zur Verhinderung des Verlustes von Boden durch. 
Erosion und zur Beschaffung von Boden für die Bauern die- 
nen, die keinen oder nicht genügend Boden besitzen. 

Mit dieser Zielsetzung kann der Umfang des Bodenbesitzes 


\ 


je nach unterschiedlichen Landwirtschaftsgebieten oder -ar- 
ten durch Gesetz begrenzt werden. Mit der Verteilung des 
Bodens an die Bauern, die keinen oder zuwenig Böden besit- 
zen, wird mit staatlichem Boden begonnen, der dafür geeig- 
net und bisher unbearbeitet ist. Zuerst erfolgt die Verteilung 


des Bodens, der unter staatlicher Bestimmungs-'und Verfü-, 


gungsgewalt steht und durch Kultivierung für die Landwirt- 
schaft nutzbar gemacht werden kann. Im Anschluß an all 


diese Maßnahmen werden von den nicht- oder unproduktiv 


bearbeiteten privaten Böden Anteile verteilt, die zu diesem 
Zweck vergesellschaftet werden. 


"Die Verteilung des Bodens wird nicht in dem Maße und der 


Weise betrieben, daß dadurch die Wälder kleiner und die Bo- 
denschätze vermindert werden und der bearbeitete Boden 
seine Fruchtbarkeit verliert. Für die genannten Zwecke ver- 
teilter Boden darf nicht weiter geteilt und weitergegeben wer- 
den, er darf nur von den Bauern und ihren Erbberechtigten 
bearbeitet werden, denen ‚er zugeteilt worden ist. 


C. Schütz der Landwirtschaft und der tet CAER 
Beschäftigten 
Art. 45: Um die Zweckentfremdung lahewirtschaftlicher Bö- 


"den zu verhindern und die landwirtschaftliche Produktion und 


die Arbeitserträge der landwirtschaftlich Beschäftigten zu er- 
höhen, erleichtert der Staatdie Beschaffung von Arbeitsgerä- 
ten. Der Staat trifft Maßnahmen zur Preisgestaltung der 


‚landwirtschaftlichen Produkte und für die gerechte Bezah- 


lung der. Produzenten. 


D. Entwicklung des Genossenschaftswesens 

Art. 46: Der Staat trifft zur Erhöhung der Produktion und zum 
Schutz der Verbraucher unter Berücksichtigung der Belange 
der Volkswirtschaft vorrangig Maßnahmen zur Entwicklung 
des Genossenschaftswesens. Die Genossenschaften dürfen 
sich nicht politisch betätigen und mit politischen Parteien zu- 
sammenarbeiten. 


E. Nutzung: der Küstengebiete s 

Art, 47: Bei der Nutzung der Meeres-, See- und Flußküsten 
sind in erster Linie die öffentlichen Interessen zu beachten. 
Die Möglichkeiten und Voraussetzungen der Nutzung dieser 


Gebiete durch Privatpersonen werden durch Gesetz gere- i 


gelt. 


f; Vergesellschaftung 

Art. 48: Der Staat und die juristischen Personen des öffentli- 
chen Rechts können, wenn es die gesellschaftlichen Interes- 
sen erfordern, unter Beachtung der Sofortzahlungsbedin- 
gung unbewegliche Gegenstände aus Privateigentum als 


Ganzes oderteilweise nach den gesetzlichen Richtlinien ver- 
gesellschaften und über diese Gegenstände die Verfügungs- 
gewalt ausüben. Bei der Vergesellschaftung gilt der Zeitwert. 
Die Berechnungsgrundlagen dieses Wertes werden durch 
Gesetz festgelegt. Der Wert bei Vergesellschaftung wird 
ohne Abzug, bar und sofort bezahlt, 

Die Form der Bezahlung des Zeitwertes von vergesellschaf- 
teten Gegenständen zur Durchführung. einer Boden- und 
Landwirtschaftsreform, zur Verwirklichung von Bauprojekten, 
zur Verstaatlichung und Anpflanzung von Wäldern und der 
Bezahlung des Zeitwertes von vergesellschaftetem Boden 
für den Küstenschutz und die Förderung des Fremdenver- 
kehrs werden durch Gesetz geregelt. 

Falls das Gesetz Ratenzahlung ermöglicht, darf der Zeitraum 
für die Zahlung der Raten nicht mehr als 5 Jahre betragen. In 


- diesem Fall werden die Raten nach dem Gleichheitsprinzip 


gezahlt. Bei der Zahlung der nicht bar gezahlten Teile gelten 
die Höchstzinssätze für Staatsschulden. Auf jeden Fall muß 
der Wert vergesellschafteter Bodenteile an die den Boden 
bearbeitenden Bauern oder Kleinbauern bar entschädigt 
werden. 


Falls die vergesellschafteten unbeweglichen Gegenstände 
ungenutzt liegengelassen werden, so erhalten der Enteig- 


| nete oder seine Erben:nach Ablauf dieser Frist das Recht, 


den Gegenstand zurückzufördern. Die Frist, die Art und die 
Bedingungen zur Ausübung dieses Rechtes werden dürch 


"Gesetz geregelt. 


G. Verstaatlichung 

Art. 49: Private Unternehmen, die öffentliche Aufgaben wahr- 
nehmen, können verstaatlicht werden, wenn die Belange der 
Öffentlichkeit dies. erfordern, unter der Bedingung, daß der 
Zeitwert abgabenfrei in Raten oder bar ausgezahlt. wird. Eine‘ 
Teilverstaatlichung kann nicht ohne das Einverständnis des 
Unternehmers durchgeführt werden. 


IV. Arbeits- und Vertragsfreiheit 


A. Arbeits-, Vertrags- und. Berufswahlfreiheiten 

Art. 50: Jeder hat die Freiheit, in dem selbst gewählten Be- 
reich zu arbeiten, Verträge zu schließen und einen Beruf zu 
wählen.. Diese Freiheiten können nur aufgrund öffentlicher 
Belänge durch Gesetz eingeschränkt werden. : 


B. Freiheit privater Unternehmer 

Art. 51: Die Gründung privater Unternehmen ist frei. Die Ge- 
setze können dies nur einschränken, wenn die öffentlichen 
Belange, die nationale Wirtschaft und die sozialen Ziele dies 
erfordern. Der Staat trifft Maßnahmen, die die Tätigkeit von 
privaten Unternehmen sichern und ihren konsequenten Ab- 
lauf garantieren. 


V; Bestimmungen über die Arbeit 


A. Recht und Pflicht zur Arbeit 

Art. 52: Jeder hat-das Recht und die Pflicht zur Arbeit. Der 
Staatschützt das Gleichgewicht der Interessen inden Bezie- 
hungen zwischen den Arbeitenden und Arbeitgebern sowie 
den Arbeitsfrieden. Der Staat trifft vorsorglich Maßnahmen 
zur Schaffung einer Arbeitslosigkeit verhindernden günstigen 
Wirtschaftslage. 


B. Arbeitsbedingungen 
Art. 53: Niemand darf zu Arbeiten gezwungen werden, die 
seinem Alter, Geschlecht und seiner Kraft nicht entsprechen. 


C. Recht auf Erholung 

Art. 54: Erholung ist das Recht aller Arbeitenden: 
Feiertage und das Recht und die Bedingungen für jährlichen 
Urlaub werden durch Gesetz'geregelt. 


D. Das Recht auf Gewerkschaftsgründung. 

Art. 55: Arbeiter und Arbeitgeber haben das Recht, ohne vor- 
herige Genehmigung Gewerkschaften und Dachverbände zu 
bilden, um die ökonomischen und sozialen Rechte und Inter- 
essen ihrer Mitglieder innerhalb der Arbeitsbeziehungen zu 


‚schützen und fortzuentwickeln. Niemand darf dazu gezwun- 


gen werden, Mitglied einer Gewerkschaft zu werden, zu blei- 
ben oder auszuscheiden. 

Arbeiter und Arbeitgeber dürfen nicht in mehr als einer Ge- | 
werkschaft Mitglied sein. 

Satzungen, Leitung und Tätigkeitsformen der Gewerkschaf- 
ten dürfen demokratischen Prinzipien nicht widersprechen. 


E. Gewerkschaftliche Tätigkeit 

Art. 56: Gewerkschaften dürfen nicht gegen die'in Art. 12:auf- 
geführten allgemeinen Einschränkungsgründe. verstoßen. 
Sie dürfen keine politischen Ziele verfolgen, keine politischen 
Aktivitäten durchführen, von politischen Parteien keine Un- 
terstützung erhalten und ihnen keine Unterstützung gewäh- 
ren. Sie dürfen zu diesem Zweck nicht mit Vereinen, mit Be- 
rufsverbänden und Stiftungen, die die Eigenschaft einer öf- 
fentlich-rechtlichen Institution haben, zusammenarbeiten. 
Die verwaltungsmäßige und finanzielle Kontrolle‘ sowie die 
Einnahmen und Ausgaben der Gewerkschaften werden 
durch Gesetz geregelt. Mitglieder zahlen ihre Beiträge unmit- 
telbar an die Gewerkschaften. Gewerkschaftliche: Aktivität 
berechtigt nicht dazu, die Tätigkeit am Arbeitsplatz zu unter- 
brechen. 


Die Gewerkschaften dürfen ihre Einnahmen nicht außerhalb 17 
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ihrer Zwecke verwenden. Die in ihren Satzungen festzule- 
genden Streik- und Aussperrungsfonds sind auf Konten bei 
den nationalen Banken zu deponieren. 


Vi. Tarifverträge, Streik- und Aussperrungsrechte 


A. Tarifvertragsrecht 
Art. 57: Arbeiter und Arbeitgeber sind berechtigt, Tarifver- 
träge mit:dem: Ziel auszuhandeln, die Lohn- und Arbeitsbe- 


dingungen beiderseitig zu regeln..Die Form der Tarifverträge 


wird durch Gesetz geregelt. 

Tarifverträge dürfen keine gesetzesverändernden oder -auf- 
. hebenden Bestimmungen enthalten. In jedem Betrieb darf 
nicht mehr als ein Tarifvertrag für. eine Tarifdauer abge- 
schlossen und angewandt werden. 


B. Streik- und Aussperrungsrecht 

Art, 58: Wenn es bei der Aushandlung von Tarifverträgen 
nicht zu einer Einigung kommt, haben die Parteien das Recht 
auf Streik und Aussperrung. Die Richtlinien und Bedingungen 
zur Ausübung dieser Rechte werden durch Gesetz geregelt. 
Streik- und Aussperrungsrecht dürfen nicht'in einer Weise 
ausgeübt werden, 'die den Regeln der guten Sitten wider- 
spricht, zum Schaden der Gesellschaft wirkt und dem natio- 
nalen Reichtum schadet. Für Schäden, die im Verlauf eines 


Streiks in dem betroffenen Betrieb durch Arbeiter und Ge- 


werkschaften verursacht werden, wird die Gewerkschaft zur 
> ‚Verantwortung gezogen. Die Fälle, in denen Streik oder Aus- 
sperrung verboten oder verschoben werden können, werden 
durch Gesetz geregelt. In Situationen, in denen Streik und 
Aussperrung verboten oder verschoben wurden, wird über 
Streitigkeiten durch die Oberste Schiedskommission ent- 
schieden. Streik und Aussperrung mit politischen Zielen, So- 
lidaritätsstreiks oder -aussperrungen, Generalstreiks oder 
-aussperrungen, Betriebsbesetzungen sowie Produktions- 
drosselung und Widerstand sind untersagt. Diesbezügliche 
Sanktionen werden durch Gesetz geregelt. 

Die Arbeitsaufnahme der nicht am Streik Beteiligten im Be- 
trieb darf auf keine Weise behindert werden. 


C. Streik- und Aussperrungsverbot in Kleinbetrieben 

Art. 59: In Betrieben, in denen nicht mehr als 5 Beschäftigte 
arbeiten, und in den Verbänden und Wohltätigkeitsanstalten, 
die öffentliche Dienste leisten und unter dem Schutz des 
Staates stehen, dürfen keine Tarifverträge ausgehandelt und 
keine Streiks und Aussperrungen durchgeführt werden. Der 
Ministerrat gibt die angemessenen Arbeitsbedingungen für 
diese Beschäftigten den Laufzeiten der Tarifverträge ent- 
sprechend bekannt. 


VII, Ordnung des wirtschaftlichen und sozialen Lebens 


A. Kontrolle der Märkte 

Art. 60: Der Staat hilft bei der nach den Wettbewerbsbedin- 
gungen nützlichen Orientierung der Entwicklung privatunter- 
nehmerischer Tätigkeit und verhindert die faktische oder ver- 
einbarte Setelbilkung und Monopolisierung auf den Märk- 
ten. 


B. ‘Schutz der Konsumenten 

Art. 61: Der Staat trifft Maßnahmen zum Schutz und zur Auf- 
» Klärung der Konsumenten, er fördert die Initiativen der Kon- 
sumenten im Eigeninteresse. 


C. Lohn, Gehalt und Sozialhilten 

Art, 62: Lohn und Gehalt sind Arbeitsentgelt. 

Der Staat achtet darauf, daß der Lohn und das Gehalt, die 
Prämien und Sozialhilfen der Arbeitsproduktivität, dem Ar- 
beitswert, der Arbeitszeit und der Qualität der Arbeit entspre- 
chen. 

Bei der Festlegung des Mindestlohnes sollen die wirtschaftli- 
che Lage des Landes, der einzelnen Berufszweige und die 
wirtschaftlichen und sozialen Besonderheiten der Regionen 
berücksichtigt werden. 


18 Der Staattrifft Maßnahmen zur Vorbeugung der Preisinstabi- 


lität, um den Lebensstandard der Arbeitenden zu wahren. 
Der Staat trifft die notwendigen Maßnahmen, um Ungleich- 
heiten in bezug auf Lohn, Gehalt und Sozialhilfe unter allen 
Arbeitenden und insbesondere unter den öffentlichen Institu- 
tionen und Einrichtungen im Beamten- und Arbeiterstatus 
Beschäftigten auf gerechte Art und Weise auszugleichen. 


VIII. Gesundheit, Umwelt und Wohnung _ 


A. Gesundheitswesen 

Art. 63: Der Staat ist verpflichtet, jedem Staatsbürger ein Le- 
ben in körperlicher und seelischer Gesundheit zu ermöali- 
chen und die Umweltbedingungen diesem Ziel gemäß zu ge- 
stalten. 

Der Staat nimmt diesen Auftrag wahr, indem er die gesund- 
heitlichen und sozialen Einrichtungen in privaten und öffentli- 
chen Sektoren kontrolliert und unterstützt und neugegrün- 
dete Einrichtungen fördert. An den Staatsausgaben für ge- 
sundheitliche "Dienstleistungen werden die Staatsbürger im 
Rahmen der allgemeinen Krankenversicherung. beteiligt, 
Denjenigen, die die Beitragszahlung nicht leisten können, 
arme oder ein niedriges Einkommen beziehende Personen, 
wird staatliche Hilfe gewährt. . 

Das System und die Bedingungen der Beitragszahlung und 
der staatlichen Hilfe werden gesetzlich geregelt, 


B. Umweltschutz 

Art. 64: Jeder hat das Recht, in einer harmonischen und ge- 
sunden natürlichen Umwelt zu leben, Der Staattrifft alle Maß- 
nahmen zur Vorbeugung gegen Umweltverschmutzung und 
zum Schutz und zur Entwicklung der natürlichen Umwelt. 


C. Recht auf Wohnung 

Art. 65: Der Staat trifft solche Maßnahmen, die dem Woh- 
nungsbedarfim Rahmen einer Planung, welche die Urbanität 
der Städte und die Umweltbedingungen berücksichtigt, ge- 
recht werden. 


IX. Soziale Sicherheit 


A. Recht auf soziale Sicherung 

Art. 66: Jeder hat das Recht auf soziale Sicherheit. 

Der Staat trifft die notwendigen Maßnahmen, um diese Si- 
cherheit zu ermöglichen und zu organisieren. 


B. Behindertenschutz 
Art. 67: Der Staat trifft alle Maßnahmen, die den Schutz der 


Behinderten und ihre Integration in das gesellschaftliche Le- 


ben ermöglichen, und er errichtet die notwendigen Einrich- 
tungen. 


C. Altersschutz J 

Art. 68: Die alten Menschen werden vom Staat geschützt. Die 
staatlichen Hilfen für die Alten und andere zu gewährlei- 
stende Rechte und Erleichterungen werden durch Gesetz ge- 
regelt. 


D. Im Ausland lebende türkische Staatsangehörige 

Art. 69: Der Staat trifft die notwendigen Maßnahmen, um die 
Einheit der Familie, die Erziehung der Kinder, die kulturellen 
Bedürfnisse und die soziale Sicherung der im Ausland leben- 
den türkischen Staatsangehörigen zu ermöglichen, ihre Bin- 
dung zur Heimat zu wahren und Hilfe bei der Rückkehr in die 
Heimat zu leisten. 


E. Jugendschutz 

Art. 70: Der Staat trifft solche Maßnahmen, die den Jugendli- 
chen, denen die Freiheit:und Repbulik anvertraut sind, eine 
im Geiste der positiven Wissenschaft und auf der Grundlage 
der Prinzipien Atatürks orientierte Erziehung und Entwicklung 
ermöglichen. 

Er unterstützt sie während ihrer Bildung. 

Der Staat trifft alle Maßnahmen, um die Jugendlichen vor Al- 
koholismus, dem Genuß jeder Art von Rauschgiften und be- 
täubenden Mitteln, vor Straffälligkeit, dem Glücksspiel und 
der Unwissenheit zu schützen. 


F. Sportförderung 

Art, 71: Der Staat trifft! Maßnahmen zur Förderung körperli- 
cher und seelischer Gesundheit der türkischen Staatsbürger 
injedem Alter, und er fördert die Verbreitung des Sports unter 
den Massen. 


G. Schutz der historischen und kulturellen Güter 
Art. 72::Der Staat gewährleistet den Schutz der historischen 
und kulturellen Werte, er trifft zu diesem Zweck Unterstüt- 


‚zungs- und Förderungsmaßnahmen. 


H. Schutz der Kunst und der. Künstler 

Art. 73: Der Staat schützt die Kunsttätigkeit und den Künstler. 
Er trifft notwendige Maßnahmen zum Schutz, zur Würdigung 
und Förderung der Kunstwerke und der Künstler. 


1. Schranken.der sozialen und wirtschaftlichen Rechte 
An. 74: Der Staat erfüllt seinen von der Verfassung bestimm- 
ten Auftrag auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet unter 
der Berücksichtigung der Wahrung der wirtschaftlichen Sta- 
bilität und nach Maßgabe der finanziellen Möglichkeiten. 


J. Türkische Staatsangehörigkeit 


Art. 75: Jeder, der dem türkischen Staat durch die Staatsan- 


gehörigkeit verbunden ist, ist ein Türke. 

Das Kind eines türkischen Vaters oder einer türkischen Mut- 
ter ist Türke. Die Staafsangehörigkeit des Kindes eines aus- 
ländischen Vaters und einer türkischen Mutter wirddurch Ge- 
setz geregelt. 

Die Staatsangehörigkeit wird unter Jeti im Gesetz aufgeführ- 
ten Voraussetzungen erworben und nur'in den: gesetzlich 
vorgesehenen Fällen verloren. 


Keinem Türken darf die Staatsangehörigkeit entzogen wer- 
den, solange er nicht eine. mit.der Treue zum Staat und zur 
Heimat unvereinbare Aktivität unternommen hat. 

Gegen die Beschlüsse und Maßnahmen, die sich auf die Ent- 
ziehung der Staatsangehörigkeit beziehen, kann der 
Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden. 


Il. Aktives und passives Wahlrecht, Recht auf politische 
Betätigung 

Art. 76: Die Staatsbürger haben nach Maßgabe der im Gesetz 
vorgesehenen Voraussetzungen aktives und passives Wahl- 
recht und das Recht auf politische Betätigung als Unabhängi- 
ger oder in einer politischen Partei. 

Die Wahlen sind frei, gleich, geheim, unmittelbar und allge- 
mein, die Auszählung der Stimmen und die Feststellung des 


Wahlergebnisses sind öffentlich. Sie werden auf dieser- 


Grundlage unter gerichtlicher Leitung und Kontrolle durchge- 
führt. ; 

Jeder Türke, der sein 21. Lebensjahr vollendet hat, besitzt 
das passive Wahlrecht. . 

Die Ausübung dieser Rechte wird durch Gesetz geregelt. 


WM. Bestimmungen über die politischen Parteien 


Art. 77: Die Staatsbürger haben das Recht, politische Par- 
teien zu gründen und statutengemäß den Parteien beizutre- 
ten und aus ihnen auszutreten. 


“Die politischen Pärteien sind unverzichtbare Elemente des 


demokratischen politischen Lebens. 
Die politischen Parteien werden ohne vorherige Genehmi- 
gung gegründet und setzen im Rahmen der verfassungs- 


rechtlichen und gesetzlichen Bestimmungen ihre Tätigkeit 


fort. 
Die Statuten und Programme der politischen Parteien dürfen 
nicht gegen den Bestand von Staatsvolk und Staatsgebiet, 


gegen die Prinzipien der demokratischen und laizistischen 
Republik gerichtet sein. 


Es dürfen keine politischen Parteien gegründet werden, die 
sich die Verteidigung und die Errichtung von Klassen und 
Schichten, des Kommunismus, des ‚Faschismus, der 
Theokratie und irgendeiner Art von Diktatur in der Türkei zum 
Grundsatz machen. 


B. Richtlinien für Parteien 

Art. 78: Die Parteien dürfen bei ihrer Tätigkeit die Grenzen ih- 
res Statuts und ihres Programms nicht überschreiten, unab- 
hängig davon, ob sie an der Macht oder in der Opposition 
sind; sie dürfen die Schranken: des Art. 13 der Verfassung 


nicht überschreiten; im Fall des Zuwiderhandelns werden sie 


für immer verboten. 

Politische Parteien dürfen in der Absicht, ihre eigene Politik 
durchzusetzen und zu verbreiten, weder mit Vereinen, Ge- 
werkschaften noch mit Stiftungen oder Berufsverbänden, die 
die Eigenschaft der öffentlich-rechtlichen' Institutionen ha- 
ben, noch mit Kooperativen inmaterieller oder geistiger Hin- 
sicht zusammenarbeiten. 

Die innerparteiliche Tätigkeit und Beschlußfassung darf de- 
mokratischen Grundsätzen nicht widersprechen. 

Die Finanzlage der politischen Parteien unterliegt der Über- 
prüfung durch das Verfassungsgericht. 

Die Generalstaatsanwaltschaft hat die Aufgabe, die Statuten 
und Programme der gegründeten Parteien und die rechtliche 
Lage ihrer Gründer im Hinblick auf deren Übereinstimmung 
mit den Verfassungs- und Gesetzesbestimmungen präventiv 
zu überprüfen sowie deren Tätigkeiten dauernd zu beaufsich- 
tigen. 


Politische Parteien können nach der Erhebung der Verbots- 


klage: durch ‘die Generaälstaatsanwaltschaft beim Verfas- 
sungsgericht dufch das Urteil See Gerichts verboten wer- 
den. 

In'einem das Parteiverbot EAE Urteil ist zu be* 
stimmen, daß die Parteigründer und die Mitglieder der zentra- 
len Leitungsorgane, die durch ihre konkreten Handlungen 
und Äußerungen Gründ zum Verbot der Partei geliefert ha- 
ben, unter einem anderen Namen und Parteiprogramm keine 
neuen Parteien gründen und bei bereits bestehenden Par- 
teien keine Aufgaben in deren Leitung oder Aufsicht) über- 
nehmen dürfen. Die Gründung, die Tätigkeit, die Kontrolle 
und das Verbot politischer Parteien werden nach den oben 
aufgeführten Grundsätzen gesetzlich geregelt. 


IV. Eintrittsrecht in den öffentlichen Dienst 


Art, 79: Jeder Türke hat das Recht, in den öffentlichen Dienst: 


einzutreten. 

Beider Aufnahme in den Dienst darf außer den durch das Amt 
geforderten Eigenschaften kein anderer Unterschied berück- 
sichtigt werden. 


B. Vermögenserklärung. 

Art. 80: Beschäftigte des öffentlichen Dienstes müssen bei ih- 
rem Eintritt eine den gesetzlichen Vorschriften entspre- 
chende Vermögenserklärung abgeben. Die zeitlichen Ab- 
stände für die Erneuerung der Vermögenserklärung Sind ge- 
setzlich zu regeln. 

Personen, die ein Amt in den Gesetzgebungs- und Vollzie- 
hungsorganen übernehmen, dürfen davon nicht ausgenom- 
men werden. 


V. Vaterländischer Dienst 

Art. 81: Dienstfürdas Vaterland ist Rechtünd Pflicht eines je- 
den Tütken. 

Wie diese Pflicht bei den Streitkräften oder im öffentlichen 
Dienst zu erfüllen ist, wird gesetzlich geregelt. 


VI. Petitionsrecht 

Art. 82: Di@ Staatsbürger haben das Recht, mit persönlichen 
oder die. Öffentlichkeit betreffenden Wünschen und Be- 
schwerden sich einzeln oder gemeinschaftlich an die zustän- 
digen Behörden und an die Große Nationalversammlung der 
Türkei schriftlich zu wenden. & 

Das Ergebnis der sie persönlich betreffenden Eingaben ist 
den Anträgstellern schriftlich mitzuteilen. 

Der Umfang dieses Rechts, seine Voraussetzungen sowie 
etwaige Ausnahmen werden gesetzlich geregelt. 
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Die Gesetzgebung 


I. Die Große Nationalversammlung der Türkei 


A. Konstitution 

Art. 83: Die Große Nationalversammlung der Türkei setzt sich 
aus 400 vom Volkin allgemeiner Abstimmung gewählten Ab- 
geordneten zusammen. 


B. Voraussetzungen für die Wahl zum Abgeordneten 

‚Art. 84: Jeder Türke, der sein 30. Lebensjahr vollendet hat, 
kann als Abgeordneter gewählt werden. 

Die'Staatsbürger, die nicht mindestens 8 Jahre Schulbildung 
haben, deren Bürgerrechte eingeschränkt sind, die ihren Mili- 
tärdienst nicht abgeleistet haben, diejenigen, die aus dem öf- 
fentlichen Dienst ausgeschlossen sind, sowie diejenigen, die 
mit Ausnahme von Fahrlässigkeitsdelikten zu Haftstrafen 
bzw. zu schweren Haftstrafen von'sechs Monaten oder mehr 
verurteilt wurden, diejenigen, die wegen unwürdigen Verge- 
hen wie Veruntreuung, Unterschlagung, Aneignung von 
Fremdvermögen, Bestechung, Diebstahl, Betrug, Fälschung, 
Ausnutzung des guten Glaubens, betrügerischer Konkurs 
oder wegen Vergehen wie Schmuggel, betrügerische Hand- 
lungen bei offiziellem An- und Verkauf, Preisgabe von 
Staatsgeheimnissen verurteilt worden sind, sowie diejenigen 
Personen, die ihre Bürgerrechte nach Art. 13 verloren haben, 
selbst wenn sie begnadigt wurden, dürfen nicht als Abgeord- 
neter gewählt werden. 

Die Voraussetzungen für die Kandidatur von Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst werden gesetzlich geregelt. 

Die Richter, die Offiziere, die Angestellten des Militärs, die 
Unteroffiziere und die Sicherheitsbeamten dürfen, solange 


"sie ihr Amt nicht niedergelegt haben, weder kandidieren noch 


gewählt werden. 


ll. Aufgaben und Kompetenzen 


A. Allgemeines 

Art. 85: Die Kompetenzen und’ Aufgaben der Großen Natio- 
nalversammlung der Türkei sind: Verabschiedung, Änderung 
und Aufhebung von Gesetzen; Ermächtigung des Minister- 


‚rats zum Erlaß von Verordnungen mit der Rechtswirkung von 


Gesetzen; Beratung und Verabschiedung von Gesetzesent- 
würfen von Haushalt und endgültige Haushaltsrechnung; Be- 
schlußfassung über Geldprägung und Kriegserklärung; Rati- 


fizierung internationaler Abkommen; Beschlußfassung über - 


Generalamnestie sowie Amnestie in besonderen Fällen mit 
Ausnahme: jener Personen, welche aufgrund von Taten im 
Sinne des Art. 13 der Verfassung verurteilt worden sind; wei- 
tere in der Verfassung vorgesehene Zuständigkeiten. 


B. Ermächtigung zum ErlaB von Verordnungen mit der 
Rechtswirkung von Gesetzen 
Art. 86: Die Große Nationalversammlung der Türkei kann den 
Ministerrat zum Erlaß von Verordnungen mit der Rechtswir- 
kung von Gesetzen ermächtigen. 
Das Ermächtigungsgesetz beschreibt den Zweck, den Um- 
fang, Grundsätze, Geltungsdauer sowie die Möglichkeit zum 
Erlaß weiterer Verordnungen innerhalb der Geltungsdauer 
der zu verabschiedenden mit der Rechtawirkung von Geset- 
zen ausgestatteten Verordnungen. 
Der Rücktritt des Ministerrats oder des Ressortministers oder 
das Ende der Legislaturperiode bringen die für eine be- 
stimmte Dauer erteilte Ermächtigung nicht zum Erlöschen. 
Die Verordnungen mit Rechtswirkung von Gesetzen enthal- 
ten eine’ Bestimmung darüber, ob die Ermächtigung beiihrer 
Verabschiedung durch die Große Nationalversammlung der 
Türkei vor Ablauf der Dauer.erlischt oder bis Ende der Frist 
gültig ist. 
Die Bestimmungen über die Verabschiedung von Verord- 
nungen mit Rechtswirkung von Gesetzen durch.den Präsi- 


denten der Republik bleibt für den Notstandsfall vorbehalten. 
Die Verordnungen mit der Rechtswirkung von Gesetzen tre- 
ten mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft. Jedoch 
kann in.der Verordnung ein späteres Datum für das Inkrafttre- 
ten vorgesehen werden. 

Die Verordnungen werden am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Großen Nationalversammlung zugeleitet. 

Die Ermächtigungsgesetze und die sich auf sie berufenden 
Verordnungen mit der Rechtswirkung von Gesetzen werden 
durch die Ausschüsse und im Plenum der Großen National- 
versammlung der Türkeimit Vorrang im Eilverfahren beraten. 
Die Verordnungen, die am Tag ihrer Veröffentlichung der 
Großen Nationalversammlung der Türkei nicht vorgelegt 
werden, treten am selben Tag, diejenigen Verordnungen, die 
von der Großen Nationalversammlung der Türkei abgelehnt 
werden, treten mit der Veröffentlichung dieses Beschlusses 
im Amtsblatt außer Kraft. 


Die veränderten Bestimmungen der verändert angenomme- : 


nen Verordnungen treten am Tag der Veröffentlichung im 
Amtsblatt in Kraft. 


C. Ratifizierung internationaler Abkommen 


Art. 87: Die Ratifizierung der im Namen der Republik Türkei 


mit anderen Staaten und internationalen Institutionen ge- 
schlossenen Abkommen bedürfen der Anerkennung der Ra- 
tifizierung durch ein von der. Großen papnalver ampong 
der Türkei beschlossenes Gesetz. 

Die Abkommen, die Wirtschafts-, Handels- und technische 
Beziehungen regeln und deren Geltungsdauer ein Jahr nicht 
übersteigen, soweit sie die Staatsfinanzen nicht belasten so- 
wie den persönlichen Status und die Eigentumsrechte von 
Türken in fremden Ländern nicht berühren, können durch die 
Veröffentlichung in Kraft gesetzt werden. In diesem Falle wird 
die Große Nationalversammlung der Türkei innerhalb von 
zwei Monaten nach Inkrafttreten durch Veröffentlichung in 
Kenntnis gesetzt. 

Detailabkommen, die sich auf ein internationales Abkommen 
beziehen, sowie die Wirtschafts-, Handels-, Verwaltungs- 
und technischen Abkommen, die aufgrund gesetzlicher Zu- 
ständigkeit geschlossen werden, bedürfen nicht der Zustim- 
mung der Großen Nationalversammlung der Türkei. Jedoch 
können Abkommen im Sinne dieses Absatzes, . soweit sie 
wirtschafts-, handels- oder personenbezogene Rechte be- 
treffen, nicht vor.ihrer Veröffentlichung in Kraft treten. 

Bei der Schließung jeglicher Abkommen, die Änderungen der 
türkischen Gesetze mit sich bringen, wird die Bestimmung 
des ersten Absatzes angewandt. ' 

Ordentlich in Kraft getretene Abkommen enthalten die 
Rechtswirkung von Gesetzen. 

Gegen diese kann mit der Behauptung der Verfassungswid- 
rigkeit das: Verfassungsgericht nicht angerufen werden. 


D. Genehmigung zum Einsatz von Streitkräften 

Art: 88: Die Große Nationalversammlung der Türkei ist zu- 
ständig für die Erklärung des Kriegszustandes in den nach 
Völkerrecht legitimen Fällen und — abgesehen von den Fäl- 
len, in denen es aufgrund internationaler Abkommen, deren 
Partner die Türkeiist, oder aufgrund der Regeln völkerrechtli- 
cher Gourtoisie erforderlich ist— für die Erteilung der Erlaub- 
nis, türkische Streitkräfte ins Ausland zusenden oder auslän- 
dische in der Türkei zu stationieren. 

Im Falle eines plötzlichen bewaffneten Überfalls auf das Land 
und diesbezüglich bedingter Unerläßlichkeit des schnellen 
Entscheids zur Benutzung von Waffen kann auch der Präsi- 
dent der Republik die Verwendung von Waffen durch die 
Streitkräfte der Türkei anordnen. š 


ili. Wahlperiode der Großen Nationalversammlung der 
Türkei 

Art, 89: Die Wahlen zur Großen Nationalversammlung: der 

Türkei werden alle fünf Jahre durchgeführt. Das Parlament 

kann vor Ablauf dieser Zeit die Erneuerung von Wahlen be- 

schließen. Abgeordnete, deren Wahlperiode abgelaufen ist, 
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können wiedergewählt’ werden. Die Kompetenzen des Par- 
laments, dessen Erneuerung beschlossen ist, dauern bis zur 
Konstituierung des neuen Parlamentes an. 


IV. Verschiebung von Wahlen zur Großen Nationalver- 
sammlung der Türkei und Nachwahlen 
Art. 90: Die Große Nationalversammlung der Türkei kana 
aufgrund eines Krieges, des Kriegsrechts sowie des Not- 
stands, falls die Durchführung von Neuwahlen als nicht mög- 
lich erachtet wird, den Aufschub der Wahlen um ein Jahr be- 
schließen. Auch der Präsident der Republik kann aus den ge- 
nannten Gründen den Aufschub der Wahlen um ein Jahr von 
der Großen Nationalversammlung der Türkei verlangen. 
Nachwahlen werden durchgeführt, wenn freie Mandate inder 
Großen Nationalversammlung der Türkei anfallen. 
Nachwahlen können in Laufe einer Wahlperiode in der Regel 
nur einmal durchgeführt werden. Vor Ablauf von 30 Monaten 
nach den allgemeinen Wahlen kann keine Nachwahl durch- 
geführt werden. Jedoch wird die Durchführung der Nachwahl 
innerhalb von drei Monaten beschlossen, falls die Anzahl der 
freien Mandate fünf Prozent der Gesamtmandate erreicht. 
» Ein Jahr vor allgemeinen Wahlen kann aus irgendeinem 
Grund eine Nachwahl nicht durchgeführt werden. 
Der Präsident der Republik darf innerhalb des Jahres vor der 
Wahl zur Präsidentschaft der Republik den Aufschub der 
Wahlen nicht verlangen, 


V. Allgemeine Leitung und Überwachung der Wahlen 
Art, 91: Bei den Wahlen, die unter Leitung und Überwachung 
gerichtlicher Organe stehen müssen, hat die Oberste Wahl- 
kommission die Aufgabe, alle Formalitäten eines ordnungs- 
gemäßen und korrekten Ablaufs der Wahl zu gewährleisten, 
alle Manipulationsbeschwerden und Einsprüche zu überprü- 
fen und zu bearbeiten sowie die Wahlprotokolle der Großen 
Nationalversammlung zu bestätigen. 


Die Aufgaben und Kompetenzen der Obersten Wahlkommis- 
sion und anderer Wahlkommissionen werden durch Gesetze 
‘geregelt, Die Oberste Wählkommission besteht aus sieben 
ordentlichen und vier Ersatzmitgliedern. Sechs der Mitglieder 
werden vom Revisionsgerichtshof und fünf vom Verwal- 
tungsgerichtshof in geheimer Wahl aus den eigenen Reihen 
gewählt. Diese Mitglieder wählen aus ihrer Mitte in geheimer 
Wahl und durch die einfache Mehrheit den Vorsitzenden und 
seinen Stellvertreter. Unter den vom Revisionsgerichtshof 
und Verwaltungsgerichtshof zur Obersten Wahlkommission 
gewählten Mitgliedern werden durch Auslosung je zwei Er- 
satzmitglieder bestimmt. Der Vorsitzende und sein Stellver- 
treter nehmen an der Auslosung nicht teil: 


Vi. Bestimmungen über die Mitgliedschaft 


A. Vertretüng des Volkes 

Art. 92: Die Mitglieder der Großen Nationalversammlung der 
Türkei vertreten nichtihren Wahlkreis oder ihre Wähler, son- 
dem die ganze Nation. 


B. Vereidigung 

Art. 93: Die Mitglieder der Großen Nationalversammiung der 
- Türkei schwören bei ihrem Amtsantritt folgenden Eid: 

„Ich schwöre aufmeine Ehre und Würde, die Unabhängigkeit 
und den Bestand des Staates, den Bestand von Staatsgebiet 
und Staatsvolk und die bedingungslose Souveränität der Na- 
tion zu schützen und mich nicht von dem Ideal zu trennen, 
daß jederim Sinne des Gemeinwohls, der nationalen Solida- 
‚rität und.der sozialen Gerechtigkeit die Menschenrechte und 
die Grundfreiheiten genießt und daß ich den Prinzipien der 
demokratischen und laizistischen Republik, die die Hoheit 
des Rechts gewährleisten, treu bleibe.‘ 


©. Mit der Mitgliedschaft unvereinbare Tätigkeiten 

Art. 94: Die Mitglieder der Großen Nationalversammlung der 
Türkei dürfen keine Aufgaben beim Staat und anderen juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts und den ihnen an- 


geschlossenen Institutionen, in den ‚Unternehmen und Ge- 
sellschaften, in denen der Staat öder andere juristische Per- 
sonen des öffentlichen Rechts unmittelbar oder mittelbar be- 


- teiligt sind, in den Vorständen oder anderen Tätigkeitsberei- 
- chen der gemeinnützigen Verbände, deren persönliche Fi- 


nanzgüellen und Möglichkeiten durch Gesetz geregelt sind, 
und der vom Staat Unterstützung beziehenden und steuerfrei 
arbeitenden Stiftungen wahrnehmen. Sie dürfen keinerlei 
Aufgaben bei diesen unmittelbar oder mittelbar übernehmen. 
Sie können bei Streitigkeiten, in denen diese Parteien sind, 
weder zugunsten noch zuungunsten die rechtliche Vertre- 
tung übernehmen oder als Schiedsmann fungieren. 

Die Mitglieder der Großen Nationalversammlung der Türkei 
dürfen mit keinerlei amtlichen oder privaten Tätigkeiten be- 
auftragt werden, welche von dem Vorschlag, der Empfeh- 
lung, ‚Berufung oder Bestätigung der Exekutive abhängig 
sind. Ob ein Mitglied in einem ihm durch den Ministerrat über- 
tragenen Aufgabenbereich, begrenzt höchstens auf 6 Mona- 
te, eine Tätigkeit annehmen kann, hängt vom Beschluß des 
Parlaments ab. Weitere Aufgaben und Tätigkeiten, die mit der 
Mitgliedschaft in der Großen Nationalversammlung der Tür- 
kei unvereinbar sind, werden durch Gesetz geregelt. 


D. Immunität 

Art. 95: Die Mitglieder der Großen Nationalversammlüng der 
Türkei ‚dürfen nicht wegen ihres Abstimmungsverhaltens 
oder ihrer Reden und dargelegten Auffassungen im Parla- 
ment sowie deren Wiederholung oder Offenbarung außer- 
halb des Parlaments zur Rechenschaft gezogen werden. Ein 
Abgeordneter, dem ein Vergehen vor oder nach seiner Wahl 
angelastet wird, darf nicht ohne Beschluß des Parlaments in- 
haftiert, vernommen und.nicht vor Gericht gestellt werden, In 
diesem Fall ist die zuständige Instanz verpflichtet, sofort und 


unmittelbar die Große Nationalversammlung der Türkei da- . 


von zu unterrichten. Die Vollstreckung eines Urteils gegen ein 
Mitglied der Großen Nationalversammlung der Türkei, das 
vor oder nach seiner Wahl ausgesprochen wurde, wird zum 
Erlöschen seiner Mitgliedschaft aufgeschoben. Eine Verjäh- 
rung findet während dieser Zeit nicht statt. 


Als Ausnahme hiervon’ gilt, wenn das Mitglied bei einer 


schweren Straftat auf frischer Tat angetroffen wird. 

Die Strafverfolgung eines wiedergewählten Abgeordneten ist 
von der erneuten Aufhebung seiner Immunitätdürch das Par- 
lament abhängig. In.den Fraktionen der politischen Parteien 
der Großen Nationalversammlung der Türkei dürfen keine 
Beratungen über die Immunität durchgeführt und dazu Be- 
schlüsse gefaßt werden. 


E. Beendigung der Mitgliedschaft 

Art.:96: Die Mitgliedschaft eines Abgeordneten in der Großen 
Nationalversammlung der Türkei endet erst durch einen Be- 
schluß.der Großen Nationalversammlung, wenn eine Verur- 
teilung wegen einer Straftat vorliegt, die seine Wählbarkeit 


ausschließt, durch einen freiwilligen Rücktritt oder durch die 


Übernahme einer Tätigkeit, die mit einer Mitgliedschaft nicht 
vereinbar ist oder weil er innerhalb einer Legislaturperiode 
mehr: als 45 Tage unerlaubt und unentschuldigt'an den Par- 
lamentssitzungen nicht teilgenommen hat. 


Ein Abgeordneter, der aus seiner Partei austritt, kann in der 


gleichen Wahlperiode nur als Unabhängiger seine Parla- 
mentsmitgliedschaft fortführen. Mit dem Übertritt in eine an- 
dere Partei oder der Übernahme einer Aufgabe im Ministerrat 
endet die Mitgliedschaft. Die Mitgliedschaft von Abgeordne- 
ten, deren Partei durch das Verfassungsgericht verboten 
wurde, endet mit der Veröffentlichung im Amtsblatt. 


F. Antrag auf Annullierung 

Art. 97: Beschließt das Parlament die Aufhebung der Immuni- 
tät oder die Beendigung der Mitgliedschaft, kann das betrof- 
tene Mitglied oder ein anderes Mitglied der Großen National- 
versammlung der Türkei innerhalb einer Woche nach dem 
Beschluß’ Antrag der Feststellung der Nichtigkeit beim Ver- 
fassungsgericht stellen; mit der Begründung, daß dieser Be- 
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schluß nicht mit der Verfassung und der Geschäftsordnung 
übereinstimmt. Das Verfassungsgericht beschließt über den 
Antrag innerhalb von 15 Tagen. 


G. Diäten.und Spesen 

Art: 98: Die Diäten und Spesen der Mitglieder der Großen Na- 
tionalversammlung der Türkei werden durch Gesetz geregelt. 
Diäten und Spesen können höchstens in Höhe von 3 Monats- 
beträgen im voraus bezahlt werden. 


vi, Bestimmungen über die Tätigkeit der Großen Natio- 


nalversammlung der Türkei 


A. Tagungen und Ferien 

Art. 99: Die Große Nationalversammlung der Türkei tritt all- 
jährlich am 1. September ohne weiteres zusammen. Sie wird 
durch die Rede des Präsidenten der Republik eröffnet. 

Die Große Nationalversammlung der Türkei. kann jährlich 
höchstens drei Monate in Amtsferien gehen. Während Verta- 
gungen oder Ferien kann sie von sich aus oder auf Wunsch 


- des Ministerrats durch den Präsidenten der Republik einbe- 


rufen werden. i 
Der Parlamentspräsident kann auch von sich aus oder auf 
schriftlichen Wunsch von einem Fünftel der Mitglieder des 
Parlaments einberufen werden. Die trotz ‚einer Vertagung 
oder Ferien einberufene Große Nationalversammlung der 
Türkei hat in erster Linie das diese Sitzung veranlassende 


. Thema'zu behandeln. 


B. Parlamentspräsidium 

Art. 100: Das Präsidium der Großen Nationalversammlung 
der Türkei setzt sich aus dem Parlamentspräsidenten, den 
Vizepräsidenten, Parlamentssekretären und Verwaltungslei- 
tern zusammen. Das Präsidium setzt sich so zusammen, daß 
eine der Mitgliederzahl der im Parlament vertretenen Fraktio- 
nen entsprechende proportionale Teilnahme gesichert ist. 
Der Präsident der Großen Nationalversammlung der Türkei 
wird aus den Reihen der Parlamentsmitglieder innerhalb von 
zehn Tagen, gerechnet vom ersten Tag der Zusammenkunft 
des Parlaments an, und die für das Parlamentspräsidium 
aufgestellten Kandidaten durch geheime Absimmung durch 
das Parlament für eine Legislaturperiode gewählt. In den er- 
sten zwei Wahlgängen ist eine Zweidrittel-, im dritten Wahl- 
gang eine einfache Mehrheit erforderlich. Wird im dritten 
Wahlgang eine einfache Mehrheit nicht erreicht, so wird zwi- 
schen den Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten ha- 
ben, ein vierter Wahlgang durchgeführt. Wer im vierten 


« Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigt, wird Par- 


lamentspräsident. 

Für.die Vizepräsidenten, die Parlamentssekretäre und Ver- 
Waltungsleiter werden in einer Wahlperiode zwei Wahlgänge 
durchgeführt. Die Amtszeitder für die erste Wahlperiode Ge- 
wählten beträgt zwei Jahre, die Amtszeit der für die zweite 


' Wahlperiode Gewählten drei Jahre. Die Grundlagen für diese 


Wahlen, die Zahl der Wahlgänge und die Wahlverfahren wer- 
den in der Geschäftsordnung des Parlaments festgelegt. 
Der Präsident der Großen Nationalversammlung der Türkei 
kann sich an den inner- und’außerparlamentarischen Aktivi- 
täten der politischen Partei oderder Gruppe, der er ängehört, 
nicht beteiligen. Der Präsident und.die Vizepräsidenten kön- 
nen außerhalb der Erfordemisse.ihrer Funktionen nicht an 
Parlamentsdebatten teilnehmen. Der Präsident hat kein 
Stimmrecht. : 


C. Geschäftsordnung, Fraktionen und Sicherheitsvorkeh- 
rungen 

Art. 101: Die Große Nationalversammlung der Türkei führt 

ihre Arbeiten gemäß der von ihr selbst festgelegten Ge- 


‚schäftsordnung durch. Die Bestimmungen der Geschäfts- 


ordnung sind so zu gestalten, daß die Teilnahme der Fraktio- 
nen an sämtlichen Tätigkeiten im entsprechenden Verhältnis 
zu ihrer Mitgliederzahl gesichert ist. Fraktionen setzen sich 
mindestens aus 20 Mitgliedern zusammen. Das Parlament 
regelt und führt seine eigenen Sicherheitsvorkehrüngen 


durch seinen Präsidenten. 


D. Mehrheit und Beschlußfähigkeit 

Art. 102: Sofern in dieser Verfassung keine andere Bestim- 
mung erfolgt, kann die Große Nationalversammlüng der Tür- 
kei bei einer Teilnahme von mindestens ein Drittel der Mit- 
glieder zusammenkommen und mit einfacher Mehrheit be- 


schließen, wobei sie zur Beschlußfähigkeit einer Stimmen- 


zahl von einem Viertel der gesamten Mitgliederzahl bedarf. 


E. Öffentlichkeit und Veröffentlichung der Debatten 

Art. 103: Die Debatten der Großen Nationalversammlung der 
Türkei sind öffentlich. Diese Debatten werden in der Proto- 
kollzeitschrift vollständig veröffentlicht. Das Parlament kann 
entsprechend den Bestimmungen seiner Geschäftsordnung 
geschlossene Sitzungen durchführen. Die Veröffentlichung 


der Debatten dieser Sitzungen hängt von dem Beschluß des 


Parlaments ab. 
Die Verbreitung der öffentlichen Debatten des Parlaments, 
mit welchem Mittel sie auch immer Het darf nicht ver- 
hindert werden. 


VIIL. Kontrollmöglichkeiten der Großen Nationalver- 
sammlung.der Türkei 


A. Allgemeines 
Art. 105: Die Große Nationalversammlung der Türkei nimmt 
seine Kontrollmöglichkeiten durch Anfragen, parlamentari- 


sche ‘Untersuchungen, Generaldebatten, Interpellation und 


parlamentarische Prüfungen wahr. 


Anfragen haben einen an den Ministerpräsidenten oder die : 
Minister gerichteten Informationswunsch zur Grundlage und . 


sind mündlich oder schriftlich im Namen des Ministerrats zu 
beantworten. 


Parlamentarische Untersuchungen werden durchgeführt, um ~ 


im einem bestimmten Sachverhalt Informationen zu erhalten. 
Die Generaldebatte bedeutet, einen die Gesellschaft und die 
staatliche Tätigkeiten betreffenden Sachverhalt auf der Ge- 
neralversammlung der Großen Nationalversammlung ger 
Türkei zu besprechen. 

Die Geschäftsordnung des Parlaments regelt das Verfahren 
zur Einbringung der Anträge bezüglich der Anfragen, der par- 
lamentarischen Untersuchungen und der Generaldebatten; 
ihren Inhalt und Umfang sowie das Verfahren, mit der sie be- 
antwortet, diskutiert und untersucht werden. 


B. Interpellation 

Art. 105: Der Interpellationsantrag kann im Namen der Frak- 
tion einer politischen Partei oder von mindestens 20 Abge- 
ordneten mit deren Unterschriften eingebracht werden. 

Der Interpellationsantrag wird innerhalb von 3 Tagen nach 


„seiner Einreichung gedruckt und an die Mitglieder verteilt. 


Nach der Verteilung wird innerhalb von 10 Tagen darüber be- 
raten, ob die Interpellation auf die Tagesordnung gesetzt wird 
oder nicht. Bei dieser Debatte kann nur einer. der Antragstel- 
ler, je ein Abgeordneter im Namen der Fraktionen und, im 
Namen des.Ministerrats, der Ministerpräsident oder ein Mini- 
ster das Wort ergreifen. In dem-Beschluß, die Interpellation 
auf die Tagesordnung zu setzen, istder Tag ihrerBehandlung 
noch nicht festgelegt. Jedoch kann die Beratung der Interpel- 
lation nicht vor Ablauf von zwei’Tagen nach der Beschlußfas- 
sung, sie auf die Tagesordnung zu setzen, und nicht später 
als 7 Tage danach stattfinden. . 

Über die während der Beratungen der Interpellation von den 
Mitgliedern und den Fraktionen gestellten und begründeten 
Mißtrauensanträge oder über das Verlangen des Ministerrats 
nach einem Vertrauensvotum wird erst einen ganzen Tag 
später abgestimmt. 

Um den Ministerrat oder einen Minister zu stürzen; bedarf es 
Die Beziehung der zum Präsidenten der Republik gewählten 
Person zu ihrer Partei wird eingestellt und die Mitgliedschaft 
in der Großen Nationalversammlung der Türkei beendet. 


B. Die Wahl 


Art. 111: Der Präsident der Republik wird mit zwei: Drittel 
Mehrheit der Gesamtzahl der Mitglieder der Großen Natio- 
nalversammlung der Türkei in geheimer Wahl gewählt. Die 
Wahl ist innerhalb von 20 Tagen zu beenden. 

Falls in den ersten beiden der mit fünftägigen Abständen er- 
folgenden Abstimmungen diese Mehrheit nicht erzielt wird, 
wird bei der dritten Wahl der Kandidat gewählt, der die einfa- 
che Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigt hat. 

Wenn.die einfache Mehrheit auch bei dem dritten Wahlgang 
nicht erreicht wird, wird über die beiden Kandidaten mit höch- 
ster Stimmenzahl bei einem vierten Wahlgang abgestimmt. 
Bei dem vierten Wahlgang wird der Kandidat mit den meisten 
Stimmen zum Präsidenten der Republik gewählt. 


C: Vereidigung 

‚Art. 112: Der Präsident der Republik leistet bei Antritt seines 
Amtes vor der Großen Nationalversammlung folgenden Eid: 
„Ich schwöre, bei meiner Ehre vor der Großen Türkischen 
Nation und der Geschichte, daß ich als Präsident der Repu- 
blik mich jeder Gefahr, welche die Unabhängigkeit des türki- 
schen Staates und die Einheit des Vaterlandes und der Na- 
tion bedroht, entgegenstellen, die uneingeschränkte und be- 
dingungslose Souveränität der Nation und der Verfassung 
achten und verteidigen, von den Reformen Atatürks und von 
den Prinzipien der auf den Menschenrechten beruhenden 
Demokratie und des Rechtsstaates sowie von der Unpartei- 
lichkeit nicht abweichen und mit meinem ganzen Sein und 
Wesen mich dafür einsetzen werde, Ruhm und Ehre der tür- 
kischen Nation zu schützen und zu mehren und die von mir 
übemommene Amtspflicht zu erfüllen.“ 


D. Aufgaben und Kompetenzen 

Art.113: Der Präsident der Republik ist das Staatsoberhaupt. 
Er vertritt in dieser Eigenschaft die Republik Türkei und die 
Einheit der Nation. 

Der Präsident der Republik überwacht die Anwendung der 
Verfassung, die ordnungsgemäße und funktionsfähige Tätig- 
keit der Staatsorgane. Der Präsident der Republik übernimmt 
den Vorsitz im Ministerrat, sofern.er es für. erforderlich hält; er 
entsendet die Vertreter des türkischen Staates in ausländi- 
sche Staaten und empfängtdie in die Türkei entsandten Ver- 
treter der ausländischen Staaten; er ratifiziert die'internatio- 
nalen Abkommen und verkündet sie; er kann die Strafen be- 
stimmter Einzelpersonen wegen dauernder Krankheit, Invali- 
dität und Alters ermäßigen oder erlassen; er bestätigt die 
Vollstreckung der Tödesstrafen oder kann diese, sich auf sein 
Recht zu amnestieren schützend, in lebenslängliche Haft- 
strafen umwandeln. 

Der Präsident der Republik erfüllt außerdem die Aufgaben 
und nimmt seine Befugnisse wahr, die in.der Verfassung und 
anderen Gesetzen, verankert sind. 


E. Ausschluß der Verantwortlichkeit 

Art: 114: Der Präsident der Republik ist für die mitseinem Amt 
verbundenen Handlungen nicht verantwortlich. 

Alle Beschlüsse des Präsidenten der Republik werden vom 
Ministerpräsidenten und zuständigen Minister gegenge- 
‚zeichnet, Für diese Beschlüsse sind der Ministerpräsident 
und die zuständigen Minister verantwortlich. Eine Ausnahme 
bilden die Vorgänge, die der Präsident der Republik laut Ver- 
fassung oder anderen Gesetzen ohne daß:die Unterschriften 
des Ministerpräsidenten und des zuständigen Ministers er- 
forderlich sind, selbst durchführen kann. 


F. Verantwortlichkeit 


Art. 115: Der Präsident der Republik kann auf Antrag von ` 


mindestens einem Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder des 
Parlaments und einem Beschluß von mindestens zwei Drittel 
‚der Gesamtzahl des’Hochverrats angeklagt werden. 


G. Vertretung des Präsidenten der Republik 

Art. 116: Im Falle von Krankheit, Auslandsreise oder anderer 
Verhinderung des Präsidenten vertritt vorübergehend der 
Präsident der Großen Nationalversammlung der Türkei den 


Präsidenten der Republik. Ebenso im Falle des Todes, des 
Rücktritts oder aus anderen Gründen, wenn das Amt des 
Präsidenten nicht besetzt ist, vertritt ihn der Präsident der 
Großen Nationalversammlung der Türkei und macht von sei- 
nen Befugnissen Gebrauch. 


H. Beendigung des Amtes und Wahleines neuen Präsiden- 
ten der Republik 

Art.117:20 Tage vor Ablauf der Amtsperiode, oder wenn das 

Amt des Präsidenten nicht besetzt ist, wählt die Große Natio- 


nalversammlung der Türkei den neuen Präsidenten der Re- ` 


publik. In beiden Fällen müssen die Kandidaten zur Präsi- 
dentschaftswahl innerhalb von zehn Tagen vor Beginn der 
Wahl dem Präsidium der Nationalversammlung eingereicht 
der absoluten Mehrheit der Gesamtzahl der Mitglieder. Bei 
der Abstimmung sind nur die Mißtrauensstimmen zu zählen. 
Weitere, eine ausgeglichene Arbeit des Parlamtents beab- 
sichtigende und mit parlamentarischen Anfragen zusam- 
menhängende Sachverhalte — unter der Bedingung, den 
obengenannten Richtlinien zu entsprechen — sind durch die 
Geschäftsordnung zu regeln. 


C. Parlamentarische Untersuchung, 

Art. 106: Eine Untersuchung über den Ministerpradidenten 
oder einen Minister kann eingeleitet werden, wenn minde- 
stens ein Zehntel der Gesamtzahl der Mitglieder der Großen 
Nationalversammlung.der Türkei diese vorschlägt. Das Par- 
lament behandelt diesen Antrag und beschließt darüber in- 
nerhalb eines Monats. 

im Falle eines Beschlusses für eine Untersuchung wird diese 
von einer durch die Abgeordneten per Auslosung gebildeten, 
aus 15. Personen bestehenden Kommission durchgeführt, 
Die Kommission reicht das Ergebnis der Untersuchung in 
Form eines Berichtes spätestens innerhalb von zwei Mona- 
ten beim Parlament ein. | 

Das Parlament überprüft den Bericht vorrangig ünd kann, 


. wenn esdies für notwendig hält, beschließen, daß der Betrof- 


fene vor dem Staatsgerichtshof erscheint. Dieser Beschluß 
auf Verweisung an den Staatsgerichtshof kann nur mit der 
einfachen Mehrheit-aller Mitglieder gefaßt werden, 

In den Fraktionen des Parlaments darf eine parlamentarische 
Untersuchung nicht zum Gegenstand der Verhandlung und 
Beschlußfassung gemacht werden. 


IX. Gesetzgebung 
A. Gesetzesvorschlag und -beratung 


. Art. 107: Gesetze vorzuschlagen, sind der Ministerrat und die 


Mitglieder der Großen Nationalversammlung der Türkei be- 
fugt. 

Der Ministerrat und die Mitglieder können ihre Vorschläge in 
den zuständigen Parlamentskommissionen verteidigen. 


‚ Die Gesetzentwürfe und -vorschläge werden innerhalb’ der 


Großen Nationalversammiung der Türkei beraten und ange- 
nommen. Verfahren und Richtlinien der Beratung der Ge- 
setze sind in der Geschäftsordnung festzulegen. 


B. | 
Art. 108: (Dieser Artikel wurde in der Beratenden Versamm- 
lung mit Art. 107 zusammengefaßt — die Red.) 


C. Veröffentlichung der Gesetze durch den Präsidenten der 
Republik 

Art. 109: Der Präsident der Republik veröffentlicht die in der 

Großen Nationalversammlung der Türkei ‚beschlossenen 


- Gesetze innerhalb vonzehn Tagen: Nachdem er die Beurtei- 


lung des Staatskonsultativrats eingeholt hat, weist er die Ge- 
setze, deren Veröffentlichung er nicht zustimmt, mit seiner 
Begründung für eine Neubearbeitung innerhalb der gleichen 
Zeitspanne an die Große Nationalversammlung der Türkei 
zurück. Die Überprüfungsfrist des Staatskonsultativrats ist 
nicht in dieser Zeitspanne beinhaltet. Haushaltsgesetze und 
die Verfassung sind von dieser Bestimmung nicht betroffen. 


Bei einer Annahme ohne Änderung des zurückgewiesenen 


23 


24 


Gesetzes durch die Nationalversammlung wird dieses durch 
den Präsidenten der Republik veröffentlicht. Wenn das Par- 
lament das zurückgewiesene Gesetz verändert, kann der 
Präsident der Republik das veränderte Gesetz nochmals an 
das Parlament zurückweisen. 


Zweiter Abschnitt 
Die Exekutive 


l. Präsident der Republik 


A. Eigenschaften und Überparteilichkeit 

Art, 110: Der Präsident der Republik wird von der Großen Na- 
tionalversammlung der Türkei aus dem Kreis der eigenen 
über 40 Jahre alten Mitglieder, akademischer Ausbildung 
oder unter den türkischen Bürgern, die die gleichen Eigen- 
schaften oder die Berechtigung, als Abgeordneter gewählt zu 
werden, besitzen, für eine Dauer von sieben Jahren gewählt. 
Zur Kandidatur für den Präsidenten der Republik wird auch 
die Voraussetzung verlangt, seit mindestens zehn Jahren 
türkische Staatsangehörigkeit zu haben. 

Die Kandidaten für den Präsidenten der Republik müssen in 
den zehn Tagen vor Beginn der Wahl dem Präsidium des 
Parlaments bekanntgegeben werden. 

Die Benennung von Kandidaten für den Präsidenten der Re- 
publik, die nicht Mitglieder der Großen Nationalversammlung 
der Türkei sind, ist durch den schriftlichen Vorschlag von 
mindestens ein Fünftel der Mitglieder des Parlaments mög- 
lich; 

Niemand kann zweimal hintereinander zum Präsidenten der 
Republik gewählt werden. 

werden. Die Große Nationalversammlung der Türkei wird un- 
verzüglich einberufen, falls'sie zu diesem Zeitpunkt nichttagt. 
Die legislativen Bedingungen und Möglichkeiten des Präsi- 
denten, dessen Amtsperiode abgelaufen ist, werden durch 
Gesetz geregelt. 


1. Der Staatskonsultativrat 


1. Gründung 

Art. 118::Der Staatskonsultativrat wird gegründet, um den 

Präsidenten der Republik zu beraten. Der Staatskonsultativ- 

rat setzt sich aus den folgenden Mitgliedem zusammen: 

a) Natürliche Mitglieder: Ehemalige Präsidenten oder Präsi- 
denten der Republik, ehemalige Vorsitzende des Verfas- 
sungsgerichts und ehemalige Generalstabschefs sind na- 
türliche Mitglieder des Staatskonsultativrates. 

b) 20 Mitglieder, die vom Präsidenten der Republik unter 
Persönlichkeiten, die Staat und Nation große Dienste ge- 
leistet haben, ausgewählt werden. 

c) 10 Mitglieder, die von den natürlichen Mitgliedern und den 
vom Präsidenten gewählten Persönlichkeiten gewählt 
werden. Sie müssen die unter b) genannten’ Vorausset- 
zungen erfüllen. 

Die Mitglieder des Staatskonsultativrates, ausgenommen die 

natürlichen Mitglieder, amtieren sechs Jahre, vorausgesetzt, 

daß sie 75 Jahre nicht überschritten haben. Die Mitglieder, 
deren Amtsperiode abgelaufen ist, dürfen wiedergewählt 
werden. 


2. Aufgaben 

Art. 119: Der Staatskonsultativrat hat folgende Aufgaben: 

a) Über die vom Präsidenten der Republik gewünschten 
Themen Untersuchungen: durchzuführen und Stellung- 
nahmen dazu abzugeben. 

b) Abgabe einer Stellungnahme vor der Inanspruchnahme 
der Zuständigkeit des Präsidenten der Republik entspre- 
chend Art. 10.der Verfassung, die Gesetze zur Wiederbe- 
handlung an die Große Nationalversammlung der Türkei 
zurückzuweisen. 


3. Bestimmungen über die Mitglieder des Staatskonsul- 
tativrates 


A. Vereidigung 
Art, 120: Die Mitglieder des Staatskonsultativrates werden 
gemäß dem Text in Art. 93 der Verfassung vor Antritt ihres 
Amtes vereidigt. 


B. Immunität 

Art. 121: Die Mitglieder des Staatskonsultativrates können 
nicht für ihre Meinungsäußerungen während ihrer Amtsaus- 
übung im Rat und für ihre abgegebenen Stimmen verantwort- 
lich gemacht werden. Sie genießen die Immunität, die gemäß 
Art. 95 der Verfassung für die Mitglieder der Legislative test- 
gelegt ist. 


C. Mitder Mitgliedschaft im Staatskonsultativrat unverein- 
bare Tätigkeiten 

Art. 122: Diejenigen, die zu Mitgliedern des Staatskonsülta- 

tivrates gewählt werden, können in den staatlichen und ande- 

ren öffentlichen sowie diesen angeschlossenen Institutionen 

und Verbänden sowie in den.Unternehmen und Gesellschaf- 

ten, an denen der Staat oder andere juristische Personen des 


öffentlichen Rechts unmittelbar. oder mittelbar beteiligt sind; 


nicht mitarbeiten. Sie können bei Streitigkeiten, die durch die 
obengenannten verursacht werden, nicht als rechtliche Ver- 
treter, Schlichter oder Bevollmächtigte fungieren. 


D. Erlöschen der'Mitgliedschaft 

Art. 123: Die Mitgliedschaft im Staatskonsultativrat wird bei 
Rücktritt, Einschränkung, Annahme einer Tätigkeit, die nicht 
mit der Mitgliedschaft vereinbar ist, Verurteilung zu sechs 
Monaten oder mehr Haft bzw. schweren Haftstrafen, ausge- 
nommen Fahrlässigkeitsdelikte, oder durch unentschuldigte 
Abwesenheit in den Versammlungen des Staatskonsultativ- 
rates an mehr als 45 Tagen innerhalb eines Jahres durch Be- 
schluß des Rates beendet. 


E. Diäten und Spesen 

Art. 124: Die Diäten und Spesen der Mitglieder des Staats- 
konsultativrates werden durch Gesetz geregelt: Die Diäten 
und Spesen können höchstens für drei Monate im voraus ge- 
zahlt werden. 


4. Bestimmungen über Tätigkeit des Staatskonsultativ- 
rates 

Art: 125: Der Präsident der Republik ist natürliches Mitglied 

des Staatskonsultativrates. 

Der Staatskonsultativrat wählt den Vorsitzenden und den 

stellvertretenden Vorsitzenden; andere Mitglieder des Vor- 

standes'werden gemäß der Geschäftsordnung gewählt, 

Die Amtsperiode des Vorstandes dauert zwei Jahre, 


Der Staatskonsultativrat tritt mit der einfachen Mehrheit der‘, 


Gesamtzahl seiner Mitglieder zusammen und beschließt mit 
der einfachen Mehrheit, ausgenommen Fälle, die gemäß Ge- 


» schäftsordnung geregelt sind. 


Die Versammlungsperiode wird durch die Geschäftsordnung 
geregelt. Der Präsident der Republik beruft den Staatskon- 
sultativrat ein, wenn.er es für erforderlich hält. 


Der Staatskonsultativrat führt seine Tätigkeit entsprechend 


der von ihm beschlossenen Geschäftsordnung durch. 


li. Der Ministerrat 


A. Zusammensetzung 
Art: 126: DerMinisterratsetzt sich aus dem Ministerpräsiden- 


ten und den Ministern zusammen. Der Ministerpräsident wird. 


vom Präsidenten der Republik aus der Mitte der Mitglieder 
der Großen Nationalversammlung der Türkei oder derjenigen 
Personen, welche die Voraussetzung zur Wählbarkeit zum 
Abgeordneten erfüllen, ernannt und entsprechend den Richt- 
linien vom Präsidenten der Republik abgesetzt, 


Die Minister werden aus.dem Kreise der Mitglieder der Gro- 


Ben Nationalversammlung.der Türkei oder derjenigen Perso- 
nen, welche zum Abgeordneten wählbar sind, vom Minister- 
präsidenten ausgewählt und vom Präsidenten der Republik 
ernannt, erforderlichenfalls werden sie auf Antrag des Mini- , 


sterpräsidenten vom Präsidenten der Republik abgesetzt. 


B. Amtsantritt und Vertrauensabstimmung 

Art. 127: Die Liste des Ministerrats wird vollständig der Gro- 
Ben Nationalversammlung der Türkei vorgelegt. Befindet sich 
| die Große Nationalversammiung der Türkei in Amisferien, so 
wird sie zur Tagung einberufen. 

Das Regierungsprogramm wird spätestens innerhalb einer 
Woche seit Konstituierung des Ministerrats vom Ministerprä- 
sidenten. oder einem Minister vor der Großen Nationalver- 
sammlung der Türkei verlesen, und in der Nationalversamm- 
lung wird das Vertrauensvotum verlangt. Die Aussprache 
über das Vertrauensvotum beginnt erst zwei volle Tage nach 
der Verlesung des Programms, und die Abstimmung erfolgt 
erst einen vollen Tag nach Beendigung der Debatte. 


©. Vertrauensabstimmüng während der Amtszeit 

Art. 128: Der Ministerpräsident kann, wenn er es für erforder- 
lieh hält, nach Beratung im Ministerrat von der Nationalver- 
sammlung ein Vertrauensvotum verlangen. 

Dieses Verlangen kann nicht vor Ablauf eines vollen Tages 
seit der Mitteilung an die Nationalversammlung zur Beratung 
'und nicht vor Ablauf eines vollen Tages seit dem Schluß der 
Debatte zur Abstimmung gestellt: werden. 

Das Vertrauensvotum kann nur mit absoluter Mehrheit der 
Gesamtzahl der Mitglieder abgelehnt werden. 


D. Amtspflicht und politische Verantwortlichkeit 

Art. 129: Der Ministerpräsident legt die allgemeine Politik des 
Ministerrats fest und führt sie in Zusammenarbeit mit den Mi- 
nistern durch. Der Ministerrat ist mitverantwortlich für die 
Durchführung dieser Politik. Jeder Minister ist für die in seine 
Zuständigkeit fallenden Maßnahmen ünd für die Handlungen 
und 'Dienstgeschäfte seiner Untergebenen gesondert ver- 
antwortlich. 

Die Minister sind hinsichtlich der Immunität und der Verbote 
den Mitgliedern der Großen Nationalversammlung der Türkei 
gleichgestellt. 


E. Errichtung von Ministerien und die Minister 
Art. 130: Ministerien werden nach Maßgabe der gesetzlich 
bestimmten Grundsätze errichtet und aufgelöst. 


Nichtbesetzte Ministerposten sowie ein beurlaübter oder ent- 


schuldigt abwesender Minister werden vorübergehend von 
einem anderen Minister vertreten. Jedoch kann ein Minister 
nicht mehr als einen Minister vertreten. 

Ein durch Beschluß der Großen Nationalversammlung der 
Türkei vor den Staatsgerichtshof gestellter Minister verliert 
sein Amt. 

Für einen aus irgendeinem Grunde freigewordenen Minister- 
posten ist spätestens innerhalb von 115 Tagen eine Ernen- 
nung vorzunehmen. 


F. Rechtsverordnungen 

Art. 131: Der. Ministerrat kann zur Anwendung der Gesetze 
oder'zur Ausführung gesetzlicher Ermächtigungen Rechts- 
. verordnungen erlassen, die nicht gegen die Gesetze versto- 
Ben dürten und der Vorprüfung durch den Staatsrat unterlie- 
gen. 

Die Rechtsverordnungen werden vom Präsidenten der Re- 
publik unterzeichnet und wie Gesetze verkündet. 


G.. Ausschreibung von Neuwahlen für die Nationalversam- 
lung durch den Präsidenten der Republik 

Art: 132: Wenn der Ministerrat durch Mißtrauensvotum ge- 
maß Art. 105 und 120 der Verfassung gestützt ist, kann der 
Ministerpräsident von dem -Präsidenten der Republik die 
Ausschreibung der Neuwahlen zur Großen Nationalver- 
sammlung der Türkei verlangen. 

Inden Fällen; wo der gestützte Ministerpräsident gemäß Ab- 
satz 1 die Neuwahlen beantragt und der neue Ministerrat 
nichtinnerhalb von 30 Tagen gebildet werden kann, kann der 
Präsident in Rücksprache mit dem Präsidenten der Großen 
Nationalversammlüng der Türkei und dem Präsidenten des 
Rates'der Republik Neuwahlen verlangen. 


Der Beschluß zu Neuwahlen wird im Amtsblatt veröffentlicht, 
und die Neuwahlen werden unverzüglich durchgeführt. 


Ill: Nationale Verteidigung 


A, Oberste Kommandogewalt und Generalstabschef 

Art, 133: Die Oberste Kommandogewalt ist von der Großen 
Nationalversammlung untrennbar und findet im Präsidenten 
der Republik'ihren Träger. Für die Gewährleistung der natio- 
nalen Sicherheit und für die Vorbereitung. der Streitkräfte auf 
den Krieg ist der Ministerrat gegenüber.der Großen National- 
versammlung der Türkei verantwortlich. 

Der Generalstabschef ist der Kommandant der Streitkräfte. 
Der Generalstabschef wird auf Vorschlag des Ministerrats 
vom Präsidenten der Republik ernannt; seine Pflichten und 
Befugnisse werden gesetzlich bestimmt, Der Generalstab- 
schef ist wegen dieser seiner Pflichten und Befugnisse dem 
Ministerpräsidenten gegenüber verantwortlich. Die Aufgaben 
und Zuständigkeiten des Ministeriums für die nationale Ver- 
teidigung und dessen Beziehungen zum Chef des General- 
stabs und den Kommandanten der Streitkräfte werden durch 
Gesetz geregelt. 


B. Nationaler Sicherheitsrat 

An. 134: Der Nationale Sicherheitsrat setzt sich unter dem 
Vorsitz des Präsidenten der Republik aus dem Präsidenten 
der Großen Nationalversammlung der Türkei, dem Minister- 
präsidenten, dem Generalstabschef, dem Innen- und Au- 
Benminister, dem Minister der Nationalverteidigung, dem 
Kommandanten der Armeegattungen und den Ministern, die 
von dem Präsidenten der Republik entsprechend den jeweili- 
gen Sitzungen bestimmt werden, zusammen. 

Die Tagesordnung des Nationalen Sicherheitsrates wird von 
dem Präsidenten der Republik festgelegt. Die Beschlüsse 
des Rates werden dem Ministerrat mitgeteilt. DieBeschlüsse, 
welche die Existenz und die Unabhängigkeit des Staates, die 
Einheit und Unteilbarkeit des Landes und das öffentliche 
Wohl und die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten, gefaßt 
werden, haben für den Ministerrat die Eigenschaft von Emp: 
fehlungen, die befolgt werden müssen. 


Vi. Notstandsverwaltungsverfahren 
A. Notstand 


1. Ausrufung des durch Naturkatastrophen und 
schwere Wirtschaftskrisen bedingten Notstandes 
Art. 135: Im Falle von Naturkatastrophen und schweren Wirt- 
schaftskrisen kann der Ministerrat unter dem Vorsitz des Prä- 
sidenten der Republik zusammentreten und in einer oder 
mehreren. Provinzen des Landes oder im ganzen Land für 

nicht mehr als sechs Monate den Notstand erklären. 


2. Ausrufung des durch die Verbreitung von Gewalttä- 
tigkeiten und ernsthafte Störung der öffentlichen 
Ordnung bedingten Notstandes 

Art. 136: Bei deutlichen Anzeichen auf verbreitete Gewalttä- 

tigkeiten, die darauf abzielen, die dürch die Verfassung er- 

richtete freiheitliche demokratische Grundordnung oder die 

Grundrechte und -freiheiten zu zerstören, oder wenn die öf- 

fentliche Ordnung durch Gewalttätigkeiten ernstlich gefähr- 

det ist, kann der unter dem Vorsitz des Präsidenten der Re- 
publik zusammengetretene Ministerrat in einer oder mehre- 
ren Provinzen des Landes oder im ganzen Land, für eine 


Dauer von nicht mehr als zwei Monaten den Notstand erklä-- 


ren: 


3. Regelung für den Notstandsfail 
Art. 137: In Fällen, in denen die Ausrufung des Notstandes 
gemäß Artikel 127 und 128 der Verfassung beschlossen wird, 


wird dieser Beschluß im Amtsblatt veröffentlicht und unver- 


züglich der Großen Nationalversammlung der Türkei zur Zu- 
stimmung vorgelegt. 


Falls die Nationalversammlung in Amtsferien ist, wird sie un- 25 


Verzüglich ‚einberufen. Die Nationalversammlung kann die 
Däuer des Notstandes abändern oder auf Antrag des Mini- 
sterrats um höchstens bis zu zwei Monaten verlängern. 
Die in wirtschaftlich bedingten Notstandsfällen den Bürgern 
aufzuerlegenden Verpflichtungen betreffend Geld, Eigentum 
und Arbeit sowie, geltend: für alle: Notstandsfälle, die Ein- 
schränkung oder Aufhebung der Grundrechte und -freiheiten 
im Sinne des Artikels 14 der Verfassung erwähnten Prinzi- 
pien und die Personen, diedie im Notstandsfall erforderlichen 
Maßnahmenitreffen können und diesen einzuräumenden Be- 
fugnisse sowie die im Bereich der Angehörigen des öffentli- 
chen Dienstes vorzunehmenden Änderungen und die Not- 
standsverwaltungsvetfahren werden durch das Notstands- 
gesetz geregelt. 

Während der Dauer des Notstandes kann der Präsident der 
Republik zusammen'mit dem Ministerrat auf der Grundlage 
des Notstandsgesetzes, soweit es die Lage erfordert, Ver- 
ordnungen mit der Rechtswirkung von Gesetzen erlassen. 
Diese Verordnungen werden im Amtsblatt veröffentlicht und 
am selben Tag der Großen Nationalversammlüng der Türkei 
zur Zustimmung vorgelegt. Das diesbezügliche- Abstim- 
mungsverfahren wird durch die Geschäftsordnung geregelt. 


B. Notstandsfall, Mobilma- 
chung 
Art. 138: In den Fällen des Kriegs, drohender Kriegsgefahr, 
eines Aufstandes oder.wenn deutliche Anzeichen für eine 
gegen das Vaterland und die Republik gerichtete starke und 
aktive Bewegung oder offensichtliche Gewalttätigkeiten vor- 
liegen, die den Bestand von Staatsgebiet und Staatsvolk von 
innen oder außen gefährden oder auf die Beseitigung der ver- 
fassungsmäßig anerkannten freiheitlichen demokratischen 
Ordnung oder der Grundrechte und Freiheiten gerichet sind, 


Verteidigungsvorbereitung, 


kann der Ministerrat unter Vorsitz.des Präsidenten der Repu-- 


blik und nach Einholung der Stellungnahme des Sicherheits- 

rates für die Dauer von höchstens zwei Monaten in einem 

oder mehreren Bezirken des Landes oder überall.den Aus- 
nahmezustand verkünden. Dieser Beschluß wird unverzüg- 

„lich im Amtsblatt veröffentlicht und am selben Tag der Großen 
Nationalversammlung der Türkei zur Zustimmung vorgelegt. 
Falls die Große Nationalversammlung der Türkei nicht tagt, 
wird sie dazu einberufen, Die Nationalversammlung kann die 
Dauer. des Ausnahmezustandes verkürzen, verlängern oder 
diesen aufheben, falls sie es für erforderlich hält. 

“Eine Verlängerung des Ausnahmezustandes für jeweils nicht 
länger als zwei Monate erfolgt durch den Beschluß der Gro- 
Ben Nationalversammlung der Türkei. 

Während des Ausnahmezustandes unterliegen alle Sicher- 
heitskräfte dem Befehl der Kriegsrechtskommandantur. 
DerKommandanttrifft die erforderlichen Maßnahmen gemäß 
dem entsprechenden Gesetz, einschließlich ger Aussetzung 
der Grundrechte und -freiheiten. 

Die im Falle des Notstandes, der Verteidigling: der Mobilma- 
chung.und des Krieges anzuwendenden Bestimmungen und 
Verfahren, die Beschränkung oder Aussetzung von Freihei- 
ten und die Verpflichtungen, die im Kriegstall oder im Falle 
von Kriegsgefahr den Bürgern auferlegt werden, werden 
durch Gesetze geregelt. 


VII. Vorschriften für Finanzen 


A. Finanzierung der öffentlichen Ausgaben und die Zentral- 
bank der Republik Türkei 


1. Steuern und ähnliche finanzielle Verpflichtungen 
Art. 139: Steuer ist der'Beitrag jedes einzelnen Bürgers zur 
Finanzierung öffentlicher Ausgaben. 

Eine gerechte und ausgeglichene Verteilung der Steuerla- 
sten ist die soziale Zielsetzung der Finanzpolitik. 

Steuern und ähnliche finanzielle Verpflichtungen werden 
durch Gesetz geregelt, geändert oder aufgehoben. 

Die Zuständigkeit für Änderungen im Rahmen der durch Ge- 


26 setz festgelegten Grenzen im. Hinblick auf Befreiung oder 


Ausnahmeregelungen bei Steuer- oder ähnlichen finanziel- 
len Verpflichtungen kann dem Ministerrat Le en werden. 


B. Verschuldung ; 
Art. 140: Der Staat und juristische Personen des öffentlichen 
Rechts können im Rahmen der durch Gesetz geregelten Be- 


fugnisse Kreditvereinbarungen treffen und Obligationen aus- 


geben. 

Um den Bedarf der Staatskasse an Bargeld zu decken, dür- 
fen die Ressöurcen der Zentralbank mittelbar oder: unmittel- 
bar nicht verwendet werden. Die Zentralbank der Republik 
Türkei kann jedoch der Staatsbank ein Kreditkonto Kurzfristi- 
ger Laufzeit einrichten, dessen Summe 15 Prozent der all- 
gemeinen Haushaltsaufgaben nicht überschreiten darf.'Von 
diesem Kreditkonto werden jährlich die nach den oben er- 
wähnten Grundsätzen berechneten Vorschüsse im Vorjahr 
abgerechnet. Der Staatskasse kann in dem jeweiligen Jahr 
nur die Differenzsumme ausgezahlt werden. 


3: Zentralbank der Republik Türkei 

Art. 141: Die Aufgabe der Zentralbank der Republik Türkei 
besteht darin, die vom Ministerrat beschlossenen Grund- 
sätze in bezug auf Geld und Kredite im Einklang mit den Ent- 
wicklungsplänen und den jährlichen Programmen durchzu- 
führen. 

Der Vorsitzende der Zentralbank der Republik Türkei wird 
vom Präsidenten der Republik ernannt. 

Die Zentralbank darf die Obligationen, die vom Staat von 
staatlichen Wirtschaftsunternehmen, Kommunen und öffent- 
lich-rechtlichen Einrichtungen ausgegeben werden, nicht 


aufkaufen. Sie darf die Kredite, die die Banken an die staatli- 
chen Organe geben, direkt oder indirekt als ihre Aktiva bu- 
chen. 

Die Zentralbank führt Maßnahmen zur Stabilisierung des 
Wechselkurses durch, um schädliche Auswirkungen auf die ~ 
Geldmenge zu verhindern, die durch Devisenein- und -aus- 
fuhr entstehen können. 


B. Haushalt 


1. Ausarbeitung und Anwendung'des Haushaltsplans 

Art. 142: Die Ausgaben des Staates und der junstischen Pēr- 
sonen des öffentlichen Rechts erfolgen gemäß den einjähri- 
gen Haushaltsplänen. Die Ausarbeitung und Anwendung der 
allgemeinen und ergänzenden Haushaltspläne der öffent- 
lich-rechtlichen Wirtschaftsunternehmen werden durch Ge- 
setz geregelt. Die Haushaltspläne der einzelnen öffentlich- 
rechtlichen Wirtschäftsunternehmen werden in einem detail- 
lierten, konsolidierten Haushaltsplan zusammengefaßt. Das 
Gesetz kann für die mit den Entwickungsplänen zusammen- 
hängenden Investitionen oder für Arbeiten oder Dienstlei- 


, stungen, die länger als ein Jahr dauern, abweichende Fristen 


setzen und neue Regelungen treffen. Indas Haushaltsgesetz 
können außer Bestimmungen, die den Haushalt betreffen, 
keine anderen eingefügt werden, welche die Bestimmungen 
der bestehenden Gesetze offen oder indirekt verändern oder 
aufheben. 


2. Das Rechnungsjahr 

Art, 143: Für die allgemeinen und ergänzenden Haushalts- 
pläne sowie der Haushaltspläne der Kommunen und der öf- 
fentlich-rechtlichen Einrichtungen wird der Beginn des Rech- : 
nungsjahres festgelegt. Für die. öffentlich-rechtlichen Wirt- 
schaftsunternehmen gilt der 1. Januar als Beginn der Haus- 
haltsperiode. 


3. Beratung des Haushalts 

Art. 144: Der Ministerrat überreicht der Großen Nationalver- 
sammlung der Türkei mindestens drei Monate vor Beginn des 

Rechnungsjahres die Entwürfe für die allgemeinen und er- 

gänzenden Haushaltspläne und den Prognosebericht über 

den nationalen Haushaltsplan. 

Die Haushaltspläne und der Bericht werden in dem 40 Mit- 


u. jt. Aue 


glieder zählenden Haushaltsausschuß untersucht. An die- 


sem Ausschuß nehmen mindestens 25 Mitglieder der Regie- 
rungsparteien teil. Die übrigen 15 Mitglieder werden gemäß 
ihrer Sitzverteilung aus den anderen Parteifraktionen oder 
Unabhängigen zusammengesetzt. 

Der Text, den der Haushaltsausschuß innerhalb von zwei 
Monaten erarbeiten soll, wird in der Großen Nationalver- 
sammlung der Türkei beraten und vor Beginn des Rech- 
nungsjahres beschlossen. Die Mitglieder der Großen Natio- 
nalversammlung der Türkei äußern in den Beratungen der 
Generalversammlung ihre Ansichten über die Haushalts- 
pläne der Ministerien und Abteilungen sowie über die ergän- 
zenden Haushaltspläne. Die einzelnen Abschnitte und Ände- 
rüngsanträge werden ohne zusätzliche Debatte verlesen 
bzw. zur Abstimmung gestellt: 

Die Mitglieder der Großen Nationalversammiung der Türkei 
können während der Beratung des Haushaltsgesetzes keine 
Vorschläge unterbreiten, welche die Ausgaben erhöhen oder 
Einnahmen vermindern würden. 


4. Haushaltspläne der Kommunen, der öffentlich-recht- 
lichen Einrichtungen und Wirtschaftsunternehmen 

Art. 145: Die konsolidierten Haushaitsplanberichte der Kom- 
munen und der öffentlich-rechtlichen Einrichtungen werden 
während der Beratung des Haushaltsplans des Innenministe- 
riums im Haushaltsausschuß untersucht, 

Der konsolidierte Haushaltsentwurf der öffentlich-rechtlichen 
Wirtschaftsunternehmen wird jedes Jahr Anfang Dezember 
dem Haushaltsausschuß überreicht. 


5. Grundlagen für Haushaltsplanänderungen im Rech- 
nungsjahr 


"Art. 146: Die für die allgemeinen und ergänzenden Haushalte 


gebilligten Ausgaben bestimmen deren Höhe. Es kann den 
Haushaltsplänen keine Bestimmung eingefügt werden, die 
eine Überschreitung der Grenze der verfügbaren’ Summe 
durch Ministerratsbeschluß ermöglicht. Dem Ministerrat darf 
nicht die Befugnis erteilt werden, durch Beschlüsse mit Ge- 
setzeskraft Änderungen im Haushaltsplan durchzuführen. 

Innachträglichen Änderungsentwürfen, die im Haushaltsplan 
des laufenden Jahres eine Erhöhung der Ausgaben vorse- 
hen, und in den Gesetzen, die Belastungen für den Haus- 
haltsplan des nächsten Jahres mit sich bringen, müssen Fi- 


- nanzquellen aufgezeigt werden, welche die jpasagten Aus- 


gaben decken. 
C. Abschlußrechnung 


Art, 147: Die Gesetzentwürfe über den Abschluß der Staats- 


haushaltsrechnung sind, wenn im Gesetz keine kürzere Frist 
bestimmt ist, spätestens sechs Monate nach Ablauf des in 
Frage kommenden Rechnungsjahres dem Ministerrat der 
Großen Nationalversammlung der Türkei zdzuleiten. Der 
Rechnungshof hat seinen allgemeinen Billigung&bericht spä- 
testens innerhalb von drei Monaten nach Erhalt des in Frage 
kommenden Gesetzentwurfs über. den Abschluß der Staats- 
haushaltsrechnung der Großen Nationalversammiung der 
Türkei zuzuleiten. 

Der Gesetzentwurf für die endgültige Rechnungslegung wird 
zusammen mit dem Haushaltsgesetzentwurf in die Tages- 
ordnung der Haushaltsdebatte aufgenommen. Der Haus- 
haltsausschuß übergibt der Generalversammlung den Haus- 
haltsgesetzentwurf und den Gesetzentwurf für dig endgültige 
Rechnungslegung. Die Generalversammlung berät den Ge- 
setzentwürt für die endgültige Rechnungslegung gemeinsam 
mit dem Haüshaltsgesetzentwurf und führt darüber einen 
endgültigen Beschluß herbei. 

Die Einreichung des Gesetzentwurfs für die endgültige 
Rechnungslegungund des allgemeinen Billigungsberichtsan 
die Große Nationalversammlung.der Türkei läßt die noch 
nicht abgeschlossenen Kontrollen und Ermittlungen des 
Rechnungshofes unberührt und bedeutet nicht, daß diese 
abgeschlossen worden sind, 


D. Ratfür Wirtschaft und Soziales 

Art. 148: Der Rat für Wirtschaft und Soziales unterbreitet dem 
Ministerrat Vorschläge mit dem Ziel, die Stabilität der nationa- 
len Wirtschaft zu gewährleisten, das Gleichgewicht zwischen 
Wirtschafts- und Sozialpolitik zu wahren, den Einklang und 
die Kooperation zwischen den verschiedenen wirtschaftli- 
chen Sektoren zu verwirklichen, das Gleichgewicht und die 
Gerechtigkeit zwischen Löhnen, Gehältern, Prämien und 
Sozialabgaben der Arbeitenden zu gewährleisten, 
Außerdem teilt der Rat für Wirtschaft und Soziales dem Mini- 
sterrat seine Ansichten-über die Gesetzentwürfe und -vor- 
schläge bezüglich der wirtschaftlichen und sozialen Fragen 
mit oder bringt eigene Vorschläge ein. 

Der Rat für Wirtschaft und Soziales setzt sich aus 15 Mitglie- 
dern zusammen, die aus dem Finanzminister, dem Minister. 
für Industrie und Technologie, dem Minister für Agrar- und 
Forstwirtschaft, dem Arbeitsminister, dem Staatssekretär des 
staatlichen Planungsamtes, dem Vorsitzenden der Zentral- 
bank der Republik Türkei sowie jeweils drei Mitgliedern der 
Arbeiter- und Arbeitgeberdachorganisationen mit jeweils 
größter Mitgliederzahl und drei Mitgliedern, die vom Präsi- 
denten der Republik als Experten der Volkswirtschaft, der 
Sozialpolitik und des Rechtswesens ernannt werden. 

Die Gründung, die Arbeitsweise des Rates für Wirtschaft und 
Soziales, die Amtszeit und die Personalangelegenheiten der 
Mitglieder werden durch Gesetz geregelt, 


E. Oberste Schiedskommission 

Art. 149: Die Oberste Schiedskommission sorgt für die end- 
gültige Beilegung der Konflikte zwischen den Tarifparteien in 
den im Art. 58 der Verfassung aufgeführten Fällen direkt und 
inden Fällen, in denen die Streiks und Aussperrungen länger 
als60 Tage andauern, durch Anrufung einer der Tarifparteien 
oder des Arbeitsministers. 

Die Tarifparteien können auch im gegenseitigen Einverneh- 
men, ohne von Streik oder Aussperrung Gebrauch zu ma- 
chen, oder während des Streiks oder der Aussperrung die 
Oberste Schiedskommission zur Lösung des Tarifkonflikts 
anrufen: 

Die Oberste Schiedskommission faßt ihre Beschlüsse im 
Sinne des Art. 62 der Verfassung. 

Die Zusammensetzung und die Verfahrensweise der Ober- 
sten Schiedskommission wird durch Gesetz geregelt. 


VI. Verwaltung 
A. Verwaltungsrichtlinien 


1. Einheitder Verwaltung und die juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts 

Art. 150: Der Aufbau und die Aufgaben der Verwaltung bilden 
eine Einheit und werden durch Gesetz geregelt. 

Der Aufbau und die Aufgaben der Verwaltung entsprechen 
den Grundsätzen der zentralen und der örtlichen Führung. 
Die juristischen Personen des öffentlichen Rechts werden 
nur durch Gesetz oder auf Grund einer gesetzlich ausdrück- 
lich gewährten Befugnis verliehen. 


2. Verwaltungsverordnungen 

Art. 151: Die Ministerien und die juristischen Personen des öf- 
fentlichen Rechts können, um die Durchführung der ihren 
Geschäftskreisen berührenden Gesetze und Rechtsverord- 
nungen zu gewährleisten und ohne gegen sie zu verstoßen, 
Verwaltungsverordnungen: erlassen. Die Verwaltungsver- 
ördnungen werden im Amtsblatt veröffentlicht, 


B. Staatskontrollrat 


Art. 152: Der Staatskontrollrat ist mit dem Ziel gegründet wor- 
den, die reguläre und produktive Praxis und die Weiterent- 
wicklung der Verwaltung in Einklang mit dem Rechtswesen 
sicherzustellen, Nach Weisung des Ministerpräsidenten führt _ 
sie Untersuchungen und Prüfungen durch und übergibt die 
Ergebnisse dem Präsidenten der Republik. 


Diese Untersuchungen können durchgeführt werden inallen 
` öffentlich-rechtlichen Institutionen und Organisationen, in al- 
len Organisationen, in denen diese Institutionen und Organi- 
sationen mit mehr als der Hälfte am Grundkapital beteiligt 
sind, in Berufsverbänden, die die Eigenschaft von öffentlich- 
rechtlichen Institutionen haben, in allen Arbeiter- und Arbeit- 
geberfachorganisationen auf allen Ebenen, in öffentlich-ge- 
meinnützigen Vereinen und Stiftungen. 
Die Armee und die Justizorgane befinden sich außerhalb des 
Aufgabenbereiches des Staatskontrollrates. 
Der Staatskontrollrat besteht aus neun Mitgliedern, Diese 
und ihr Vorsitzender werden, entsprechend den gesetzlich 
- festgelegten Eigenschaften, vom Präsidenten der Republik 
ernannt. i 
Die Gründung und Tätigkeit, die Amtszeit und die weiteren 
Verfahren werden durch Gesetz geregelt. 


6. Gerichtliche Kontrolle der Verwaltung 

Art. 153: Gegen alle Handlungen'und Akte der Verwaltung 
steht der Rechtsweg offen. 

Die in der Verfassung vorgesehene alleinverantwortliche Tä- 
tigkeit des Präsidenten der Republik bleibt von dieser Festle- 
gung unberührt. ` 

Die Verjährungsfrist für Klagen, die wegen Verwaltungsakte 
erhoben werden, beginnt mit dem Datum des schriftlichen 
Bescheids. 

Die verwaltungsgerichtliche Kompetenz beschränkt sich auf 
die Kontrolle, ob die Verwaltungsakte und -handlungen im 
Einklang mit dem Rechtswesen stehen. Richterliche Ent- 
scheidungen mit der Eigenschaft einer Verwaltungshandlung 
oder eines Verwaltungsaktes dürfen nicht gefällt werden. 
Im Notstand, im Kriegsrecht und im Kriegsfall, ferner aus 
Gründen der nationalen Sicherheit, Öffentlichen Ordnung und 
der öffentlichen Gesundheit kann das Gesetz die aufschie- 
bende Wirkung einschränken. : 

Das Verwaltungsgericht kann bei den Klagen gegen Aufga- 
benänderungen und Umbesetzungen zwischen Verwal- 
tungs- und öffentlich-rechtlichen Beauftragten keinen Be- 
schluß über. die aufschiebende Wirkung fällen. Es ist jedoch 
verpflichtet, das Verfahren innerhalb von zwei Monaten zu ei- 
nem Urteil zu führen. 

Die Verwaltung ist zum Ersatz des Schadens verpflichtet, der 
aus ihren Handlungen und Akten entsteht. 


D. Aufbau'der Verwaltung , 


; 1. Zentralverwaltung 
Art. 154: Die Türkei ist hinsichtlich des zentralen Verwal- 
tungsaufbaues entsprechend der geographischen Lage, den 


wirtschaftlichen Bedingungen und den Bedürfnissen des öf- _ 


fentlichen Dienstes in Provinzen unterteilt, die Provinzen ih- 
rerseits stufenförmig in andere Bezirke. 

Die Verwaltung der Provinzen beruht auf dem Grundsätz der 
Selbstverwaltung. 

Für die produktive und reibungslose Erfüllung der öffentlichen 
Dienste können Organisationen'gebildet werden, deren Zu- 
ständigkeitsbereich sich auf mehrere Provinzen ausdehnt. 


2. Örtliche Verwaltung 

Art. 155: Die örtlichen Verwaltungen sind juristische Perso- 
nen des öffentlichen Rechts, welche die gemeinsamen örtli- 
chen Bedürfnisse der Bevölkerung in den Provinzen, Städten 
und Dörfern befriedigen; ihre allgemeinen Beschlußorgane 
werden vom Volk gewählt.% 

Der Aufbau, die Aufgaben und Kompetenzen der örtlichen 
Verwaltungen werden nach dem Grundsatz der Selbstver- 
waltung durch Gesetz geregelt. Das Gesetz kann für größere 
Ansiedlungsgebiete spezielle Verwaltungsformen anordnen. 
Die Wahl der örtlichen Verwaltungen erfolgt nach Art. 76 die- 

ser Verfassung alle fünf Jahre. 

Die Kontrolle der Behandlung der Einsprüche gegen die Ge- 
winnung der Organeigenschaft von gewählten Organen der 
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| geregelt. 


folgt allein auf dem Rechtsweg, ` 
Die örtlichen Verwaltungsorgane oder die Mitglieder dieser 
Organe, gegen die im Zusammenhang mit der Ausübung ih- 
rer Amtspflicht eine Anhörung oder Fahndung eingeleitet 
worden ist, können vom Innenminister vorläufig bis zum end- 
gültigen Urteil von ihrem Dienst suspendiert werden. 
Die zwangsweise oder freiwillige Bildung von Verbänden un- 
ter den Verwaltungen, um die öffentlichen Aufgaben zu erfül- 
len, wird gesetzlich geregelt. 

Der Staat hat die Konitrollkompetenz im Rahmen der gesetzli- 
chen Bestimmungen über die örtliche’ Verwaltung zur Wah- 
rung der einheitlichen Amtsübung, zum Schutz der gesell- 
schaftlichen Belange und der Befriedigung öffentlicher Be- 
dürfnisse. i 


E. Vorschriften für die Beamten und die öffentlichen Bə- 
diensteten 


1. Allgemeine Grundsätze 

Art. 156: Die Eigenschaften, Ernennungen, Amtspflichten, 
Befugnisse, Rechte, Verpflichtungen, Gehälter, Entschädi-' 
gungen und andere Personalangelegenheiten von Beamten 
und anderen öffentlichen Bediensteten, die keine Arbeiterei- 
genschaft haben und öffentliche Dienste verrichten, deren 
Durchführung durch den Staat und die anderen juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts vorgesehen ist, werden 
durch Gesetz geregelt. 
Die durch öffentliche Dienste bedingten Haupt- und Dauer- 
aufgaben des Staates und deranderen juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts, die sie nach allgemeinen Verwal- 
tungsgrundsätzen zu erfüllen verpflichtet sind, werden, ab- 
gesehen von gesetzlich vorgesehenen Ausnahmefällen, von 
Beamten erledigt. 
Beamte und andere öffentliche Bedienstete werden entspre- 
chend ihren Fähigkeiten und Verdiensten eingestellt und füh- 
ren ihre Tätigkeit unpartelisch und nach dem Gleichheitsprin-. 
zip durch. Va A 
Verfahren und Richtlinien über die Einstellung und Abberu- 
fung der höheren Beamten werden durch besondere Gesetze 


2. Aufgaben und Verantwortungen 
Art. 157: Beamte und andere öffentliche Bedienstete sind 
verpflichtet, ihre Tätigkeit gemäß der Verfassung und ande- 
ren Gesetzen und im Dienste des Landes durchzuführen: 
Für Schäden, den sie der Verwaltung bei der Amtsausübung ` 
durch fehlerhaftes Verhalten zufügen, sind sie verantwortlich. 
3. Sicherung des Beamten 

Art. 158: Disziplinarverfahren gegen Beamte und Angehörige 
der öffentlichen Wirtschaftsunternehmen, die keine Arbeiter- 
eigenschaft haben, müssen der Gegenstand der Beschuldi- 
gung dem Betroffenen klar und schriftlich mitgeteilt, eine 
schriftliche Rechtfertigung gefordert und für die Rechtferti- 
gung eine bestimmte Frist zugestanden werden. 

Solange diesen Grundsätzen nicht entsprochen wird, darf 
keine Disziplinarstrafe verhängt werden. 
Disziplinarentscheidungen können vonder Kontrolle derrich- 
terlichen Behörden ausgenommen werden, ; 
Vorbehalte bleiben die Vorschriften hinsichtlich der Militär- 
personen und Richter.: | 


4. Verbot des Eintritts von Beamten und anderen öffent- 
lichen Bediensteten in politische Parteien und Ge- 
werkschaften | 

Art. 159: Beamte und andere Bedienstete der öffentlichen 

Wirtschaftsunternehmen, die keine Arbeitereigenschaft ha- 

ben, sowie die Personen, die Aufgaben in den Zentralaus- - 

schüssen derjenigen gemeinnützigen Vereine und Stiftungen 
übernommen haben, deren private Geldquellen und sonstige 
private Mittel gesetzlich gewährleistet sind, dürfen nicht Mit- 
glieder politischer Parteien und Gewerkschaften sein. 
Beamte und andere öffentliche Bedienstete dürfen bei der Er- 
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tüllung ihrer Aufgaben keine Unterschiede zwischen den 
Staatsbürgern wegen deren politischer Überzeugung ma- 
chen. 

Diejenigen, deren Zuwiderhandlung gegen diese Grundsätze 
durch gerichtliche Entscheidungen festgestellt wird, werden 
für immer aus dem öffentlichen Dienst entfernt. 

Die Vorschriften hinsichtlich der Vereinigungen zum Schutz 


und:zur Förderung der beruflichen Interessen von Beamten. 


und’anderen öffentlichen Bediensteten werden durch Gesetz 
geregelt. 


F. Planung 

Art. 160: Die Planung der wirtschaftlichen, sozialen und kultu- 
rellen Entwicklung, des ausgewogenen und harmonischen 
Wachstums der Wirtschaft mit.allen ihren Bereichen im gan- 


«zen Land sowie der bewußten und produktiven Nutzung der 


Quellen des Landes durch die richtige Bewertung ist die Auf- 
gabe des Staates. 

Bei der Planung haben die Investitionen, die zur Erhöhung 
des.nationalen Einkommens dienen und die Maßnahmen, die 


gesellschaftlichen Notwendigkeiten und Bedürfnisse zugute : 


kommen, den Vorrang. 


Die Entwicklungsvorhaben werden nach diesen Plänen ver-. 


wirklicht. 

Die Verfahren und Richtlinien für die Vorbereitung von Ent- 
wicklungsplänen, deren Betätigung durch die Große Natio- 
nalversammlung der Türkei sowie geren Anwendung werden 
gesetzlich geregelt. 3 

Die Entwicklungspläne sind für den öffentlichen Bereich bin- 


dend und für den privaten Bereich orientierend und fördernd.. 


G. Erforschung der Naturschätze und deren Ausbeutung 
Art. 161: Die Naturschätze und (Quellen stehen unter der 
Herrschaft und Verfügung des Staates. 

Die Erforschung der Naturschätze und Quellen wird durch 
den Staat und private Unternehmen durchgeführt. Bei der Er- 
forschung hat der Staat Vorrang. Die Bedingungen der Erfor- 
schung durch private Unternehmen werden durch Gesetz ge- 
regelt. Das Gesetz fördert diese Erforschung. Das Erfor- 
schungsrecht, das für einen bestimmten Bereich erteilt wor- 
den ist, verfällt nach Ablauf von zwei Jahren automatisch. 
Bedingungen und Dauer für die Erdölforschung werden vom 
Gesetz geregelt. 

Bei der Verarbeitung der Naturschätze und Quellen hat der 
Staat Vorrang. Das Verarbeitungsrecht der privaten Unter- 
nehmer für die von ihnen erforschte Quellen bleiben vorbe- 
halten. 

Falls die verarbeitungsbereiten Naturschätze und Quellen in- 
nerhalb von zwei Jahren nicht vom Staat verarbeitet werden, 
übergeht dieses Recht den privaten Unternehmen; falls diese 
nicht verarbeiten, verfällt das Verarbeitungsrecht. 

Die Bedingungen für die Verarbeitung der Naturschätze und 
Quellen durch die privaten Unternehmen sowie Richtlinien 
und Regel für die Verarbeitung der Quellen im Sinne volks- 
wirtschaftlicher Ziele und ohne Verschwendung werden 


- durch Gesetz geregelt. 


Der Staat kann mit den privaten Unternehmen gemeinsame 
Erforschungs- und Verarbeitungseinrichtungen gründen. 


- H: Schutz der Wälder und. der Waldbauer, Entwicklung der 


Wälder 


14. Schutz und Entwicklung der Wälder 


Art. 162: Der Staat erläßt die notwendigen Gesetze und trifft 
die notwendigen Maßnahmen zum Schutz der Wälder und 


. zur Entwicklung. der Waldflächen. Abgebrannte Wälder wer- 


den neu aufgeforstet; diese Flächen dürfen nicht für andere 
Arten von Landwirtschaft oder Viehzucht genutzt werden. 
Die Aufsicht aller Wälder unterliegt dem Staat. 

Staatliche Wälder werden nach Maßgabe eines. Gesetzes 
vom Staat verwaltet und bewirtschaftet. Eigentum und Ver- 
waltung staatlicher Wälder dürfen nicht an Privatpersonen 


‘übertragen werden. Diese Wälder dürfen auch nicht durch 


Verjährung in das Eigentum Dritter gelangen; und sie unter- 


liegen nicht.der Verfügungsgewalt außerhalb öffentlicher Be- 
lange. , 

Tätigkeiten und Handlungen, durch die ein Schaden an den 
Wäldern entstehen könnte; dürfen nicht zugelassen werden. 
Abgesehen von den Bodenflächen, die aus der Sicht der Wis- 
senschaft und Technik die Eigenschaft als Wald verloren ha- 
ben und als Feld, Weihberg, Obstgarten und Olivenhain und 
dergleichen landwirtschaftlich genutzt werden oder zur Vieh- 
zucht tauglich sind oder geschlossenes Baugebiet von Städ- 
ten, Gemeinden und Dörfem bilden, dürfen die Waldgrenzen 
nicht verkleinert werden. 


2. Schutz der Waldbevölkerung Art. 163 

Zum Zwecke der Hebung der innerhalb der Wälder oder ün- 
mittelbar. an ihrem Rande wohnenden Bevölkerung und zum 
Schutz des Waldbestandes sind die Maßnahmen, welche die 
Zusammenarbeit zwischen dem Staat und dieser Bevölke- 
rung bei der Verwaltung und Ausbeutung der Wälder sicher- 
stellen, sowie die Umsiedlung der Bevölkerung in Gebiete, 
die aus der Sicht der Wissenschaft und Technik die Eigen- 
schaft als Wald völlig verloren haben oder deren Erhaltung 
als Wald aus der Sicht der Wissenschaft und Technik nicht 
mehr sinnvoll sind, im Gegenteil ihre Umwandlung in land- 
wirtschaftliche Gebiete wirtschaftlich als nützlich festgelegt 
wird und die Ausgrenzung dieser Gebiete aus dem Waldbe- 
stand und deren staatliche Sanierung und Verteilung an die 
Waldbevölkerung werden durch Gesetze geregelt. 

Der Staat trifft Maßnahmen, um die Beschaffung der zur Be- 
wirtschaftung durch die Bevölkerung erforderlichen Geräte 
zu erleichtern und ihre Arbeitserträge zu sichern. 

Die Flächen, welche der aus den Waldgebieten ausgesiedel- 
ten Bauern gehörten, werden als staatliche Wälder sofort 
aufgeforstet. 


l- Entwicklung der See- und Luftfahrtwesen 

Art, 164: Der Staat trifft fördernde Maßnahmen zur Entwick- 
lung des Seewesens, insbesondere zur. Erhöhung der 
Tonnage der ‘Handelsflotte sowie zur Unterstützung der 
Schiffsbauindustrie. 

Der Staatstrebt die Verstärkung des Luftfahrtwesens an und 
fördert die Erhöhung der Kapazität des zivilen Luftfahrtwe- 
sens, die Entwicklung der Infrastruktur und der.Luftfahrtindu- 
strie. 


J. Universitäten und Hochschulen 


1. Universitäten le 
Art. 165: Universitäten werden durch den Staat und durch 


Gesetz gegründet. Universitäten sind autonome juristische 
Personen des öffentlichen Rechts. Die Universitäten werden 
durch gewählte Organe selbstverwaltet. 

Einstellung, Beförderung und Kündigung der Lehrenden und 
Assistenten werden entsprechend dem Grundgesetz. der 
wissenschaftlichen Autonomie geregelt und durch die Or- 
gane der Universität ausgeführt. 

Die Lehrenden und Assistenten der Universitäten betreiben 
freie. wissenschaftliche Forschung und Veröffentlichung: 
Die Gründung und Verwaltung der Universitäten, deren Or- 
ganisation und die Durchführung der Wahlen, sowie die Auf- 
gabenzuständigkeit ihrer Organe, die Gewähr für die Einstel- 
lung der erforderlichen Lehrenden und Assistenten, lemen 
und lehren in Sicherheit und Freiheit entsprechend der zeit- 
genössischen Wissenschaft und Technologie nach den 
Grundsätzen des Entwicklungsplans, das Verfahren zur 
Ausübung des Aufsichts- und Kontrollrechts des Staates 
über die Universitäten werden entsprechend dem Grundsatz 
der wissenschaftlichen Autonomie durch Gesetz geregelt. 


2. Hochschulen 
Art. 166: Hochschulen werden als höhere Lehreinrichtungen 
durch den Staat und durch Private errichtet. 
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Hochschulen werden im Sinne der Grundsätze der Verfas- 
sung, im Rahmen der türkischen Kultur und der Bedürfnisse 
des Landes und des Beschäftigungsplans für bestimmte be- 
rufliche Bereiche gegründet. 

Hochschulen arbeiten in. den wissenschaftlichen Bereichen 
mit den Universitäten zusammen. 


K. Verwaltung von Rundfunk und Fernsehen und Nachrich- 
tenagenturen 
Art. 167: Die Rundfunk- und Fernsehanstalten werden vom 
Staat gegründet und als öffentlich-rechtliche Institutionen 
verwaltet. Die Gründungsform und die Arbeitsweise ihrer Or- 
gane werden durch Gesetz nach dem Grundsatz der Über- 
parteilichkeit geregelt. 
Alle Rundfunk- und Fernsehsendungen werden nach dem 
Grundsatz der Überparteilichkeit unter Berücksichtigung der 
Interessen des Staates und der Nation ausgestrahlt. Bei der 
Auswahl, Bearbeitung und Ausstrahlung der Nachrichten und 
Programme, bei der Erfüllung ihrer Aufgabe zur 'Unterstüt- 
zung der zeitgenössischen türkischen Kultur und Erziehung 
müssen die Grundsätze des Bestandes von Staatsgebiet und 
taatsvolk, der öffentlichen Ordnung, der allgemeinen Moral 
und Sicherheit und die republikanischen Prinzipien berück- 
sichtigt werden. Die Richtigkeit der Nachrichten ist zu ge- 
währleisten. 
Nachrichtenagenturen, die vom Staat gegründet werden oder 
fianzielle Untrstützung vom Staat beziehen, sind grundsätz- 
lich überparteilich. Der Generaldirektor sowie drei Mitglieder 
des Vorstandes der Rundfunk- und Fernsehanstalt werden 
durch den Präsidenten der Republik ernannt. 


L. Akademie der Türkischen Sprache 

Art. 168: Die Akademie der Türkischen Sprache ist eine Insti- 
tution der juristischen Persönlichkeit des öffentlichen Rechts. 
Zweck und Aufgabe der Akademie ist es, die türkische Spra- 
che zu erforschen, die Entwicklung der türkischen Sprache 
den wachsenden Bedürfnissen entsprechend festzulegen, 
zur Orientierung der Sprachpolitik des Staates beizutragen, 
auf wissenschaftlicher Grundlage Veröffentlichungen über 
diese Fragen herauszugeben sowie Studien über die türki- 
sche Sprache landesweit zu fördern und zu unterstützen. 
Der Akademie der Türkischen Sprache gehören höchstens 
40 Mitglieder an. Bei Gründung der Akademie werden alle 
Mitglieder vom Präsidenten der Republik ausgewählt. Es soll 
beachtet werden, daß die Mitglieder der Akademie Lingu- 
istik-Spezialisten sind. Die Besetzung freigewordener Mit- 
gliedschaften wird von den Akademiemitgliedern durch Wahl 
- vorgenommen. j 

Die Gründung, die Arbeitsweise und die Zuständigkeits- und 
Personalfragen der Akademie der Türkischen Sprache wer- 
den durch Gesetz geregelt. 


M. Amt für Religionsangelegenheiten 

Art. 169: Das Amt für Religionsangelegenheiten, als Teil der 
Verwaltung, führt die durch die zuständigen Gesetze festge- 
legten Aufgaben aus. 


N. Berufsverbände mitöffentlich-rechtlichen Eigenschaften 
Art. 170: Berufsverbände mit öffentlich-rechtlichen Eigen- 
schaften werden: durch Gesetz gegründet. Die Wahl der Or- 
gane erfolgt durch die Mitglieder. Satzungen, Verwaltung und 
Arbeitsweise dürfen den demokratischen Prinzipien nicht wi- 
dersprechen. Die Wahl der Organe der Berufsverbände wird 
durch ‚Gesetz so geregelt, daß die höchstmögliche Beteili- 
gung:ihrer Mitglieder ünter richterlicher Leitung und Aufsicht 
gewährleistet ist. Die Berufsverbände dürfen ihren Grün- 
dungszweck nicht überschreiten, sich nicht politisch betäti- 
gen und: weder mit politischen Parteien noch mit Gewerk* 
schaften und Verbänden zusammenarbeiten. 

Ständige Mitarbeiter öffentlicher Institutionen und Einrichtun- 
gen sowie der.öffentlich-rechtlichen Wirtschaftsunternehmen 
dürfen nicht Mitglied der Berufsverbände werden. 

Für den Bestand von Staatsgebiet und Staatsvolk; der natio- 
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Freiheiten anderer und in den Verdachtsfällen, bei denen Ge- 


“fahr im Verzug besteht, kann die höchste örtliche Verwal- 


tungsinstanz bis zum richterlichen Beschluß die gewählten 
Organe der Berufsverbände ihrer Funktion entheben. 
y 


Abschnitt 3 
Judikative 


Allgemeine Bestimmungen 


A. Unabhängigkeit der Gerichte 

Art. 171: Die Richter sind bei Ausübung ihrer Tätigkeit. unab- 
hängig: 

Sie haben nach Maßgabe der Verfassung, nach Gesetz und 
Recht, nach ihrem Gewissen und:ihrer Überzeugung zu ent- 
scheiden. j 

Kein Organ, keine Amtsstelle, keine Behörde und keine Per- 
son darf den Gerichten und den Richtern in der Ausübung der 
Gerichtsbarkeit Befehle und Weisungen erteilen, Empfeh- 
lungen und Orientierungen geben. 

Über ein anhängiges Gerichtsverfahren darf in der gesetzge- 
benden Versammlung in ‚Beziehung auf die Ausübung. der 
richterlichen Befugnisse weder eine Anfrage gestellt noch 
eine Debatte abgehalten, noch irgendeine Erklärung abge- 
geben werden. . 

Die Gesetzgebungs- und Vollziehüngsorgane haben sich 
den gerichtlichen Entscheidungen zu fügen. Diese Organe 
und die Verwaltung dürfen gerichtliche Entscheidungen in 
keiner Weise ändern und ihre Vollziehung nicht verzögern. 


B. Sicherung des Richterberufs 

Art. 172: Richter dürfen nicht abgesetzt werden; solange sie 
es nicht selber wünschen, können sie vor dem in der Verfas- 
sung bestimmten Alter nicht in den Ruhestand versetzt wer- 
den. Sie können ihres Gehaltsanspruchs auch bei Aufhebung 
des Gerichts.oder der Planstelle nicht verlustig gehen. Vor- 
behalten bleiben die gesetzlich bestimmten Ausnahmen für 
diejenigen, die wegen einer die Entfernung aus dem Amt mit 
sich bringenden strafbaren Handlung verurteilt worden sind 
oder hinsichtlich derer endgültig festgestellt worden ist, daß 
sie ihre Amtspflichten aus gesundheitlichen Gründen nicht 
wahrnehmen können, sowie hinsichtlich jener, deren Ver- 
bleiben im Beruf durch eine Entscheidung für unzulässig er- 
klärt worden ist. 


. C-Richterberuf 


Art. 173: Die judikative Kompetenz wird durch Berüfsrichter 
ausgeführt. Jedoch können bei Verwaltungs- und Finanzge- 
richten wegen ihrer Eigenschaften und Besonderheiten und 
bei Arbeits- und Jugendgerichten wegen besonderer Not- 
wendigkeiten auch Personen beauftragt werden, die keine ju- 
ristische Kompetenz haben. 

Die Richter üben ihren Beruf als Richter der Gerichte erster 
Instanz, der Bezirksgerichte und der obersten Gerichte aus; 
Die Ernennung zum Richter bei den Bezirksgerichten verhin- 
dert die Verpflichtung zur Amtsausübung bei den Gerichten 
erster Instanz nicht. 

Die Richter sind verpflichtet, in Beruf und Privatleben jegli- 
ches Verhalten zu vermeiden, das den Glauben der Öffent- 
lichkeit an ihre Unparteilichkeit erschüttern könnte sowie Ver- 


fahren in kürzester Zeit zu niedrigsten Kosten durchzuführen. - 
Die Eigenschaften der Richter, ihre Ernennung, ihre Rechte. 


und Pflichten, ihre Gehälter und Entschädigungen, ihre Be- 
förderungsmöglichkeiten, die vorübergehende oder dau- 
ernde Versetzung in ein anderes Dezernat oder an einen an- 
deren Gerichtsort, die Eröffnung eines Disziplinarverfahrens 
gegen sie und die Verhängung von Disziplinarstrafen, die 
Entscheidung über die Voruntersuchung oder die Aburteilung 
wegen strafbarer Handlungen im Amt, die zur Entfernung aus 
dem Beruf führenden Fälle von strafbaren Handlungen oder 
fehlender Eignungsvoraussetzungen und anderer Personal- 
angelegenheiten sind unter Berücksichtigung des Grundsat- 
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zes der Unabhängigkeit der Gerichte durch Gesetz zu regeln. 
DieRichter leisten bis zur Vollendung ihres 67. Lebensjahres 
Dienst. Die Altersgrenze, die Beförderung und der Ruhestand 
‚für Militärrichter werden durch Gesetz bestimmt. 

Die Richter dürfen keine andere als die im Gesetz aufgeführ- 
ten allgemeinen oder besonderen Aufgaben übernehmen. 
Die Höhe der Besoldung und die sozialen Rechte der Richter 
der höheren Gerichte bleiben entsprechend den Eigenschaf- 
ten ihrer Tätigkeit vorbehalten. 


D. Öffentlichkeit der Verhandlungen und Begründungs- 
zwang für die Entscheidungen 
Art.174:Die Verhandlungen vor Gericht sind für jeden öffent- 


lich. Ein Beschluß über den Ausschluß der Öffentlichkeit ei- 
nes Teils oder der ganzen Verhandlung darf nur in den Fällen 
erlassen werden, in.denen es durch die allgemeinen Sitten 
oder die öffentliche Sicherheit unbedingt geboten ist. 

» Über Gerichtsverhandlungen’gegen Minderjährige sind be- 
sondere Bestimmungen durch Gesetz zu erlassen. 
Alle ‚Entscheidungen der Gerichte sind mit Begründung 
schriftlich abzufassen. 
Die möglichst zügige Durchführung der Gerichtsverfahren ist 
die Pflicht der Gerichtsbarkeit. 


E. Organisation der Gerichte 

Art. 175: Die Organisation der Gerichte, ihre Aufgaben und 
Befugnisse, ihre Arbeitsweise und ProzeBverfahren werden 
durch Gesetz geregelt. Die allgemeine juristische und verwal- 
tungsmäßige Gerichtsbarkeit erfolgt nach Möglichkeiten des 
Staates in zwei Instanzen. 


E. Staatssicherheitsgerichte 
Art. 176: Für strafbare Handlungen, die gegen den Bestand 
von Staatsgebiet und Staatsvolk, gegen die freiheitliche de- 
mokratische Ordnung oder gegen die republikanische 
¿Staatsform mit ihren in der Verfassung festgelegten We- 
sensmerkmalen begangen werden und die innere und äu- 
Bere Sicherheit des Staates unmittelbar berühren, sind 
Staatssicherheitsgerichte zu errichten. Unberührt bleiben'je- 
doch die für dasKriegsrecht und den Kriegszustand vorgese- 
henen Vorschriften. 
Das Staatssicherheitsgericht besteht aus einem Präsidenten, 
zwei ordentlichen ünd zwei Ersatzmitgliedern sowie einem 
Staatsanwalt und der erforderlichen Anzahl von Staatsan- 
waltsgehilfen. Der Präsident, ein ordentliches und ein Er- 
satzmitglied sowie der Staatsanwalt werden aus dem Kreis 
der Richter und Staatsanwälte erster Klasse, die Staatsan- 
waltsgehilfen aus dem Kreis der Staatsanwälte durch den 
obersten Rat der Richter und Staatsanwälte ernannt, Die Er- 
nennung eines ordentlichen ünd eines Ersatzmitgliedes beim 
Gericht aus dem Kreis der Militärrichter erster Klasse und die 
Ernennung der Hälfte von Staatsanwaltsgehilfen aus dem 
Kreis der Militärtichter erfolgen auf der Grundlage der im be- 
sonderen Gesetz aufgeführten Verfahrensweisen. 
Revisionsinstanz für die Entscheidungen der Staatssicher- 
` heitsgerichte ist der Revisionsgerichtshof. 
Der Geschäftsgang der Staatssicherheitsgerichte, ihre Auf- 
gaben und Befugnisse, die gerichtlichen Verfahren und damit 
zusammenhängende andere Vorschriften sind gesetzlich zu 
regeln. 


G. Staatsanwaltschaft 

Art.177: Die Staatsanwälte unterstehen in Verwaltungsange- 
legenheiten dem Justizministerium. Das Recht auf die Erhe- 
bung öffentlicher Klagen steht dem Staatsanwalt zu. 

Der Justizminister kann dem Staatsanwalt die Erhebüng ei- 
ner öffentlichen Klage verordnen. 

In den Justizangelegenheiten unterstehen die Sicherheits- 
beamten dem Staatsanwalt. 

Die Aufsicht über die Staatsanwälte und Ermittlungen gegen 
sie werden im Falle der Befürwortung des Justizministeriums 
durch die Inspektoren des Ministeriums. oder durch ranghö- 
here Staatsanwälte durchgeführt. 


Die Ernennung von Staatsanwälten in das Amt, alle 
Personalangelegenheiten, ihre Wahi zum Mitglied des Revi- 
sionsgerichtshofes und die Disziplinarstrafen sowie ihre Ent- 
fernung aus dem Amt steht unter der Entscheidungsbefugnis 
des Obersten Rates der Richter und Staatsanwälte. 

Das Justizministerium kann in gegebenen Fällen die Staats- 
anwälte mit einer vorübergehenden Befugnis beauftragen. 
Diese Entscheidung wird bei der ersten Sitzung dem Ober- 
sten Rat der Richter und Staatsanwälte zur Bestätigung vor- 


` gelegt. 


Für die Anstellung von Staatsanwälten, die in der Zentralor- 
ganisation des Ministeriums vorübergehend oder dauernd 
beschäftigt werden sollen, ist der Justizminister zuständig. 


H. Militärgerichtsbarkeit 

Art. 178: Die Militärgerichtsbarkeit wird durch Militärgerichte 
ausgeübt. Diese Gerichte sind zuständig für Militärdelikte von 
Militärpersönen sowie für deren strafbare Handlungen gegen 
andere Militärpersonen oder auf militärischem Gelände oder 
im Zusammenhang mit dem Militärdienst und militärischen 
Pflichten. 


Die Militärgerichte haben Gerichtsbarkeit über nichtmilitäri- 
sche Personen wegen derin einem besonderen Gesetz auf- 
geführten Militärdelikte sowie wegen strafbarer Handlungen 
gegen Soldaten bei der Ausübung ihrer gesetzlich bestimm- 
ten Pflichten oder innerhalb der gesetzlich bezeichneten mili- 
tärischen Örtlichkeiten. Durch Gesetze wird bestimmt, für 
welche strafbaren Handlungen und über welche Personen 
die Militärgerichte im Kriegsrecht oder im Kriegsfallzuständig 
sind. Die Organisation der Militärgerichtsbarkeit, der Ge- 
schäftsgang, die Personalverhältnisse der Militärrichter so- 
wie die Beziehungen der mit staatsanwaitlichen Aufgaben 
betrauten Militärrichter zu den Kommandanten, in deren Stab 
sie sich befinden, sind nach den Erfordernissen der Unab- 
hängigkeit der Gerichte, der Garantie des Richteramtes und 
der Bedürfnisse des militärischen Dienstes durch Gesetz zu 
regeln. 


ll. Die Oberen Gerichte 
A. Verfassungsgericht 


1. Die Organisation 

Art. 179: Das Verfassungsgericht besteht aus 15 Mitgliedern. 
Die Mitglieder werden vom Präsidenten der Republik er- 
nannt. Das Verfassungsgericht wählt aus der Mitte seiner ei- 
genen Mitglieder in: geheimer Abstimmung mit absoluter 
Mehrheit für eine Amtsperiode von vier Jahren einen Präsi- 
denten und einen stellvertretenden Präsidenten. 


2. Beendigung der Mitgliedschaft 

Art. 180: Die Mitglieder des Verfassungsgerichts treten im Al- 
ter von 67 Jahren in. den Ruhestand. : 
Die Mitgliedschaft am Verfassungsgericht endet ohne weite- 
res, wenn ein Mitglied wegen einer strafbaren Handlung ver- 
urteilt wird, die den Ausschluß aus dem Richterberuf zur 
Folge hat; sie endet ferner, wenn mit absoluter Mehrheit der 
Stimmen der Gesamtmitgliederzahl des Verfassungsgerichts 
endgültig festgestellt wird, daß ein Mitglied aus gesundheitli- 
chen Gründen sein Amt nicht weiterführen kann. 


3. Rechte und Pflichten der Mitglieder 

Art. 181: Die Mitglieder des Verfassungsgerichts dürfen au- 
Berhalb ihrer Ämter keine amtlichen oder privaten Aufgaben 
übernehmen. 

Die erworbenen Rechte der zur Mitgliedschaft des Veras- 
sungsgerichts gewählten Hochschullehrer bleiben bestehen. 
Die gewählten Hochschullehrer können gleichzeitig ihre Tä- 
tigkeit an der Universität fortführen. 

Die Mitglieder des Verfassungsgerichts dürfen innerhalb von 
zwei Jahrennachihrem Ausscheiden nicht in den Vorständen 
und Aufsichtsorganen der. öffentich-rechtlichen Anstalten 
und Institutionen oder in Berufsverbänden mit der öffentlich- 31 


rechtlichen Eigenschaft Aufgaben übernehmen und nicht bei 


den allgemeinen oder örtlichen Wahlen kandidieren und. ge- 


wählt werden. 


4. Aufgaben und Zuständigkeiten 
Art. 182: Das Verfassungsgericht beaufsichtigt die formelle 
und materielle Übereinstimmung der Gesetze und der Ver- 
ordnungen mit der Rechtswirkung eines Gesetzes sowie die 
der Geschäftsordnung der Großen Nationalversammlung mit 
der Verfassung. 
Das Verfassungsgericht untersucht und peautsicmigt nur die 
formellen Änderungen der Verfassung. 
Die formelle Beaufsichtigung der Gesetze beschränkt sich im 
allgemeinen auf die Beachtung der Bedingungen für die der 
Stimmenmehrheitsklausel entsprechende Durchführung der 
‚ ‚letzten Abstimmung und bei den Verfassungsänderungen 
gem. Art..(...) darauf, ob die Bedingungen beachtet werden, 
die Vorschlags- und Abstimmungsmehrheit' vorzunehmen. 
Die formelle Aufsicht kann während der Veröffentlichung des 


Gesetzes durch den Präsidenten der Republik oder von ei- - 


nem Fünftel der Mitglieder der Großen Nationalversammlung 
der Türkei gefördert: werden. 

Nach der Veröffentlichung des Gesetzes kann aus formellen 
Gründen kein Annullierungsverfahren eröffnet werden oder 
eine Befolgung des Gesetzes aus diesem Grund nicht ver- 
weigert werden. 

Das Verfassungsgericht führt die durch die Verfassung und 
die anderen Gesetze erteilten Aufgaben aus. 


5. Gerichtsverfahren und Arbeitsweise 


Art. 183: Das Verfassungsgericht setzt sich aus dem Vorsit-. 


zenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und 9 Mitglie- 
dern zusammen und fällt sein Urteil nach Stimmenmehrheit. 
Die Mitglieder beteiligen sich an den Sitzungen gem. der Rei- 
henfolge. Die Organisation und das Verfahren des Verfas- 
süngsgerichtes sind durch Gesetz zu regeln. Die Arbeits- 
weise des Verfassüngsgerichts als Ausschuß, die ausgegli- 
chene Verteilung der Verfahren unter den Mitgliedern, außer 
dem Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden, und 
die Bestimmung einer Reihenfolge für die bei einzelnen Ver- 
fahren zuständigen Mitgliedem, werden durch die Ge- 
schäftsordnung festgelegt. 

Das Verfassungsgericht entscheidet, ausgenommen das 
Verbot von politischen Parteien, aufgrund der: Akten. Nur in 
den Fällen, in denen das Gericht es für erforderlich hält, lädt 
es die Beteiligten zur mündlichen Verhandlung. 


‘6. Nichtigkeitsklage 
Art. 184: Der Präsident der Republik, der Vorsitzende der 
größten Oppositionspartei oder ein Fünftel der Gesamtmit- 


glieder der Großen Nationalversammlung der Türkei haben 
allein das Recht, eine Nichtigkeitsklage wegen des Verstoßes 
von Gesetzen, der Verordnungen mit der Rechtswirkung von 
Gesetzen, der Geschäftsordnung der Großen Nationalver- 
sammlung der Türkei sowie bestimmte Vorschriften davon 
gegen die Verfassung einzuleiten. 


7. Klageerhebungsfrist 

Art. 185: Das Recht, unmittelbar Nichtigkeitsklage beim Ver- 
fašsungsaericht zu erheben, beginnt mit der Veröffentlichung 
der Gesetze, der Verordnungen mit der Reehtswirkung von 
Gesetzen und der Geschäftsordnung, deren Nichtigkeitser- 


klärung begehrt wird, im Amtsblatt und erlischt 90 Tage spä- 


ter, ` 


8. Einwand der Verfassungswidrigkeit vor. anderen Ge- 
richten 

Art. 186: Wenn ein mit einer Sache befaßtes Gericht die Be- 

stimmungen eines für den betreffenden Fall zur Anwendung 

kommenden Gesetzes für verfassungswidrig hält oder zu der 

Überzeugung kommt, daß der von einer der Prozeßparteien 


32. erhobene Einwand der Verfassungswidrigkeit ernstlich in Be- 


tracht kommt, so hat es den Prozeß bis zur diesbezüglichen 
Entscheidung des Verfassungsgerichts auszusetzen. 
Erachtet das Gericht den Einwand nicht als ernstlich, so wird 
darüber von der Revisionsinstanz zusammen mit dem Urteil 
über die Hautsache entschieden. 

Das Verfassungsgericht fällt: und begründet seine Enisshale 
dung innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der Sache. 
Wird innerhalb dieser Frist nicht entschieden, so beurteilt das 


‚Gericht den Einwand der Verfassungswidrigkeit nach seiner 
- eigenen Überzeugung und setzt das Verfahren fort. Wenn 


aber die Entscheidung des Verfassungsgerichts vor dem Ein- 
tritt. der . Rechtskraft der 'Gerichtsentscheidung. über die 
Hauptsache ergeht, so sind die Gerichte daran gebunden. 
Wird die Verfassungswidrigkeitsklage durch das Verfas- 
sungsgericht abgelehnt, istein erneuter Einwand in der glei- ~ 
chen Sache erst nach drei Jahren nach der Veröffentlichung 
im Amtsblatt zulässig. 


9. Die Entscheidungen des Verfassungsgerichts 

Art. 187: Die Entscheidungen des Verfassungsgerichts sind 
endgültig. Sie dürfen nicht verkündet werden, bevor ihre Be- 
gründung schriftlich abgefaßt worden ist.. 

Die Gesetze, Verordnungen mit der Rechtswirkung von Ge- 
setzen, Geschäftsordnung sowie deren einzelne Bestim- 
mungen, die vom Verfassungsgericht wegen ihrer Verfas- 
sungswidrigkeit für nichtig erklärt werden, treten zu dem Zeit- 
punkt außer Kraft, in dem sie mit ihrer Begründung im Amts- 
blatt veröffentlicht wärden. Das Verfassungsgericht kann je- 
doch gegebenenfalls den Zeitpunkt, in dem die Nichtigkeits- 
entscheidung in Kraft treten soll, besonders festsetzen. Die- 
ser. Zeitpunkt darf vom Tag der Veröffentlichung im Amtsblatt 
an 1 Jahr nicht überschreiten. Das Verfassungsgericht ist 
verpflichtet, bei den: Urteilen, die die Wirkung einer neuen 
Gesetzesbestimmung zur Folge haben, für das Inkrafttreten 
eine Frist zu setzen. In Fällen, in denen das Inkrafttreten der 
Nichtigkeitsentscheidung verschoben wurde, bearbeitet die 
Große Nationalversammlung der Türkei vorrangig den Ge- 
setzesvorschlag oder -entwurf, mit dem die durch das Nich- 
tigkeitsurteil entstandene Gesetzeslücke gefüllt Werden soll 
und kommt zu einem Beschluß, 

Die Nichtigkeitsentscheidung ist nicht rückwirkend.. 

Das Verfassungsgericht kann in seinen Entscheidungen über 
die von anderen Gerichten ihm zugetragenen Einwände der. 
Verfassungswidrigkeit auch beschließen, daß. die Entschei- 
dung sich ausschließlich auf diesen Fall beschränkt und für 
die Prozeßparteien verbindlich sein soll. Die Entscheidungen 
des Verfassungsgerichts sind unverzüglich im Amtsblatt zu 
veröffentlichen, und sie binden die gesetzgebenden, vollzie- 
henden und rechtsprechenden Organe sowie die Verwal- 
tungsbehörden und alle natürlichen und juristischen Perso- 
nen. 

Das Verfassungsgericht.darf während eines Nichtigkeitsver- 
fahrens keine gesetzgeberische Handlung bewirken, kein Ur- 
teil sprechen, welche eine neue Handhabung verursachen 
kann. 


B. Revisionsgerichtshof 


1. Die Aufgaben des Revisionsgerichtshofs und die 
Wahl der Richter 

Art. 188: Der Revsionsgerichtshof istdie letzte Instanz für die 
von den Justizgerichten erlassenen Beschlüsse und Ent- 
scheidungen. Er entscheidet über bestimmte, im Gesetz auf-. 
geführte Streitigkeiten auch als erst- und letztinstanzliches 
Gericht. 

Die Mitglieder des Revisionsgerichtshofs werden aus den 
Reihen der Richter und Staatsanwälte 1. Klasse und der'ih- 
nen: gleichgestellten Berufsangehörigen vom Obersten Rat 
der Richter und Staatsanwälte mit absoluter Mehrheit seiner 
Mitglieder in geheimer Abstimmung gewählt. Der Revisions- 
gerichtshof wählt aus dem Kreis seiner Mitglieder mit absolu- 


ter Mehrheitder Gesamtzahl ingeheimer Abstimmung seinen 


Ersten Präsidenten. Die Amtszeitdes Ersten Präsidentendes * 


Revisionsgerichtshofs, der Stellvertreter des Ersten Präsi- 
denten sowie des Vizepräsidenten betragen vier Jahre. 

Die Organisation, die Arbeitsweise, Prozeßverfahren des 
Revisionsgerichtshofssowie die Wahl von Stellvertretern des 
Ersten: Präsidenten und des Vizepräsidenten sind nach den 
Grundsätzen der Unabhängigkeit der Gerichte und der 
Rechtssicherheit gesetzlich zu regeln. 


2. Generalstaatsanwaltschaft beim Revisionsgerichts- 
‚hof 

- Art. 189: Die Große Generalsversammlung des Revisionsge- 

» fichtshofs stelltaus ihrem Kreis in geheimer Abstimmung fünf 
Kandidaten auf, Von diesen ernennt der Präsident der Repu- 
blik den Generalstaatsanwalt sowie dessen SGI für 
eine Amtszeit von jeweils vier Jahren. 
Der Generalstaatsanwalt und sein Stellvertreter sind ae 
Normen unterworfen, die für die Richter der höheren Gerichte 
gelten. 
Die Organisation, der Geschäftsgang, die Pflichten und Be- 
fugnisse der Generalstaatsanwaltschaft werden durch Ge- 
setze geregelt. 


3. Oberster Gerichtshof 
Art. 190: Der Präsident der Republik, die Mitglieder des Mini- 
sterrats, die Präsidenten und Mitglieder des Verfassungsge- 
richts, des Revisionsgerichtshofs, des Staatsrates, des Mili- 
tärrevisionsgerichtshofs, des Militärverwaltungsgerichtshofs, 
des Obersten Rats der Richter und Staatsanwälte und des 
Obersten Rechnungshofs, der Generalstaatsanwalt, der 
stellvertretende Generalstaatsanwalt, die Staatsanwälte der 
höheren Gerichte sind wegen Straftaten im Zusammenhang 
mitihrer Amtsausübung vor dem Obersten Gerichtshof abzu- 
urteilen? 
Der Oberste Gerichtshof: setzt sich aus dem mit Strafsachen 
betrauten stellvertretenden Präsidenten des Revisionsge- 
richtshofs, den Vorsitzenden der Revisionsstrafsenate und 
dem Präsidenten des Revisionsgerichtshofs, der den Vorsitz 
‘führt, zusammen. Erforderlichenfalls hat der Oberste Ge- 
richtshof unverzüglich zusammenzutreten. Die Aufgabe des 


Staatsanwalts nimmt beim Obersten Gerichtshof der Gene- : 


ralstaatsanwalt oder dessen Stellvertreter wahr. 
C. Staatsrat (Verwaltungsgerichtshof) 


Art. 191: Der Staatsrat ist für Angelegenheiten, die vom Ge- 
setz keiner anderen Verwaltungsgerichtsbehörde überlassen 
sind, erstinstanzliches und ganz allgemein oberinstanzliches 
Verwaltungsgericht. 
Der Staatsrat ist sachlich zuständig für die Verhandlung und 
Entscheidung von Verwaltungskonflikten und -klagen, zur 
Begutachtung der ihm vom Ministerrat zugestellten Gesetz- 
entwürfe, zur Prüfung der Entwürfe von Geschäftsordnun- 
gen, Konzessionsbedingüngen und -verträgen und zur Erle- 
-digung anderer gesetzlich:bestimmter Angelegenheiten. 
Die Wahl der Mitglieder des Staatsrats wird nach dem Grund- 
satz der Unabhängigkeit der Gerichte und der Rechtssicher- 
heit durch Gesetz geregelt. Dreiviertel der Mitglieder des 
Staatsrats sind vom Obersten Rat der Richter und Staatsan- 
wälte aus dem Kreis der Richter und Staatsanwälte der Or- 
 dentlichen Gerichte und der Verwaltungsgerichte zu wählen, 
ein Viertel der Mitglieder ernennt der Präsident der Republik 
aus dem Kreis der gesetzlich zu bestimmenden Funktions- 
träger. Der Präsident des Staatsrats, der Oberstaatsanwalt, 
die stellvertretenden Vorsitzenden und die Vorsitzenden der 
- Senate werden durch die Generalversammlung des Staats- 
rats aus dem Kreis ihrer eigenen: Mitglieder mit einfacher 
Mehrheit der Gesamtzahl der Mitglieder in geheimer Abstim- 
mung für eine Amtszeit von vier Jahren gewählt. 
Die Organisation, der Geschäftsgang, Prozeßverfahren, die 


Besonderheiten verwaltungsrechtlicher Gerichtsbarkeit sind 
nach den Grundsätzen der Unabhängigkeit der Gerichte und 
der Rechtssicherheit gesetzlich zu regeln. 


€. Oberster Rechnungshof 


Art. 192: Der Oberste Rechnungshof ist Rechnungsgericht 


erster und letzter Instanz; er prüft im Namen der Großen Na- 


tionalversammlung der Türkei die Einnahmen, Ausgaben und 
den Besitz der Verwaltungsbehörden und der öffentlich-rech- 
tichen Wirtschaftsunternehmen in Form von Fonds oder mit 
festem oder zyklischen Kapital, die seitens der Verwaltungen 
mit allgemeinen und Ergänzungshaushalten mit einem Kapi- 
talanteil von bis zur Hälfte oder mehr gegründet worden sind. 
Der Oberste Rechnungshof übt seine Kontrollfunktion nach 
den Grundsätzen des Rechts, der Wirtschaftlichkeit, der Pro- 
duktivität und der Richtigkeit aus. 

Form und Verfahren für die Überprüfung der örtlichen Verwal- 
tungen und: öffentlich-rechtlichen Wirtschaftsunternehmen 


durch den Obersten Rechnungshof werden unter Berück- 
sichtigung ihrer Struktur und ihrer Tätigkeitsweise durch Ge- 
setz geregelt. Die Beschlüsse; die die Senate des Obersten 
Rechnungshofs bei der Überprüfung von Rechnungen und 
Rechnungsführung gegen die in diesem Zusammenhang Be- 
troffenen gefaßt haben, sind von der Revisionskommission 
des Obersten Rechnungshofs im Revisionsverfahren zu prü- 
fen und mit endgültigem Urteil abzuschließen. Die Organisa- 
tion, die Arbeits-, Kontroll- und Verfahrensweise sowie die 
Eigenschaften der Mitglieder des Obersten Rechnungshofs, 
ihre Ernennung, ihre Pflichten und Zuständigkeiten, ihre 
Rechte und Verantwortlichkeiten und andere Personalange- 
legenheiten sowie die Sicherung von Präsidenten und Mit- 
gliedern werden durch Gesetze geregelt, 


E. Militärrevisionsgerichtshof 


Art. 193: Der Militärrevisionsgerichtshof ist die letzte Instanz 


"für die von den Militärgerichten erlassenen Beschlüsse und 


Entscheidungen. Außerdem ist er für bestimmte gesetzlich 
aufgezählte Streitigkeiten der Militärpersonen erst- und letz- 
tinstanzliches Gericht. 


Die Mitglieder des Militärrevisionsgerichtshofs werden aus ` 


dem Kreise der von der Generalversammlung des Militärrevi- 
sionsgerichtshofs mit absoluter Mehrheit seiner Mitglieder in 
äreifacher Anzahl der leeren Stellen ausgewählten Kandida- 
ten, die Richter 1. Klasse sind; vom Präsidenten der Republik 
ausgewählt. 

Der Präsident des Militärrevisionsgerichtshofs, der Ober- 
staatsanwalt, der Vizepräsident und die Senatspräsidenten 
werden aus dem Kreis der Mitglieder des Militärrevisionsge- 
richtshofs entsprechend ihrem Räng und Dienstalter bestellt. 
Die Organisation des Militärrevisionsgerichtshofs, sein Ge- 


"schäftsgang, die Prozeßverfahren sind auf der Grundlage der 


Unabhängkgiekeit der Gerichte, der Garantie des Richter- 
amts sowie nach den Erfordernissen des militärischen Dien- 


stes durch Gesetz zu regeln. 


F. Oberstes Militärverwaltungsgericht 


An. 194: Bie gerichtliche Kontrolle über die militärdienstliche 
Verwältungsangelegenheiten bezüglich der Militärpersonen 
wird von. dem Obersten Militärverwaltungsgericht ausgeübt. 
Das Oberste Militärverwaltungsgericht ist die erste ünd letzte 
Instanz bezüglich der militärdienstlichen Verwaltungsange- 
legenheiten der Militärpersonen. 


` Die Organisation des Obersten Militärverwaltungsgerichts, 


sein Geschäftsgang, die Prozeßverfahren, die Eigenschaften 
des Präsidenten und seiner Mitglieder, seines Staatsanwalts 
werden auf der Grundlage der Garantie des Richteramtes 
und nach den Erfordernissen des militärischen Dienstes 
durch Gesetz geregelt. 
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G. Könfliktgericht 

Art. 195: Das Konfliktgerichtistzur endgültigen Entscheidung 
von Konflikten zwischen den Stellen der Justiz-, Verwal- 
tungs- und Militärgerichtsbarkeit über die sachliche Zustän- 
digkeit und die anzuwendende Rechtsnorm zuständig. 

Die Organisation und der Geschäftsgang des Konfliktsge- 
richts sind durch Gesetz zu regeln. 

Den Vorsitz und stellvertretenden Vorsitz in diesem Gericht 
üben vom Verfassungsgericht aus der Mitte seiner Mitglieder 
beauftragte Mitglieder aus. 

Bei Kompetenzkonflikten zwischen dem Verfassungsgericht 
und anderen Gerichten wird die Entscheidung des Verfas- 
sungsgerichts als Grundlage genommen, 


lll. Oberster Rat der Richter und Staatsanwälte 


Art, 196: Der Oberste Rat der Richter und Staatsanwälte wird 
nach den Grundsätzen der Unabhängigkeit der Gerichte und 
der Garantie des Richteramtes durch Gesetz geregelt. Der 
Vorsitzende des Rates ist der Justizminister. Kein anderer als 
Minister und dem Staatssekretär darf im Namen des Ministe- 
riums an den Sitzungen des Rats teilnehmen. Der General- 
staatsanwalt oder sein Stellvertreter ist natürliches Mitglied 
des Rates: 

Vier ordentliche und vier Ersatzmitglieder des Rates werden 
aus dem Kreis der Mitglieder der Großen Generalversamm- 
lung des Revisionsgerichtshofs und zwei ordentliche ‘und 
zwei Ersatzmitglieder ausdem Kreis der Mitglieder der Gene- 
ralversammlung des Staatsrats in dreifacher Zahl vorge- 
schlagen und durch den Präsidenten der Republik für die 
Dauer von vier Jahren ausgewählt. E 
Die Ratsmitglieder dürfen während ihrer Amtszeit keine an- 
deren Aufgaben übernehmen. Die Organisation des Ober- 
sten Rates der Richter und Staatsanwälte, seine Aufgaben 
und Kompetenzen und seine Verfahrensweisen werden 
durch Gesetz geregelt, Der Rechtsweg gegen die Entschei- 
dungen des Rates erhobenen Widersprüche mpernalg des 
Rates wird durch Gesetz geregelt. 


IV. Schutz der Reformgestze 
Art: 197: Keine Bestimmung dieser Verfassung darf in einer 
Weise verstanden und ausgelegt werden, daß die zur Zeit. der 


durch Volksabstimmung erfolgten Annahme dieser Verfas- 
sung in Geltung bedinglichen Vorschriften der unten aufge- 


zählten Reformgesetze, welche das Ziel haben, die türkische 


Gesellschaft auf die Höhe'der zeitgenössischen Zivilisation 
zu heben und den laizistischen Charakter der Republik der 
Türkei zu schützen, als verfassungswidrig angesehen weren: 


1. Gesetz Nr. 430, vom 3. März 1340 (1924) über die Verein- 
. heitlichung des Unterrichts; 

2, Gesetz Nr. 671 vom 25. November 1341 (1925) über das 
Hutiragen; 

8. Gesetz Nr. 677 vom 30. November 1341 (1925) über das 
Verbot und die Schließung der Derwischorden, der Klöster 
und Mausoleen, über das Verbot des Berufs der Mauso- 
leenwächter und die Führung und Verleihung einiger Titel; 

4. Der durch das Türkische Zivilgesetzbuch Nr. 743 vom 17. 
Februar 1926 angenommene Grundsatz der Eheschlie- 
Bung vor dem Standesbeamten und die Bestimmung des 
Art. 110 des gleichen Gesetzes; 

5. Gesetz Nr. 1288 vom 20. Mai 1928 über die Annahme der 

; international üblichen Ziffern; 

6. Gesetz Nr. 1353 vom 1. November 1928 über die An- 
nahme und Anwendung des türkischen Alphabets; 

7. Gesetz Nr..2590 vom 26. November 1934 über die Aufhe- 
bung der-Anreden und Titel „Efendi“, „Bey“, „Pascha“ 
u. dgl; 

8. Gesetz Nr. 2596 vom 3. Dezember 1934 über das Verbot, 
bestimmte Trachten zu tragen. 


... Abschnitt 
Schlußbestimmungen 


1. Änderung der Verfassung 

Art. 198: Ein Antrag auf Änderung der Verfassung kann nur 
von.mindestens einem Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder 
der Großen 'Nationalversammlung der Türkei schriftlich ge- 
stellt werden. Anträge auf Änderung der Verfassung können 
nicht im dringlichen Verfahren beraten werden. Die Annahme 
des Änderungsantrages ist nur mit einer Zweidrittelmehrheit 
der Gesamtzahl der Mitglieder der Großen Nationalver- 
sammlung der Türkei möglich. Die Beratung und Annahme 
der Anträge auf Änderung der Verfassung unterliegen, abge- 
sehen von den Einschränkungen des 1. Absatzes, den Vor- 
schriften über die Beratung und Annahme von Gesetzen. 


ll. Präambel und Randtitel 

Art. 199: Die Präambel, welche die der Verfassung zugrunde- 
liegenden Hauptgesichtspunkte und Prinzipien.klarlegt, ge- 
hört zum Text der Verfassung. Die Randtitel der Artikelzeigen 
lediglich den Inhalt der betreffenden Artikel und’ die Reihen- 
folge und Beziehungen zwischen der Artikel an. Diese Rand- 
titel gelten nicht als Text der Verfassung. 


Ill. Inkrafttreten der Verfassung 

Art. 200: Die Verfassung wird, sobald sie zur Volksabstim* 
mung gestellt und durch Volksentscheid angenommen wor- 
den ist, zur Verfassung der Republik Türkei und zusammen 
mit den Ergebnissen der Volksabstimmung unverzüglich im 
Amtsblatt verkündet. 


hängigkeit des Landes. 


Zwei Krisen, die mit einem Zeit- 
abstand von 23 Jahren erlebt 
werden, können darüber sehr ver- 
` schiedene Inspirationen und Auf- 
fassungen schaffen, wie das Ziel, 
das Mustafa Kemal durch seinen 
Sieg über die Kolonialisten im 
Nationalen Befreiungskrieg setz- 
te, vom Gesichtspunkt der Frei- 
heiten und der Gestaltung des Sy- 
stems zu erreichen ist. 

Das ist normal. Soldaten werden 
nicht als Philosophen, sondern als 
Kämpfer erzogen. 

Wenn sie gezwungen werden, in 
das Schicksal des Landes ,,vor- 
übergehend“ einzugreifen, kön- 
nen sie das richtige MaB finden, 
indem sie mit den besten Philoso- 
phen und den' besten Fachmän- 
nern kooperieren. 

Man muß ohne weiteren Zeitver- 
lust begreifen, daß die besten Phi- 
losophen sich nicht unter den ge- 
sichtslosen Strebern befinden, die 
vor allem ihren Herren dienen 
wollen und am meisten nach der 
Befugnis eines offiziellen Spre- 
chers eifern. 


Wie wir auch vorhin wiederholt 
haben, wird der Mißerfolg, sei es 
in der Wirtschaft, in der Universi- 
tät oder in der Verfassung, nicht 
auf das Konto der geschichtslosen 
Streber, sondern der Streitkräfte 
gehen. 


Eine Nachricht (Cumhuriyet 
vom 3. 8. 1982): 

Es wurde, festgestellt, daß zu der 
im Begründungstext des Verfas- 
sungsentwurfes im Zusammen- 
hang mit der Einschränkungen 
der Freiheiten Definition ,, Vaga- 
bund“, laut DPT (Staatliche Pla- 
nungsinstitut) 5,5 Millionen und 
laut OECD 6,7 Millionen Bürger 
unseres Landes passen. 

In der Begründung des Entwurfes 
wird ,, Vagabund“ als ,.jener““ be- 
schrieben, ,,der keinen regelmä- 
Bigen und normalen Lebensun- 


terhalt und keinen Wohnsitz be- 
sitzt“. Es wird betont, daß ,,Va- 
gabunden im Gegensatz zu ande- 
ren Personen im höheren Maße, 
verbrechensanfällig sind und falls 
sie sich selbst überlassen werden, 
sich für die Gesellschaft zu gefähr- 
lichen und bedrohlichen Elemen- 
ten entwickeln‘. 

Nach Statistiken der DPT waren 
im Jahre 1980 15,4 Prozent der 
Bevölkerung im arbeitsfähigen 
Alter und im 1981 12,9 aller Ar- 
beitsfähigen arbeitslos. 

970000 von im Agrarbereich und 
350000 von im Bausektor als Sai- 
sonarbeiter tätigen Bürger besit- 


zen keinen regelmäßigen und. 


normalen Lebensunterhalt. 
Für diejenigen ohne festen Wohn- 
sitz bestehen keine Statistiken. _ 


Ugur Mumcu (Cumhuriyet 
vom 3. 8.): 

Das Wort „Qual“ 

Die Bestimmung der Verfassung 
des Jahres 1961 „Niemand darf 
gequält und gefoltert werden“* ist 
in diesem Entwurf aus unerklärli- 
chen Gründen entfernt worden. 
Was ist „Quälen‘‘, was ist ,,Fol- 
ter“? Welche Verhaltensweise 
bedeutet Quälerei und welche 
umfaßt der Begriff „‚Folter‘‘? Ein 
Beispiel aus der Praxis: Wenn ein 
Angeklagter dazu gezwungen 
wird, auf einem eisernen Stuhl 
drei Tage und Nächte lang sitzen- 
zubleiben, kann dies auf „Qual“ 
und wenn er geschlagen oder un- 


ter Strom gesetzt wird, auf Folter ` 


deuten. Die Verfassung des Jah- 
res 196] verbot jeglichen Angriff 
auf den Angeklagten, um neben 
„Foltern‘‘ auch „Quälen‘‘ auszu- 
schließen. 


Die Verfassung Aldikagtis schafft 
die verfassungsmäßige Sicherstel- 
lung solcher Verbote mit einem 
Mal ab. Der Entwurf verschließt 
nicht nur vor den internationalen 
Mitteilungen, den Verfassungen 
des Auslandes und unseren ehe- 
maligen Verfassungen die Augen, 
auch will er die Tatsachen in der 
Türkei nicht wahrhaben. 


Nadir Nadi (Cumhuriyet vom 
26. 8. 1982): 

Eine schwierige Arbeit 

Wenn wir von der Verfassung Al- 


dikagtis sprechen, begehen wir 
meiner Meinung nach ein Un- 
recht. Wer hat diesen ‘Entwurf 
vorbereitet? Der geeherte Aldi- 
kagti ganz allein? Auf Beschluß 
des Nationalen Sicherheitsrates 
wurde die Gründung einer 
160köpfigen Beratenden Ver- 
sammlung eingeleitet. Der Natio- 
nale Sicherheitsrat sollte’ einen 
Teil der Mitglieder direkt ernen- 
nen, die restlichen sollten wie- 
derum von ihm aus einer Vor- 
schlagsliste ausgewählt werden, 
wobei jeder Bürgermeister drei 
Vorschläge hatte, aus denen je- 
weils ein Mitglied ernannt wurde. 
So ist es geschehen. 

Die Verfassungskommission 
wurde mit Einverständnis dieser 
Versammlung gewählt. Ist dies 
eine gute oder schlechte Ent- 
scheidung gewesen? Wenn wir 
den Verfassungsentwurf betrach- 
ten, der nach unregelmäßiger, 
achtmonatiger Bearbeitung der 
Beratenden Versammlung vorge- 
legt wurde, wird deutlich, daß 
sich diese Methode als nicht so 
glänzend erwies, da sich der Pro- 
zeß der Bearbeitung nicht öffent- 
lich vollzog. Die Öffentlichkeit 
verhielt sich gegenüber dem Ent- 
wurf entsprechend zurückhal- 
tend. 


Die Mehrheit der Beratenden 
Versammlung, sogar der Verfas- 
sungskommission, stellte sich ge- 
gen die vorgeschlagenen Para- 
graphen, zumindest gegen einen 
wichtigen Bereich. Die individu- 
ellen Rechte und Freiheiten wur- 
den beschädigt, von der Presse- 
freiheit war nichts übriggeblie- 
ben, den gewerkschaftlichen 
Rechten im Sinne der Arbeiten- 
den bis zur letzten Grenze Absage 
erteilt, der von der türkischen Na- 
tion seit 150 Jahren vermißte und 
durch Reformen Atatürks zeit- 
weise als erreicht angesehene 
zeitgemäße Zivilisationsstand 
wurde zurückgedreht. Während 
der Beratungen hörten wir die an- 
gebrachten Kritiken des Ent- 
wurfs. Manche geehrten Mitglie- 
der sprachen ganz offen am Red- 
nerpult der Beratenden Ver- 
sammlung und betonten, daß die- 
ser Entwurf für unsere Nation 
nicht von Gutem sei, unser Volk 
nichtzur Ruhe bringen werde und 
auch die Änderung mancher Pa- 
ragraphen nichts nützen werde. 


Aber, was ist denn los? ° 35 


Die anderen sind gut, laß uns aber die hettitische Verfassung wieder begraben. Wir wollen die Be- 


ratende Versammlung nicht blamieren. 


Als über den Entwurf als Ganzes 
abgestimmt werden sollte, wurde 
er nur mit einer Gegenstimme, 
also beinahe mit Stimmeneinheit 
angenommen! Einige Kritiker be- 
teiligten sich an der Stimmenab- 
gabe nicht, zwei hielten es für 
notwendig, den Vorstand über ihr 
Fernbleiben wegen Diarrhöe und 
ihr Einverständnis mit dem Ent- 
wurf zu informieren. 

Lassen wir den Entwurf beiseite, 
aber dieser Zustand im Sinne der 
Übergangsperiode zur Demokra- 
tie ist traurig und beunruhigend. 
Ist es jetzt nun nicht ein Unrecht, 
den geehrten Aldikagti zu be- 
schuldigen, der sich in seiner Ei- 
genschaft als Vorsitzender der 
Kommission verpflichtet fühlt, 
den Entwurf zu verteidigen? 


Die Arbeit der geehrten Mitglie- 


der der Verfassungskommission 


ist schwierig. Diese sind nicht in 
ihre Ämter gewählt, sondern ge- 
wissermaßen ernannt worden. 
Aus diesem Grund wird für den 
von ihnen zusammengesetzten 
Verfassungsentwurf in der Öf- 
fentlichkeit, im gewissen Sinne, 
der Eindruck vermittelt, die An- 
sicht des Nationalen Sicherheits- 
rates zu vertreten. 

Die geehrten Generale des Natio- 
nalen Sicherheitsrates beauftrag- 
ten die Beratende Versammlung 
jedoch mit der Hoffnung, eine 
nicht ihrer Ansicht, sondern den 
Wünschen der türkischen Nation 
entsprechende Verfassung vorzu- 
bereiten, die keiner Person oder 
Schicht Privilegien anerkennt und 
zeitgemäß ist. 

Dieser Punkt darf nicht vergessen 


36 werden. 


Oktay Eksi (Hürriyet vom 4. 8. 
1982): 
„Pech oder Unwissenheit?“ 


Nach Meinung von Herrn Aldi- 
kagti zeigen alle, die zur Zeit den 
Verfassungsentwurf kritisieren, 
lediglich ihre Unwissenheit. 


Unwissend sind nach dieser For- 
mulierung in erster Linie die 13 
Mitglieder der Verfassungskom- 
mission der Beratenden Ver- 
sammlung, die den Entwurf aus 
verschiedenen Gründen abge- 
lehnt haben, und die, die gesagt 
haben, daß sie den Entwurf nicht 
gut finden. Unwissend sind dem- 
nach ebenfalls Verfassungspro- 
fessoren der verschiedensten Uni- 
versitäten, die Lehrenden des 
Steuerrechts — kurz gesagt — alle, 
die sagen, daß der Entwurf hier 
und da versagt. 


Sicherlich mißt man Wissen an 
geschaffenen Werken. Deshalb 
möchten wir Herrn Aldikagti 
nichts mehr darauf sagen. Aber, 
abgesehen vom Verfassungsrecht: 
Derjenige, der noch nicht einmal 
die Bestimmungen des Statuts der 
Beratenden Versammlung kennt, 
oder so verantwortungslos ist, daß 
er so tut, als würde er sie nicht 
kennen, bei ihm ist es merkwür- 


dig, daß er anderen Unwissenheit 
vorwirft... 


„Im Grunde versteht man zu gut, 
daß Herr Aldikagti so cholerisch 
ist. Er hat eine wichtige Aufgabe 
zu bewältigen, aber da er diese 
Last nicht tragen konnte, ister zu- 
sammengebrochen. 


AIB — das Monatsmagazin zur Drit- 
ten Welt — bringt regelmäßig Hinter- 
grundinformationen zu internationa- 
len Krisenschauplätzen. Heft 
7-8/1982 zum Beispiel: Israels 
Libanon-Krieg * Außerdem: Nikara- 
gua — zwei Jahre nach der Revolu- 
tion @ Die Eritreafrage und die äthio- 
pische Revolution ® Dritte-Welt- 
Reden der Bonner Friedensdemon- 
stration * Diskussion um Waffenex- 
porte der BRD * SONDERTEIL ZU 
EL SALVADOR ® Weitere Länder- 
themen: Afghanistan, Kampuchea, 
Vietnam, Guatemala, Sudan 

(84 Seiten, 4,50 DM) 


Einzelpreis 4,50 DM, Jahresabo. 
25,- DM; bei Abnahme von 10 und 
mehr Exemplaren 33% Ermäßigung 
DJ Ich bestelle AIB 7/8/1982. 

Ol Ich abonniere das AIB ab Nr. 

für mindestens 1 Jahr 


O ich möchte ein kostenloses Probe- 


Bitte ausfüllen und einsenden an: 
AIB, Liebigstr. 46, 3550 Marburg 1, 
Tel.: 06421/24672 


Nur die Arbeitgeber 


preisen den Entwurf 


Der Generaldirekteur der 
Istanbul-Bank Ozer Çiller be- 
tonte, daß der Verfassungs- 
entwurf im Grundrahmen, 
heute und in nächster Zeit, die 
Bedürfnisse der Türkei befrie- 
digen kann. 

„Es kann sein, daß vielleicht auf 
längere Zeit einige Schwierigkei- 
ten auftreten,.aber in dieser kur- 
zen Zeit kann man nichts Besseres 
vorbereiten... 

...das wichtigste ist, daß ein Rat 
für Ökonomie und Soziales ge- 
schaffen wird. Ich glaube, dieser 
auch von uns vorgeschlagene Rat 
wird nützlich sein.“ 

(Ozer Çiller, Milliyet vom 20. 
7. 1982) 


Ali Kocman (Vorsitzender des 
Verbandes Türkischer Indu- 
striellen — TÜSIAD): 

„Der Entwurf macht den Ein- 
druck, daß er unter Berücksichti- 
gung der in dem Land zustande 


gekommenen politischen, sozia- 
len, und wirtschaftlichen Ent- 
wicklungen in den Jahren 
1961-1980 vorbereitet worden 
ist.“ 


„Die zweifelhaften Punkte der 
vergangenen Periode sind auf- 
gehoben worden.“ 

Der Vorsitzende des Arbeitgeber- 
verbandes der Türkei TISK, Ha- 
lit Narin, in bezug auf die Verfas- 
sung: 


„Auf den ersten Blick sehen wir 
bei dem veröffentlichten Entwurf, 


A A 
daB die Arbeiten an der 

sung im Lichte der letzten Erfah- 
rungen seit der Periode der Repu- 
blik bis heute stattgefunden ha- 
ben. Mit der Verfassung ist be- 
zweckt worden, daß die Punkte 
der vergangenen Periode, die die 
Diskussionen in bezug auf die 
Freiheiten ermöglicht haben, auf- 
gehoben werden. Die Mühe ist 
gemacht worden, damit die 
Staatsautorität mit ihren Institu- 
tionen ohne Autoritätslücken, von 
neuem geordnet wird. Es sieht so 
aus, daß das Ergebnis der Arbeit 
gut ist. Wir wünschen von Her- 
zen, daß alle mit ihrer ganzen Per- 
sönlichkeit sich unter einem ein- 
zigen Ziel vereinen, daß alle an 
den letzten Arbeiten teilnehmen, 
damit unsere Verfassung ihre be- 
ste Form erreicht. Diese unsere 
Verfassung wird in der Beraten- 
den Versammlung diskutiert, im 
Nationalen Sicherheitsrat bera- 
ten, und ich glaube, daß sie durch 
die Berücksichtigung der Einheit 
des ‚Staates, der Freiheiten und 
Interessen der Personen und In- 
stitutionen ihre beste Gestalt an- 
nimmt. Ich bin mir ganz sicher, 
ausgehend von den alten Erfah- 
rungen, daß Regeln eingesetzt 
werden, die Mißbräuche verhin- 
dern werden. Ich wünsche, daß 
diese Arbeiten unserem Land 


Verfas- 


u u 


nützlich sein werden, und daß die 
Grundphilosophie unserer Ver- 
fassung einen unveränderbaren 
Inhalt behält.“ 

(TISK, Narin, Cumhuriyet 
vom 19. 7. 1982) 


Ilhan Lök (Generalsekretär der 
Metallunternehmer-Gewerk- 
schaft MESS): 

„Ich erachte es als einen Text, der 
die Zukunft meines Landes unter 
dem Lichte der vergangenen Er- 
fahrungen in Richtung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Ent- 
wicklung weisen wird.“ 


Nurullah Gezgin (Vorsitzender 
der Industriekammer Istan- 
bul): 

»Hier ist die Beseitigung der vor 
dem 12. September aufgetretenen 
Zuständigkeitslücken, der Zu- 
ständigkeitsmiBbräuche und der 
Mängel vorgesehen.“ 


Selcuk Yasar (Vorstandsmit- 
glied von YASAR-Holding): 

„In allen demokratisch regierten 
Ländern der Welt gibt es keine 
übermäßigen Freiheiten. Eine 
übermäßig freie Verfassung hat 
uns zum 12. September: ge- 
bracht.“ ` 3 


Ibrahim Bodur (Versamm- 
lungspräsident der Industrie- 
kammer Istanbul): 

„Der Entwurf beabsichtigt die 
Schaffung der Gerechtigkeit aus 
der Sicht der Arbeiter und Ar- 
beitgeber.“ ; e 


REDE NICHT VIEL 
UND HAUSCHE ! 
SONST FLIEGST 
DU RAus--! 


= KORZE ZSAHMENFASEDNE Ti! 
DER VERFASSUNG- 


Mitglieder 


der Beratenden 
Versammlung: 


Die Mitglieder der Verfas- 
sungskommission der Bera- 
tenden Versammlung außer 
dem Vorsitzenden Prof. Aldi- 
kacti und dem Mitglied Ibra- 
himoglu, der gleichzeitig der 
Generalsekretär des Arbeitge- 
berverbandes TISK: ist, das 
heißt 13 der 15 Mitglieder kri- 
tisierten den Verfassungsent- 
wurf. 


Feyzi Feyzioglu: „Der Entwurf 
beinhaltet Bestimmungen, die die 
Grundrechte und -freiheiten ein- 
schränken.“ 


Doz. Turgut Tan: „Ich bin gegen 
die im Zusammenhang mit den 
individuellen Rechten und Frei- 
heiten und mit Streik und Aus- 
sperrung verfaßten Bestimmun- 
gen. Das Recht auf Aussperrung, 
die sonst in keiner anderen Ver- 
fassung auf der Welt vorhanden 
ist, befindet sich in unserer.‘ 


Prof. Kemal Dal: „Ich halte be- 
sonders die Bestimmungen für 
nicht richtig, die die Aufgaben des 
Präsidenten der Republik und des 
Ministerpräsidenten beinhalten, 


Muammer Yazar: „Ich bin mit 
den im Bezug auf Landbesitz und 
gewerkschaftlice Tätigkeiten 
verfaßten Bestimmungen nicht 
einverstanden.‘ 


Prof. Feyyaz Gölcüklü: „Ich bin 

gegen die mit den individuellen 

Rechten, Freiheiten, den sozialen 

und ökonomischen Rechten, den 
Grundorganen der Republik zu- 
sammenhängenden Paragra- 

phen.“ 


Orhan Aldikagti in einem In- 
terview gegenüber dem Jour- 
nalisten Ali Utku in der Tages- 
zeitung „Hürriyet“: 

Auf die Frage, was er denn zu die- 
sen Kriterien zu sagen habe, ant- 


38 wortete O. Aldikagti: 


„..sie haben keine Ahnung von 


. der Welt. Sie haben nichts gele- 


sen. Eine kulturlose Gesellschaft, 
beschäftigt sich mit solchen Din- 
gen... habe mich aufgeregt. Ich 
habe Angst, daß ich bei den Bera- 
tungen sagen würde ‚Lest erst 
mal, lernt erst mal‘. Danach kön- 
nen wir diskutieren... Im Grunde 
sollte man gegen diese, unter de- 
nen sich auch ein paar Hoch- 
schullehrer befinden, eine wissen- 
schaftliche Untersuchung einlei- 
ten. Es müssen von verantwortli- 
chen Organen Untersuchungen 
über ihr kulturelles Wissen einge- 
leitet werden. Ich zeige sie an... 
sie tun dies nur, um berühmt zu 
werden. Das Komische und 
Traurige an der Sache ist, daß 
alle, die mich kritisieren, unwis- 
send sind. Sie kennen die Verfas- 
sung nicht. Sie machen sich lä- 
cherlich...“ 


Nach Artikel 16 haben die Sicher- 
heitskräfte das Recht, einen Men- 
schen zu töten? 

Aldikagti: Der Gefängniswärter 
ruft den Flüchtenden an: „Halt“, 
wenn er nicht stehen bleibt, er- 
schießt er ihn. Die Polizei tut das 
erst, wenn sie keine andere Mög- 
lichkeit mehr hat. 


Vorsitzender der Beratenden Versammlung, 
Sadi Irmak, und Vorsitzender der Verfas- 
sungskommission, Orhan Aldikacti, beim 
Überreichen des Verfassungsentwurfs. 


— Es gibt keinen Vereinsschutz 
mehr. Der Innenminister kann 
ohne gerichtlichen Beschluß ei- 
nen Verein verbieten? 


Aldikagti: Ja. Man kann hinterher 
zum Staatsrat gehen. Aber der 
Staatsrat untersucht nur, ob der 
Beschluß rechtsmäßig ist. Bei- 
spielsweise, wenn das Ministe- 
rium gesagt hat, daß „ein Fall 
vorliegt, in dem die nationale Si- 
cherheit gefährdet wird“, kann 


der Sicherheitsrat nicht sagen, „‚es’ 


liegt nichts vor“. 


— Schwächt es nicht die Gewerk- 
schaften, wenn die Arbeiter ihre 
Beiträge direkt an die Gewerk- 
schaft zahlen? 

Früher wurden sie vom Lohn ab- 
gezogen. 

Aldikagti: Es schwächt sie nicht. 
Wenn der Arbeiter Vertrauen in 


die Gewerkschaft hat, bringt er. 


auch seinen Beitrag dahin. 


— Die Hohe Schiedskommission 
wird zu einem Verfassungsorgan? 
Aldikagti: Das wird die hohen 
Lohnforderungen stoppen... Da- 
von wird nach 60tägigem Streik 
oder Aussperrung Gebrauch ge- 
macht. Ihre Beschlüsse werden 
entscheidend sein. Dadurch wird 
ermöglicht, daß die Arbeiter nicht 
grenzenlos streiken dürfen. Ein 
Streik kann nicht länger als zwei 
Monate dauern. 


— Es wird gesagt: — Die Gewerk- 
schaft darf keine Politik machen, 
darf keine politische Partei vertei- 
digen, darf nicht von einer politi- 
schen Partei verteidigt werden. 
Was heißt das? 2 

Aldikagti: Das Ziel der Gewerk- 


schaft ist, die ökonomische Lage 


der Arbeiter zu verbessern. Der 
Arbeiter kann die Änderung der 
gesetzlichen Bestimmungen, die 
seine Rechte betreffen, fordern. 
Aber er darf nicht gegen die 
Staatssicherheitsgerichte in Ak- 
tion treten. Politische Betätigung 
ist verboten.“ 


(Aldikagti, Yanki, 2. 8. 1982) 


»Es ist ein Beispiel von Unwis- 
senheit, wenn man sich gegen die 
Aussperrung wendet.“ 

„Sollte etwa mit dem Streik den 
Arbeitgebern ein Strick um den 
Hals gelegt werden, um sie so be- 


üsas jõ 


nung, daß er seine Kompetenzen 
(Kompetenzen wie Entlassung 
des Ministerpräsidenten aus dem 
Amt, Ernennung der Mitglieder 
des Verfassungsgerichtes, des Di- 
rektors der Zentralbank usw.) 
nicht "entsprechend einsetzen 
kann. Wenn er gestärkt werden 
soll, haben wir keine andere Al- 
ternative als ihn vom Volke wäh- 
len zu lassen. 

(Aydin Tug, Zentralmitglied) 


DR 


„Die Sklaven des Kommunismus, die nicht der Nation betätigen sich, um die Führung 
gefaßten Anarchisten und Terroristen, die schlechtzumachen.‘ 
Vaterlandsverräter unter uns und die Feinde (General Evren in Afyon) 


‚Der Verfassungsentwurf hat bei 
der Mehrheit Enttäuschungen 


wegungslos und atemlos zu ma- 
chen... In dieser Situation sollte 
der Arbeitgeber nicht von Aus- 
sperrung reden. So etwas gibt es 
nicht. Eine Aussperrung zu be- 
schließen, obliegt dem Verfas- 
sungsgericht. Wenn es irgendwo 
einen Streik gibt, muß es auch 
eine Aussperrung geben — und es 
wird sie geben. Es zeugt von Un- 
wissenheit, sich gegen die Aus- 
sperrung, die auch Bestandteil 
des neuen Verfassungsentwurfes 
ist, zu wenden. 


(Aldikagti, über Aussperrung) 


„Während der Vorbereitung des 
Verfassungsentwurfes sind be- 
kanntlich weder ich noch das Ar- 
beitsministerium nach unserer 
Meinung gefragt worden. Der 
Entwurf ist für mich eine Überra- 
schung gewesen. 
(Arbeitsminister Prof. Turhan 
Esener) 


Leider brachte dieser Verfas- 
sungsentwurf durch seine Struk- 
tur und die in ihm vorgesehenen 
Bestimmungen die Öffentlichkeit 
durcheinander, störte die ent- 
spannte Lage des gesellschaftli- 
chen Lebens und verursachte eine 
Situation der Auseinanderset- 
zungen zwischen den einzelnen 
gesellschaftlichen Schichten. 


(Abdulbaki Cebeci, Erzincan) 


Diejenigen, die uns zum 12. Sep- 
tember brachten, sind die Betrü- 
ger, die die Verfassung des Jahres 
1961 nicht in die Praxis umgesetzt 
haben. Dieser Entwurf beabsich- 
tigt den Staatsterror zu vergesetz- 
lichen, um den individuellen Ter- 
ror zu verhindern. 


(Fikri Devrimsel, Ankara) 


In diesem Entwurfsind das Recht 
auf Leben und seine Sicherstel- 
lung aufgehoben worden. Die die 
gewerkschaftlichen Rechte und 
Freiheiten betreffenden Bestim- 
mungen tendieren dahin, den Ar- 
beitsfrieden zu zerstören. Mit die- 
sen Bestimmungen werden die 
Gewerkschaften zu solchen Or- 
ganisationen umgeformt, die nur 
ihres Namens nach noch Gewerk- 
schaften sind. 

(Zeki Cakmakci, Trabzon) 


Was ist das für ein Verfassungs- 
entwurf, so daß 13 von 15 Kom- 
missionsmitgliedern ihre Stimme 
gegen verschiedene Paragraphen 
abgeben? 

(Kazim Oztürk) 


Das Ziel ist ein gesundes Funktio- 
nieren der Rechte und Freiheiten 
in einem sicheren und behagli- 
chen Staat. Wir werden Freihei- 
ten nicht dulden, die wiederum 
Freiheiten erdrosseln. 

Dies ist eine mutige Verfassung. 
Wenn wir uns eine starke Türkei 
und eine starke Nation wünschen, 
müssen die sozialen und die öko- 
nomischen Bedingungen verbes- 
sert werden. Die Schwachen müs- 
sen geschützt und die Bürger be- 
obachtet werden. Mit diesem 
Entwurf ist der Staat nicht mehr 
der Machthaber, sondern zu ei- 


nem Diener geworden. In dieser 


Nation gibt es keine Machthaber, 
sondern Diener. Auch von diesem 
Gesichtspunkt aus gesehen ist er 
ein perfekter Entwurf. 


(Ertugrul Zekai Ükte, Zentral- 


mitglied) 


Der Staatspräsident ist nicht 
mehr ein Unterzeichnungsme- 
chaniker. Nur, ich bin der Mei- 


verursacht, weil er das empfindli- 
che Gleichgewicht zwischen’dem 
Staat und seinen Organen nicht 


beibehält, neue Bestimmungen‘ 


bringt, die bei der Praxis zu neuen 
sozialen und politischen Depres- 
sionen führen werden, auf Details 
eingeht, den Realitäten der Tür- 
kei nicht entspricht und die Zu- 
kunftswünsche nicht berücksich- 
tigt. 

(Ismail Arar, Zentralmitglied) 


Nach diesem Verfassungsentwurf 
wird das Amt des Präsidenten der 
Republik eine Institution eines 
Kaiserreichs. 

(Mehmet Akdemir, Gaziantep) 


Das Vertrauen an die türkische 
Nation ist notwendig. Die wegen 
der blutigen Aktivitäten einer 
Handvoll Terroristen erlassenen 
Einschränkungen können dazu 
führen, das Vertrauen des Bür- 
gers gegenüber dem Staat zu 
schädigen. Daß dieser auch das 
Recht hat, vor, dem Staat ge- 
schützt zu werden, ist von der 
Verfassungskommission überse- 
hen worden. 

(Hayati Gürkan, Zentralmit- 
glied) 


Heute besitzt die Türkei einen 
wertvollen Kandidaten für das 
Amt des Präsidenten der Repu- 
blik. Es ist der sehr geehrte Gene- 
ral Evren. 

Für die Nutzung seiner Kompe- 
tenzen (des Präsidenten der Re- 
publik) braucht nicht am sehr ge- 
ehrten Evren gezweifelt werden. 
Nur, die im Entwurf vorgesehe- 
nen extremen Kompetenzen kön- 
nen meiner Ansicht nach, nach 
Evren nicht im positiven Sinne 
benutzt werden. 


(Besir Hamitogullari, Mardin) 39 


Besuch bei der Beratenden Versammlung: Generale des „Nationalen Sicherheitsrates'“. 


Meine Ansicht nach ist in bezug 
auf die Verfassung keine richtige 
Diagnose gestellt worden. Man 
ergriff dabei die Methode der 
Gruppentherapie. Man wählte, 
abgesehen von einigen nötigen 
Maßnahmen, mit den gar nicht so 
notwendigen Einschränkungen, 
die den Kern der Grundrechte 
und -freiheiten zerstören und mit 
Zwängen, die in der Gesellschaft 
neue Wunden öffnen, neue De- 
pressionen verursachen werden, 
eine Lösung zu suchen. 


(Ozer Gürbüz) 


Durch die an fremde Ideologien 
angepaßte Interpretation der 
Verfassung des Jahres 1961 und 
die beabsichtigte Praxis war ein 
erheblicher Teil einer Serie von 
Geschehnissen entstanden, der 
den Organismus des Staates er- 
schütterte und ihn in eine unbe- 
holfene Lage brachte. Tatsache 
ist, daß diese Verfassung (von 
1961) schwerwiegende Sünden 
beging, kann für uns, die sich rein 
und in ganzer Liebe zu Atatürk, 
dem Lande Dienste zu erweisen, 
eilen, nicht als eine Grundlage be- 
trachtet werden. Wir haben mit 
Freude festgestellt, daß die neue 


AO Verfassung, die auf Fundamenten 


Atatürkschen Nationalismus be- 
ruht, in diesem Verständnis vor- 
bereitet worden ist. Wir 160 Ar- 
beiter und Architekten werden 
eine ehrenhafte Aufgabe, in der 
türkischen politischen Geschichte 
ein stabiles und schönes Monu- 
ment zu errichten, bewältigen. 
Und wir werden diejenigen nicht 
blamieren, die uns, für diesen 
Platz als würdig erachtet haben. 
(Muzaffer Ender) 


Es wird behauptet, daß die Ver- 
fassung des Jahres 1961 für unsere 
Gesellschaft zu groß geschnitten 
war, Ich bin auch der Ansicht. 
Nur, die Verfassungskommission 
verwandelte die von der 196ler 
Verfassung gesicherten Rechte im 
Namen des starken Staates so un- 
erkenntlich, daß sie zu eng ge- 
schnitten ist. Ich habe bei der Be- 
nennung dieses Regimes Schwie- 
rigkeiten. 


(Tandogan Tokgöz, Bolu) 


Was benötigt wird ist, anstelle ei- 
nes objektiven Präsidenten der 
Republik, ein Staatspräsident, 
der was leistet und vom Volk ge- 
wählt wird, 5 

(Süleyman Kircali, Manisa) 


Es kann beobachtet werden, daß 
bei der Einschränkung der Presse- 
freiheit manche subjektiven MaB- 
stäbe eingesetzt wurden. Eines 
völlig subjektiven Inhaltes bei den 
Bestimmungen für die Ein- 
schränkung der Pressefreiheit ist 
die Hinderung der vorzeitigen Be- 
richterstattung. 

Eine unvermeidbare Notwendig- 
keit der Demokratie ist es, daß die 
aufrichtige Berichterstattung der 
Presse weder gehütet noch ge- 
fürchtet wird. 

(Enis Muratoglu, Istanbul) 


Die Demokratie, die der zivilen 
Seite schadete, bauten die Mili- 
tärs mehrmals erneut auf. Wir 
müssen deshalb die Militärs in- 
nerhalb der Demokratie sehen. 


Jeder wird in dem Verfassungs- 
entwurf nicht alles finden können, 
was er sucht, aber, den Kern der 
Demokratie doch. 
(Mehmet Hazer) 


Juntachef Evren ruft zur 
Denunziation von 
Verfassungsgegnern auf 


„...ich will mich nicht an den ge- 
gen die neue Verfassung gerichte- 
ten Kritiken beteiligen. Und zwar 
deshalb nicht, weil die Verfassung 
ihre letzte Form noch nicht er- 
reicht hat. 
„sogleich möehte ich einige Leute 
daran erinnern, was ich bei der 
Eröffnungsveranstaltung der Be- 
ratenden Versammlung sagte: Sie 
haben auch gesehen, welche 
Schwierigkeiten es bis heute we- 
gen der Verfassung gegeben hat. 
Und sie haben dies persönlich 
miterlebt. Diejenigen, die diese 
' Verfassung vorbereitet haben 
oder Interesse daran haben, kön- 
nen sie noch verteidigen. Und sie 
verteidigen sie. Sie sagen: Die 
Verfassung von 1961 ist die beste 
Verfassung. Sie ist die demokra- 
tischste Verfassung. Aber eine 
nackte Tatsache ist: die Lage der 
Türkei vor dem 12. September. 
Durch diese Verfassung sind wir 
zum 12. September gekommen. 
Durch diese aufgehobene Verfas- 


sung. 


Ja, es gibt Rechte und Freiheiten 
der Person. Aber diese Personen 
haben ihre Rechte und Freiheiten 
dem Staat übergeben. Wenn es 
nicht so wäre, müßte die ganze 
Nation zusammenkommen, um 
einen Beschluß zu fassen... aber 
es gab eine Zeit, in der der Staat 
nicht von Staatsmännern, son- 
dern von Vereinen regiert wurde. 
Wir wollen aus der Türkei nicht 
wieder ein Land machen, das von 
Vereinen regiert wird...“ 

Ich bin fortgefahren, daß es nicht 
angeht, daß Arbeit und Beschäf- 
tigung der Bürger durch tägliche 
Kundgebungen und Demonstra- 
tionen behindert wird, daß in un- 
serem Land keine kommunisti- 
schen und theokratischen Par- 
teien gegründet werden dürfen... 


Der 1. Mai ist ein Frühlingsfest. 
Aber dieses Frühlingsfest hat 
seine Farbe geändert. Dieses Fest, 
das’auf den Wiesen und Gärten 


gefeiert werden sollte, wurde mit 


roten Farben begangen... 


. Die Bürger sollen wissen, daß es 


Gewissens- und Gedankenfreiheit 
gibt. Sie ist aber nicht grenzenlos. 
Gegenüber der persönlichen 
Freiheit gibt es einen Staat. 
„Meine lieben Mitbürger, ich 
habe dies alles nicht gesagt, um 
den Verfassungsentwurf zu ver- 
teidigen. Ich habe meine Unter- 
schrift noch nicht unter diese Ver- 
fassung gesetzt. Ich möchte je- 
doch betonen, daß das, was ich 
hier gesagt habe, nicht in Verges- 
senheit geraten darf. Wir werden 
alle VorsichtsmaBnahmen tref- 
fen, daß wir nicht nochmals sol- 
the Schwierigkeiten bekommen 
werden, wie wir sie mitgemacht 
haben. Ihr seid es, die zu ihr ja 
oder nein sagen müßt. Nachdem 
diese Verfassung angenommen 
und bestätigt sein wird, hat keiner 
das Recht, noch irgend etwas 
dazu zu sagen, weil sie von der 
Nation bestätigt worden ist. Sie 
gehört der Nation...“ 

(Evren, Erdek, Cumhuriyet 
vom 26. 7.) 


„Diejenigen, die mit äußeren 
Kräften zusammenarbeiten, 
haben eine ‚Ablehnungskam- 
pagne‘ gegen die Verfassung 
begonnen.“ 


„Wir müssen eine Verfassung 
machen, in der wir unsere eigene 
Struktur, unsere Besonderheiten 
und unsere strategische Lage be- 
rücksichtigen. Wir, müssen uns 
nicht an die westlichen Verfas- 
sungen halten. Zu denjenigen, die 
sich am Westen orientieren wol- 
len, sage ich: Die türkische Fami- 
lie hat eine Tradition. Der Türke 
läßt seine Tochter nach dem 18. 
Lebensjahr nicht mehr auf die 
Straße; den Sohn ja auch nicht. 
Aber im Westen verlassen sie, ob 
Mädchen oder Junge, nach dem 
18. Lebensjahr ihr Zuhause. Sie 
mieten eine Wohnung an und tun, 
was sie wollen. Niemand mischt 
sich ein. Ob ein Mädchen mit ei- 
nem Mann lebt, was auch immer 
sie tut, keiner mischt sich ein. 
Wenn sie es so machen, sollen wir 
dann dieselbe Methode anwen- 
den? Wenn es der Westen so 
macht, sollen wir es auch so mar 
chen? Wir haben niemals und nir- 
gendwo gesagt, daß die neue Ver- 
fassung mehr Freiheiten bringen 
wird als die von 1961. Die Verfas- 
sung von 1961 ist zu groBzügig. 
Mit dieser Großzügigkeit sind wir 


- in den 12. September hineinge- 


stolpert. Diejenigen, die mit äuße- 
ren Kräften zusammenarbeiten, 
haben eine Ablehnungskampagne 


gegen die vorbereitete Verfassung 


angefangen. Je mehr die Zeit 
drängt, zur normalen demokrati- 
schen Ordnung überzugehen, um 
so mehr betätigen sich die Vater- 
landsverräter, die Sehnsucht nach 
der alten Periode haben, um die 
Führung schlechtzumachen. Ab 
sofort wird der türkische Staat, 
die türkische Nation so frei sein, 
die entsprechenden Maßnahmen 
zu ergreifen. Sie dürfen unsere 
Geduld nicht mißbrauchen...“ 

»Je mehr sich der Übergang-zur 
normalen demokratischen Ord- 
nung nähert, desto mehr betäti- 
gen sich, manchmal hinterhältig, 
manchmal offen, die, die sich 
nach der alten Periode sehnen, die 
Sklaven des Kommunismus, die 
nicht gefaßten Anarchisten und 
Terroristen, die sich unter uns be- 
findenden Vaterlandsverräter 


42 undFeindeder Nation und Vater- 


landslosen, um diese Führung 
schlechtzumachen. Sie verbreiten 
Lügen und unwahre Informatio- 


“ 


nen. 

Wir wissen alle schr genau, daß 
nach dem 12. September diejeni- 
gen, die gegen diese Führung 
sind, die dieses Land spalten, zer- 
reißen und stürzen wollten, die für 
ihre Interessen sogar das Land 
verkaufen wollten, ihre Aktivitä- 
ten eine Zeitlang fortgesetzt ha- 
ben. In dem Moment, als sie 
merkten, daß sie ihre Ziele nicht 
erreichen konnten, daß sie dau- 
ernd gefaßt wurden, sind sie ins 
Ausland geflüchtet. Diejenigen, 
die im Land geblieben sind, ha- 


‚ben sich gescheut, mit den äuße- 


ren Kräften zusammen gegen das 
Land zu arbeiten. Sie haben ver- 
sucht, durch die äußeren Kräfte 
unter verschiedenen Vorwänden 
Druck auf die Türkei auszuüben. 
An erster Stelle stand die Behaup- 
tung „In der Türkei wird gefol- 
tert, die Menschenrechte werden 
mit Füßen getreten.“ 

„Die, die mit äußeren Kräften zu- 
sammenarbeiten, haben sich viel 
Mühe gemacht, damit die Hilfe 
an die Türkei aufhört. Als sie 
merkten, daß sie damit die Türkei 
nicht stürzen können, haben sie 
mit einer Ablehnungskampagne 
gegen die Verfassung begonnen:“ 
General Evren zitierte in seiner 
Rede zwei Radiosender: ,,Ich 
möchte Ihnen ein paar giftige 
Ketzereien dieser Sender vorle- 
sen. Hört sie gut, meine Landsleu- 
te, schaut, was sie sagen, Einer 


dieser Sender — „Die Stimme der 
Kommunistischen Partei der 
Türkei“ — sagt: in einer der Sen- 
dungen folgendes: (Die kommu- 
nistische Partei der Türkei spricht 
unser ganzes Volk an: Zur Zeit ist 
die Lage für die werktätigen Mas- 
sen viel schwieriger. Die Hinder- 
nisse, die die werktätigen Massen 
bekämpfen müssen, haben zuge- 
nommen. Natürlich haben sie zu- 
genommen.) Diese Massen müs- 
sen jetzt viel mehr an persönli- 
chen Einsatz — Sie meinen Aufop- 
ferung. Vielleicht können sich ei- 
nige unter persönlichem Einsatz 
nichts vorstellen (erforderlich 
sind noch größere Bereitschaft, 
noch größere Organisierung, um 
diesen schweren Kampf zu füh- 
ren, um für jeden Schritt Kräfte 
zu sammeln — mit 100mal mehr 
Energie als früher —, um die 
schwachen Seiten des Feindes mit 
allen Kräften zu treffen), die 
Feinde sind wir. Meine Landsleu- 
te, für sie sind wir zu Feinden ge- 
worden. (Wir brauchen einen 
großen Einsatz, um zu siegen, um 
ihre Angriffe zurückzuschlagen 
und im Kampf stark zu werden.) 
Sie meinen, ohne besiegt zu wer- 
den, kann man nicht siegen. 

An einem anderen Tag wird in ei- 
ner Sendung gesagt: (Der Prozeß 
gegen das Friedenskomitee der 
Türkei wird fortgesetzt. Es wer- 


‘den die berühmten Wissenschaft- 


ler, Künstler und Politiker ange- 
klagt. Die Kommunistische Partei 
der Türkei ruft unser ganzes Volk 
auf. Befreien wir die führenden 


Mitglieder des Friedenskomitees 
der Türkei aus den Händen der 
Militärmacht. Lassen wir nicht 
zu, daß der Frieden angeklagt 
wird. Reißen wir die amerikani- 
schen Stützpunkte aus unserem 
Boden, .retten wir unsere Zu- 
kunft...) 


So, meine lieben Landsleute, es 
gäbe zwar noch mehr zu sagen, 
aber genug damit. Diese Sender 
rufen auf, zur neuen Verfassung 
nein zu sagen...“ 

„Noch hat unsere Verfassung ihre 
letzte Form nicht angenommen... 
Und ich habe deutlich gemacht: 
Im Sinne von Sicherheit und 
Ruhe in der Gesellschaft müssen 
wir einiges an persönlichen Rech- 
ten und Interessen opfern...‘ 
(Evren, Afyon, Cumhuriyet 
vom 30. 8. 1982) O 
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